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EDITORIAL/143: Verteidigung der Dunkelheit (SB)





Wochendruckausgabe 143 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
27.07.2019
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Verteidigung der Dunkelheit

   Ach Bruder, die Straße ist dunkel,

   und dunkel ist mein Gesicht.

   Ach Bruder, du kennst nicht die Straße,

   und den Dreck und die Tränen kennst du nicht. *

Ein lichtverheißendes Lied aus christlicher Feder am Beginn meiner
Ausführungen zum Gegenstück.

Bei aufkommender Dunkelheit ist man der Wehr- und Handlungsunfähigkeit
ausgeliefert, weil der Mensch sich, seiner Sinne oder vornehmlich
seiner Sicht beraubt, außerstande findet, ein Ziel oder einen
Gegenstand richtig erkennen und verfolgen zu können, um sich diesem
zum Selbstschutz und zur Bewältigung zu bemächtigen. Dabei handelt es
sich um jenes Dunkel, welchem sich der auf sein freies und
überschaubares Gesichtsfeld angewiesene Mensch in seiner Fertigkeit,
angreifen, zupacken und sich mithin auch verteidigen zu können, höchst
einschränkend und schließlich jedweder Gefahr, unterzugehen und nicht
zu überstehen, sprichwörtlich fast blind ausgeliefert sähe.

Spiegelbildlich ist der dunkle Eindruck oder das dunkle und finstere
Wesen, das eine Person ausstrahlt oder verkörpert, jene die
entsprechende Aufmerksamkeit erweckende Drohung der
Unvorhersehbarkeit, die mindestens überraschende, wenn nicht
erschreckende Ereignisketten ankündigt.

Suchen Sie doch, liebe Leserin, lieber Leser, gerne aus, mit welchen
der beiden beschriebenen Dunkelheiten Sie vorzugsweise ausgestattet
wären, oder ob Sie im Lichte des Vertrauten und Liebgewordenen mit der
dem Überblick verpflichtenden Orientierung lieber der lichten
Schönheit und Trefflichkeit aller damit verbundener Versprechungen und
Verheißungen treu bleiben wollten?

Allein, mir erschien das doch wie der Tanz einer Motte um die tödliche
Hitze einer Flamme. Vielleicht stellt sich auch die Frage, ob die
Dunkelheit nicht am Ende eine viel ausgreifendere und umfassendere
Sinnesmöglichkeit als jene uns sattsam vertraute sein müßte?

Ihre Schattenblick-Redaktion

* "Ich zieh meine dunkle Straße", Worte und Weise: Klaus Kleinau, aus:
Die Mundorgel, 3. Auflage 1968, Lied 93, 2. Strophe


29. Juli 2019
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ATOM/224: Halbwertzeit - Stillegung belgischer Atomkraftwerke sofort ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 30. Juli 2019

Alle belgischen AKW sofort stilllegen. Und auch die Uranfabriken in
Gronau und Lingen!



(Bonn, Berlin, Brüssel, Luxemburg) Nach dem Urteil zu den
belgischen Atomreaktoren Doel 1 und Doel 2 des Gerichtshofes der
Europäischen Union (EuGH) vom Montag (29.07.2019) hat der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz seine grundsätzliche Forderung nach der
sofortigen Stilllegung aller belgischer Atomreaktoren an den Standorten
Doel und Tihange bekräftigt.

Das belgische Gesetz über die Verlängerung der Laufzeit der AKW Doel1
und Doel2 wurde ohne die erforderlichen vorherigen
Umweltverträglichkeitsprüfungenerlassen. Zwei belgische Vereinigungen,
Inter-Environnement Wallonie und Bond Beter Leefmilieu Vlaanderen, die
sich für den Schutz der Umwelt und des Lebensumfeldes einsetzen, hatten
sich juristisch gegen das belgische Gesetz über die
Laufzeitverlängerungder beiden Reaktoren zur Wehr gesetzt, weil die
Verlängerung ohne Umweltverträglichkeitsprüfung und ohne Beteiligung der
Öffentlichkeit beschlossen wurde.

EuGH-Pressemitteilung zu Doel 1 + 2 vom 29.07.2019:

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2019-07/cp190100de.pdf

In einer ersten Stellungnahme betonte BBU-Vorstandsmitglied Udo
Buchholz, dass nur die Stilllegung aller belgischen Atomkraftwerke zur
Sicherheit der Bevölkerung beitragen würde. Die Anti-Atomkraft-Bewegung
in Belgien, in den Niederanden und in der Bundesrepublik engagiert sich
schon lange für die Stilllegung der umstrittenen belgischen
Atomkraftwerke. Immer wieder wurden Mängel und Störfälle bekannt und
jeder einzelne der belgischen Reaktoren trägt zur Verschärfung der
Atommüllprobleme bei. Anfang Juli 2019 demonstrierten rund 4000 Personen
in Aachen mit einer Fahrraddemonstration gegen die belgischen AKW.

Von Bundesumweltministerin Svenja Schulze fordert der BBU, dass Sie sich
gegen die Versorgung der belgischen AKW mit Uran aus den Atomfabriken in
Gronau und Lingen zur Wehr setzen soll.

Am Sonntag (4. August) beginnt um 13 Uhr vor der Urananreicherungsanlage
in Gronau eine friedenspolitische Kundgebung, die sich auch gegen
Uranexporte von Gronau nach Belgien und in andere Länder richtet.



Hintergrundinformation zu den belgischen AKW und zu den Uranfabriken in
Gronau und Lingen:

https://www.bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202018/29.08.18.pdf

Aufruf zur Kundgebung in Gronau am 4.8.19:

https://bbu-online.de/Aktuelles/Aufruf%20PDF%20UAA-Kundgebung%2004.08.19.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Juli 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2019 
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IN EIGENER SACHE/006: Der Schattenblick macht Urlaub ... (SB)




Liebe Leserin, lieber Leser,

auf diesem Wege möchten wir Ihnen mitteilen, daß die redaktionelle Tätigkeit von Samstag, den 03.08.2019 bis einschließlich Sonntag, den 11.08.2019 aus Urlaubsgründen ausfallen wird und Sie deshalb in dieser Zeit in der täglichen Online-Ausgabe des Schattenblick keine aktualisierten Nachrichten, Reportagen, Berichte und Tagesmeldungen erwarten können.

Ab Montag, den 12.08.2019 treten wir dann wieder verläßlich mit den Ihnen vertrauten Textangeboten in regelmäßige Erscheinung, so daß ab Dienstag, den 13.08.2019 auch die tägliche PDF-Druckausgabe des Schattenblick wie gewohnt erwartet werden kann.

In der Hoffnung auf Ihr Verständnis verbleibt 

mit sommerlichen Grüßen,

Ihre Schattenblick-Redaktion

31. Juli 2019
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WALD/395: Hambacher Forst - quo vadis Wald ... (ZKS)


Zivilgesellschaftlicher Koordinierungskreis Strukturwandel

Pressemitteilung vom 31.07.2019

Kohlekompromiss wird durch RWE-Antrag auf Sümpfung bis 2030 ad absurdum
geführt

Bürgewälder Hambacher Wald und Steinheide benötigen Hilfskonzept und
zukunftsweisende Entscheidungen



Der Zivilgesellschaftliche Koordinierungskreis Strukturwandel fordert RWE
auf, den eingereichten Antrag auf Sümpfung im Umfeld des Tagebaus Hambach
von 2020 bis 2030 zurückzuziehen und stattdessen einen
Abschlussbetriebsplan zu erstellen, der die Empfehlungen der
Kohlekommission umsetzt. Darüber hinaus fordert der Koordinierungskreis die
Landesregierung NRW auf, entsprechend regulierend auf RWE einzuwirken und
den Konsens "Erhalt des Hambacher Waldes" sicher zu stellen.

Die vorgelegte Sümpfungsplanung suggeriert, dass RWE die Tagebauplanung bis
2045 vorsieht und entspricht in keiner Weise den Empfehlungen der
Kohlekommission und den Erfordernissen der Pariser Klimaziele.

Die geplante Wasserentnahme von max. 450 Mio m3/a ist angesichts der
Verknappung der Ressource Wasser/Grundwasser im Rheinland mit Millionen
Menschen nicht zu verantworten. Die benannten Werte für eine
Grundwasserneubildung (2020: 258 Mio m3/a ) können angesichts der bekannten
Grundwasser-Defizite nicht nachvollzogen werden. Somit ist die durch die
Beendigung des Tagebaus Hambach bedingte deutliche Reduktion der
entnommenen Wassermengen für eine zukunftsgerechte Wasserwirtschaft
unabdingbar.

Hinzu kommen die durch die Sümpfung verursachten Bergschäden in den schon
jetzt stark betroffenen Ortslagen wie z.B. Heppendorf, das seit 1955 um bis
zu 5,5 Meter angesunken ist und zahlreiche Bergschäden aufweist.

Der Koordinierungskreis fordert eine Beteiligung der Zivilgesellschaft an
dem wasserwirtschaftlich-ökologischen Monitoring für den Tagebau Hambach.

Der in dem Monitoring benannte Bereich "Natur und Landschaft" muss unseres
Erachtens die Entwicklung der Bürgewälder integrieren. Hier sehen wir
dringenden Handlungsbedarf. Fotos vom 26.7.2019 aus dem Hambacher Wald
sowohl vom Randbereich zum Tagebau in einem ca. 30 Meter tiefen Streifen
wie auch die Luftaufnahmen einer Drohne zeigen die massiven Schäden durch
den Wassermangel. (Eine Bilderreihe finden Sie unter unten angegebenem
Link.) Wenngleich diese Wälder stark niederschlagsabhängig sind, so gilt
doch das sogenannte Verschlechterungsverbot nach § 33 Abs. 1 S.1
BNatSchG auch für das Naturschutzgebiet Hambacher Wald. Wie aus dem schon
seit Jahren bestehenden Fledermausmonitoring für den Hambacher Wald
hervorgeht, ist der Bestand der Bechsteinfledermaus im Hambacher Wald
konservativ und findet noch genügend Baumhöhlen. Eine auch nur teilweise
Verlagerung der Population, z.B. in die Steinheide, hat bisher nicht
stattgefunden. Das in der Steinheide vorgesehene Areal mit alten Bäumen,
hauptsächlich Stieleichen, weist ebenfalls zunehmende Verluste durch die
Trockenheit auf. Die vormals mehrmonatigen feuchten Perioden in den
Bürgewäldern fehlen bzw. sind extrem verkürzt. Auch aus dem Grund des
Schutzes der Fledermäuse, die der alten Bäume bedürfen, ist ein Konzept für
eine Wiedervernässung der Waldflächen zu Lasten RWE zu diskutieren und
durch unabhängige Experten zu prüfen. Dabei geht es zum einen um den
möglichst langen Erhalt der alten Bäume, zum zweiten aber auch um die
Realisierung eines klimaangepassten Waldumbaus, der notwendig
werden wird. Da es hierfür keine Erfahrungen gibt, sollten die Bürgewälder
für ein Forschungsprojekt auf Bundesebene genutzt werden. Hier ist die
Landesregierung gefordert, die sich nicht auf die Forderung nach
Neuanpflanzung von Wald - wie aktuell im Königsdorfer Wald - beschränken
darf. Es fehlt ein nationales Forschungsprogramm für die Zukunft des
deutschen Waldes.

Waldbesitzer RWE sollte vorweg gehen und sich zukunftsorientiert in ein
solches Projekt einbringen.


Link zur Bilderreihe:

[1] http://www.buirerfuerbuir.de/index.php/aktuelles/312-waldschaeden-durch-trockenheit

 * 

Quelle:

Zivilgesellschaftlicher Koordinierungskreis Strukturwandel

Internet: https://revierperspektiven-rheinland.de
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TREFF/1415: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Programm vom 5. - 10. August 2019




Kulturcafé Komm du - Das Programm der 32. Kalenderwoche 2019

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de
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        Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

        

        

                                                - + * + * + * + -

        

        

        

            *Mittwoch, 7. August 2019, 20.00 bis 22.00 Konzert

              Pia Fridhill Duo | ‘ELCH-POP‘ -
            SoulPopJazzFolkFunkRockBlues aus Schweden

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de




[image: Foto: by Manfred Pollert]

Pia Fridhill Duo
Foto: by Manfred Pollert




        Pia Fridhill Duo - „ELCH-POP“ - SoulPopJazzFolkFunkRockBlues
            aus Schweden


        Das Songwriter-Duo Pia Fridhill & Jens Hoffmann spielt seine
        größten Hits in Kleinstbesetzung-

        von melancholischer Innerlichkeit bis zu bluesigem Soul mit hohem
        Gänsehautfaktor. Auf der

        Bühne präsentieren sich zwei, die mit Spaß und hoher Musikalität ihr
        Publikum begeistern.

        Mitten ins Herz trifft Fridhill/Hoffmanns Musik. Die Geschichten
        hinter den Songs sind

        persönlich, ergreifend, manchmal lustig und alles andere als
        Mainstream. 

        

        Feinster akustischer PopJazzFolkFunkRockBlues oder einfach:
        Elch-Pop!  

        Authentisch, akustisch, analog.

        

        

        Besetzung:

        Pia Fridhill – Gesang, Bass, Cajón, Mundharmonika, Perkussion

        Jens Hoffmann – Akustikgitarre, Gesang

        

        Weitere Informationen:

        http://www.piafridhill.de

        

        

        

            *Donnerstag, 8. August 2019, 20.00 bis 22.00 Lesung

              NordBuch e.V. präsentiert “Wenn krähen kreisen…” |
            Lesung und Buchvorstellung

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de




[image: Foto: by NordBuch e.V.]

Lesung und Buchvorstellung
Foto: by NordBuch e.V.




        NordBuch e.V. präsentiert “Wenn krähen kreisen…” | Lesung und
            Buchvorstellung


        Autoren und Autorinnen laden zur Lesung aus der neuen Anthologie
        »Fundstücke« ein.  Der Titel: Wenn Krähen kreisen … hat
        Schriftsteller und Nachwuchstalente inspiriert Prosa und Lyrik, in
        Versmaß und Rhythmus verdichtet und zwischen den Zeilen auf den
        Punkt zu bringen.

        Die Zuhörer werden von Krimigeschichten und spannenden Gedichten
        hören, die zu einem furiosen oder kriminellen Finale führen. Aber
        auch Unaufgeklärtes wie Beobachtungen und Hintergründe menschlicher
        Geschicke werden thematisiert, die Auslöser für dunkel aufziehende
        Wolken sein können, sowie unergründliche Mächte, Nichtgesagtes und
        Licht und Schatten.

        Autorinnen und Autoren aus Schleswig-Holstein und Hamburg lesen aus
        der neu erschienenen Anthologie Fundstücke für Lyrik und Prosa,
        »Wenn Krähen kreisen …« und freuen sich auf Ihren Besuch.

         

        Lesende:

        Christel Mirus-Bröer

        Georg von Sternberg

        Romy Steinriede

        Dr. Wolf-Ulrich Cropp

        Dr. Reimer Eilers

        

        Weitere Informationen:

        www.nord-buch.info

        www.facebook.com/nordbuchev/

        

        

        

            *Freitag, 9. August 2019, 20.00 bis 22.00 Konzert

              Roadbird | Souliger Singer-Songwriter-Rock

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Roadbird
Foto: by Tim Wichelmann




        Roadbird | Souliger Singer-Songwriter-Rock


        Roadbird vereinen musikalische Einflüsse aus ganz unterschiedlichen
        Stilrichtungen in feinen Arrangements zu einem eigenen
        Songwriter-Rock. In der Trio-Besetzung wird die unverwechselbare,
        warme und kraftvolle Soulstimme von Linda Schieffelke begleitet von
        Ulf Lorenz und Dirk Uka an den Gitarren.

        

        Besetzung:

        Linda Schieffelke - Lead vocals

        Ulf Lorenz - E- und Western-Gitarre, Backing vocals

        Dirk Uka - Western-Gitarre, Backing vocals

        

        Weitere Informationen:

        https://www.facebook.com/Roadbird-1018964944956394/ 

        https://www.youtube.com/watch?v=xO4Y-XufbwM 

        https://www.instagram.com/roadbirdmusic/

        

        

        

            *Samstag, 10. August 2019, 20.00 bis 22.00 Konzert

              StringPulse | Harfe, Cello und Percussion im
            Spannungsbogen von Folk, Jazz und Improvisation

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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StringPulse
Foto: by Orestes Hatzipanteliades




        StringPulse | Harfe, Cello und Percussion im Spannungsbogen
            von Folk, Jazz und Improvisation


        Harfe, Cello, Percussion - unterschiedlicher können Musikinstrumente
        kaum sein! Vereint im Ensemble StringPulse ergeben sie eine
        ungewöhnliche, aber passende und stimmige Kombination verschiedener
        Musikstile, Klangwelten und musikalischer Epochen.

        

        Erlesene Zutaten wie ein Schuss irischer, schottischer und
        skandinavischer Folk, eine kräftige Prise Jazz und als besondere
        Würze Improvisationen, bei denen es knistert wie beim Flambieren:
        Das alles zusammen ist das Rezept für die Musik von StringPulse. Sie
        ist mal dynamisch und explosiv und mal meditativ – immer aber
        berührend.

        

        Besetzung:

        Lucja Wojdak  - Cello

        Andreas Buschmann - keltische Harfe und Gesang

        Detlef Schaper - Cajón und Percussion

        

        Weitere Informationen:

        www.stringpulse.de

        https://youtu.be/sPOpvyrAiF8

        https://youtu.be/sVLm9pG2_l8

        https://youtu.be/ODkOaWvMf8g
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Das aktuelle Wochenprogramm des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29.07.2019

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Str. 13

21073 Hamburg

Tel.: 040/57228952

E-Mail: kommdu@gmx.de

Internet: www.komm-du.de

Facebook: https://www.facebook.com/KommDu
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INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/706: Braunschweig - "eAusleihe-Sprechstunde" in der Stadtbibliothek am 8.8.2019


Stadt Braunschweig

"eAusleihe-Sprechstunde" in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Die Stadtbibliothek Braunschweig, Schlossplatz 2, lädt
am Donnerstag, 8. August, von 15.30 Uhr bis 17.30 Uhr wieder zu einer
offenen "eAusleihe-Sprechstunde" ein. In persönlichen Gesprächen
werden Fragen rund um das Herunterladen digitaler Medien beantwortet
und Grundlagen im Umgang mit der elektronischen Ausleihe vermittelt.
Es handelt sich um eine monatliche Veranstaltung. Nächster Termin ist
Donnerstag, 5. September. Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist
nicht erforderlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer
470-6835.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Juli 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





EUROPA/664: 75. Europäischer Holocaust-Gedenktag für Sinti und Roma


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 1. August 2019

75. Europäischer Holocaust-Gedenktag für Sinti und Roma (2.8.):

EU braucht Strategie gegen Antiziganismus



Anlässlich der Gedenkfeier für die während des Zweiten Weltkriegs
getöteten Sinti und Roma kritisiert die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) die Ideenlosigkeit der EU angesichts des erstarkenden
Antiziganismus: "Die Roma-Dekade der EU liegt nun beinah fünft Jahre
zurück", erinnerte Jan Diedrichsen, Bundesvorsitzender der GfbV am
Donnerstag in Krakau. "Noch immer ist keine Strategie zu erkennen,
wie die EU diese verfolgten europäischen Minderheiten der Sinti und
Roma schützen und fördern will."

In manchen EU-Ländern sei die Lage der Sinti und Roma desaströs. "Es
sind zivilgesellschaftliche Organisationen wie der Zentralrat
Deutscher Sinti und Roma, die das Thema immer wieder in die
Öffentlichkeit bringen", betont Diedrichsen. Es sei beschämend, dass
die EU den Schutz ihrer Minderheiten vor Diskriminierung
vernachlässige und das Thema Antiziganismus totschweige. "Unter der
neuen Präsidentin von der Leyen muss die EU-Kommission endlich aktiv
werden", fordert Diedrichsen. "Es braucht einen europaweiten
Masterplan für Sinti und Roma." Dieser müsse den Kampf gegen
Antiziganismus koordinieren, aber auch Kultur- und Sprachförderung
umfassen und wirtschaftliche Perspektiven eröffnen.

Der 2. August 2019 ist der 75. Jahrestag der Auflösung des
"Zigeunerlagers" in Auschwitz 1944. Die Feierlichkeiten am 1. und 2.
August 2019 finden in Krakau und der nahegelegenen Gedenkstätte
Auschwitz / Birkenau statt. Sie werden vom Zentralrat Deutscher Sinti
und Roma und der Roma Association in Poland veranstaltet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. August 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





APPELL/157: Keine Kurz- und Mittelstreckenraketen in Europa (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 1. August 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Keine Kurz- und Mittelstreckenraketen in Europa

Ende des INF-Vertrages



Anlässlich des Endes des INF-Vertrages zum Verbot von Mittelstreckensystemen fordern die Friedensorganisationen ICAN Deutschland, IPPNW und DFG-VK einen neuen Rüstungskontrollvertrag sowie die Unterzeichnung des UN-Atomwaffenverbotsvertrages durch
die Bundesregierung. Bundesaußenminister Heiko Maas solle sich innerhalb Europas für einen Vertrag mit den USA und Russland einsetzen, der die Stationierung ballistischer Raketen in Europa verbietet.

"Mit der Beerdigung des INF-Vertrages untergraben Donald Trump und Wladimir Putin den Nichtverbreitungsvertrag weiter und setzen die Welt einem erhöhten Risiko für den Einsatz von Atomwaffen aus. Unsere globale Sicherheit darf nicht in den Händen
weniger Regierungen und Staatschefs liegen, die bereit sind, die kollektiven Bedürfnisse und das Überleben der Menschheit für ihre eigenen politischen Interessen zu opfern," erklärt Xanthe Hall, IPPNW-Abrüstungsexpertin und Vorstandsmitglied von
ICAN.

Seit seiner Unterzeichnung 1987 durch Michail Gorbatschow und Ronald Reagan führte der INF-Vertrag zur Zerstörung von knapp 2.700 Kurz- und Mittelstreckensystemen. Diese in Europa stationierten Raketen hätten innerhalb weniger Minuten Vorwarnzeit
eingesetzt werden können. Der INF-Vertrag hat eine ganze Gattung von Atomraketen in Europa abgeschafft und damit dem Kontinent mehr Sicherheit gebracht.

Nach der Kündigung des Vertrages dürfen die USA und Russland künftig wieder landgestützte Raketen mit einer Reichweite zwischen 500 und 5.500 Kilometern stationieren. Damit droht in Europa erneut ein atomares Wettrüsten. Weder die USA noch Russland
zeigen Interesse daran, den Vertrag zu erneuern. Beide Staaten modernisieren ihre Atomwaffenstreitkräfte und entwickeln neue Atomwaffen. Die internationale Rüstungskontrollarchitektur droht zu kollabieren - mit unabsehbaren Folgen für die globale
Sicherheit.

Mit einem Straßenthater vor der US-Botschaft am Pariser Platz werden Friedensaktivist*innen heute Nachmittag ihrer Forderung Nachdruck verleihen. Sie setzen eine der bekanntesten Karrikaturen des Kalten Krieges neu in Szene. Donald Trump und Wladimir
Putin sitzen an einem Tisch, machen Armdrücken und drohen dabei jeweils den Atomknopf zu drücken und die Atombomben, auf denen beide sitzen, in die Luft zu jagen. Aktivist*innen in gelben "Strahlenschutz"-Anzügen versuchen, beide vom Tisch zu bewegen
und bringen die Staatschefs dazu, den UN-Atomwaffenverbotsvertrag zu unterschreiben - auch Bundeskanzlerin Angela Merkel unterschreibt den UN-Vertrag.

Die IPPNW hat eine Mail-Aktion an Außenminister Heiko Maas initiiert, in der die Bundesregierung nach dem Auslaufen des INF-Vertrages aufgefordert wird, die Stationierung von Kurz- und Mittelstreckenraketen in 
Deutschland dauerhaft auszuschließen

https://www.ippnw.de/aktiv-werden/kampagnen/maas-appell.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. August 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8713: Und morgen, den 02. August 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 02.08.2019 bis zum 03.08.2019 +++
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Der Frosch Jean-Luc denkt,

na denn wohl mal endlich,

vom Wetter gelenkt,

blitzwolkenbruchschändlich.
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INFOPOOL / EUROPOOL / WIRTSCHAFT





AUSSENHANDEL/317: Von Kühen, Karossen und Kolonialismus (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin, 23. Juli 2019

Von Kühen, Karossen und Kolonialismus

Von Bettina Müller, Lateinamerika Nachrichten, Juli 2019






[image: Gaucho auf Pferd, eine Rinderherde, im Hintergrund ein kompaktes, kuppelförmiges Gebäude, wahrscheinlich ein Getreidesilo - Bild: Pablo Gonzalez via flickr.com | CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]]

Teil der Vereinbarung Rindfleisch gegen Autos

Bild: Pablo Gonzalez via flickr.com | CC BY-SA 2.0

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/



Wenig erfreuliche Neuigkeiten nach 20 Jahren Verhandlungen zum
Handelsabkommen zwischen der EU und den Mercosur-Staaten. Die
Fortschritte beim Handelsabkommen rührten einige Verhandlungsführer
unlängst zu Tränen. Für andere könnte das Abkommen jedoch zum
Verhängnis werden.

Ende Juni 2019 erzielten die EU und die Mercosur-Staaten Argentinien,
Brasilien, Paraguay und Uruguay eine Grundsatzvereinbarung über ein
Handelsabkommen. Nach fast 20jähriger Verhandlungsphase wollen sie
das größte Handelsabkommen der EU abschließen. Jorge Faurie, der
argentinische Außenminister, verkündete seinem Präsidenten Mauricio
Macri unter Schluchzern per Whatsapp von dem Verhandlungserfolg. Hohe
EU-Vertreter*innen wie der Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker
und Handelskommissarin Cecilia Malmström überschlugen sich in ihren
Lobpreisungen. Es sei ein "historischer Moment" hieß es da. Das
Abkommen sei ein weiteres Zeichen dafür, dass die EU ein Vorbild für
freien und nachhaltigen Handel sei.

Diese Trommelwirbel lenken jedoch davon ab, dass die Verhandlungen
noch nicht komplett beendet sind. Tatsächlich liegt bislang kein
fertiger Vertragstext vor. Und die Ratifizierung liegt in weiter
Ferne, zumal einige Länder wie Frankreich, Irland und Polen bereits
Bedenken angekündigt haben. Doch politisch war es für beide
Vertragsparteien wichtig, gerade jetzt einen ersten Verhandlungserfolg
zu verkünden. Denn zum einen finden im Oktober Wahlen in Argentinien
statt. Ein Sieg des neoliberalen Freihandelsapologeten Mauricio Macri
ist nicht sicher. Der brasilianische Präsident Jair Bolsonaro kämpft
nach sieben Monaten Amtszeit mit erdrutschartigen
Popularitätsverlusten, unter anderem auf Grund immer neuer
Korruptionsvorwürfe. Er brauchte dringend eine Erfolgsnachricht. Zum
anderen findet derzeit eine Neuaufstellung der europäischen Kommission
statt. Auch der immer wieder aufwallende Handelskonflikt zwischen den
USA und China sowie mögliche US-Zölle gegen europäische Waren dürften
die Verhandlungen angespornt haben.


Gut für die Agrarlobby, schlecht für die bäuerliche
Landwirtschaft

Die EU importiert jährlich landwirtschaftliche Güter in Höhe von 20
Milliarden Euro aus dem Mercosur. Die Importe werden mit Inkrafttreten
des Abkommens weiter anwachsen. Laut Grundsatzvereinbarung wird die EU
ihren Agrarsektor zu 82 Prozent sofort öffnen, sprich ihre Zölle dort
auf Null senken. Dies gilt unter anderem für Soja, eine Reihe von
Früchten wie Äpfeln und Birnen, Gemüse, einige Fischarten und Gewürze.
In sensiblen Bereichen wie Fleisch, Zucker, Reis, Honig und
Agrarethanol wurden Quoten festgelegt, die die Einfuhr über den
Zeitraum von einigen Jahren nach wie vor beschränken. Insgesamt könnte
der Anteil des Mercosur an den gesamten Lebensmittelimporten der EU
durch das Abkommen bis 2025 von derzeit 17 auf 25 Prozent anschwellen,
so die Berechnungen des EU-Forschungsdienstes.

Um die ausländische Nachfrage nach Soja und anderen Agrarerzeugnissen
zu decken, sind bereits jetzt Großteile der Mercosur-Länder mit
Monokulturen gentechnisch veränderter Pflanzen bedeckt. In Argentinien
beispielsweise sind 60 Prozent der gesamten Ackerfläche mit
überwiegend gentechnisch manipuliertem Soja bepflanzt, welches
regelmäßig mit Pestiziden wie Glyphosat besprüht wird. 94 Prozent des
Sojaschrots und mehr als die Hälte der Sojabohnen, die die EU auf dem
Weltmarkt einkauft, und die dann in den Futtertrögen der europäischen
Tierfabriken landen, stammen aus dem Mercosur.

Geht es nach den Verhandlungsparteien, werden zukünftig auch
europäische Autos vermehrt mit "Bioethanol" aus südamerikanischem
Zuckerrohr betankt. 200.000 Tonnen sollen mit geringeren Zöllen in die
EU eingeführt werden dürfen. Zum Vergleich, Brasilien, das derzeit der
wichtigste Mercosur-Exporteur von Ethanol ist, führte 2017 nur knapp
15.000 Tonnen in die EU aus. Zuckerrohr bedeckt bereits jetzt 9
Millionen Hektar des brasilianischen Ackerlandes. Das entspricht mehr
als Dreivierteln der gesamten Ackerfläche Deutschlands.

Mit dem Abkommen werden also Anreize geschaffen, die
landwirtschaftlichen Monokulturen in den südamerikanischen Ländern
auszubauen. Große, industriell bewirtschaftete Flächen verdrängen
Kleinbauern und Kleinbäuerinnen, die Nahrungsmittel für den lokalen
Markt produzieren. Bodenerosion und -kontamination, Verlust von
Biodiversität und die Verseuchung des Trinkwassers sind nur einige der
Konsequenzen dieses Produktionsmodells.


Pferdestärken gegen Kühe

Auch die Einfuhr von Fleisch soll noch einmal gesteigert werden.
Bereits jetzt stammen 73 Prozent der Rindfleischimporte und 56 Prozent
der Hühnerfleischimporte in die EU aus dem südamerikanischen Verbund.
Die Grundsatzvereinbarung sieht vor, dass zukünftig 99.000 Tonnen
Rindfleisch, 180.000 Tonnen Hühnerfleisch und 25.000 Tonnen
Schweinefleisch teilweise komplett zollfrei, teilweise gering bezollt,
in die EU kommen dürfen. Im Gegenzug senken die Länder des Mercosur
die Zölle für mehr als 90 Prozent aller EU-Exporte von Autos,
Autoteilen, Maschinen, chemischen Produkten und Medikamenten. Dies ist
ein herber Rückschlag für die Industrie, vor allem in Brasilien und
Argentinien, die nicht in gleichem Maße wettbewerbsfähig ist wie die
europäische. Guillermo Moretti, Vizepräsident des argentinischen
Industrieverbandes, sagte kurz nach Bekanntgabe der
Grundsatzvereinbarung: "Ich bin besorgt. Die Länder, die dieses
Abkommen ausgehandelt haben, weisen ein Handelsbilanzdefizit mit der
Europäischen Union auf. Das Bruttoinlandsprodukt der EU ist fünf Mal
so groß wie das des Mercosur und dort werden zehn Mal so viele Patente
angemeldet wie bei uns. Die Auswirkungen des Abkommens auf den
internen Markt werden massiv sein."

Auf der anderen Seite des Atlantiks sind vor allem die Bauern und
Bäuerinnen besorgt. Selbst Joachim Rukwied, Präsident des Deutschen
Bauernverbandes, der sich bislang positiv gegenüber Handelsabkommen
ausgesprochen hatte, erklärte: "Es ist nicht zu akzeptieren, dass die
EU-Kommission diese völlig unausgewogene Vereinbarung unterzeichnet.
Dieses Handelsabkommen ist Doppelmoral pur. Die Landwirtschaft darf
nicht zugunsten der Automobilindustrie geopfert werden." Berit
Thomsen, Handelsreferentin der deutschen Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche Landwirtschaft (AbL) wies zudem auf die schlechte Öko- und
Klimabilanz des Abkommens hin. "Wir importieren aus diesen Ländern
künftig nicht nur Rindfleisch, sondern die mit der industriellen
Produktion verbundenen Klimaschäden und menschenunwürdigen
Produktionsbedingungen."

Tatsächlich führen die Ausbreitung der Rinderherden, aber auch der
Anbauflächen von Monokulturen, in den südamerikanischen Ländern zu
einer Vertreibung von Kleinbauern und Kleinbäuerinnen und indigener
Bevölkerung von ihrem Land. In Brasilien etwa registrierte die
Landpastorale CPT (Commissão Pastoral da Terra) in den
vergangenen drei Jahren eine Verdopplung der Landkonflikte. So kam es
2017 zu 70 Morden an Kleinbauern und Kleinbäuerinnen, Indigenen und
Aktivist*innen, die sich gegen das vordringende Agrobusiness
verteidigten. Die CPT dokumentiert ebenfalls die grassierende
Straflosigkeit. Im Zeitraum 1985 bis 2017 wurden demnach über 1.900
Menschen in Landkonflikten ermordet. Doch nur in acht Prozent der
Fälle kam es zu Verurteilungen.

Zudem sind die Entwaldungsraten in allen vier Ländern des Mercosur
extrem hoch. Argentinien gehört zu den zehn Ländern, die weltweit am
meisten von Entwaldung betroffen sind. In Brasilien verschwand in
weniger als einem Jahr eine Fläche des Regenwaldes, die etwa fünf Mal
so groß ist wie London. Das Abkommen zwischen dem Mercosur und der EU
würde den Druck auf die Produktion landwirtschaftlicher Güter weiter
erhöhen. Denn um die Verluste aus Zolleinnahmen von 4 Milliarden Euro,
die das Handelsabkommen für die Mercosur-Staaten bedeuten würde, zu
kompensieren, müssten sie wesentlich mehr exportieren. Da die
industriellen Produkte der Länder nicht wettbewerbsfähig sind, bleiben
nur noch die Ausweitung der landwirtschaftlichen Produktion und der
Abbau natürlicher Rohstoffe. Eine weiter voranschreitende Abholzung
des so dringend für die Bekämpfung der Klimakrise benötigten
Amazonas-Regenwaldes und anderer Urwälder ist die Folge. Da hilft es
auch nichts, dass sich die Vertragsparteien dazu verpflichten, dass
Pariser Klimaabkommen effektiv umzusetzen. Denn gerade diese
"Verpflichtung" fällt unter das Nachhaltigkeitskapitel, das, anders
als die anderen Kapitel, über keine verbindlichen
Durchsetzungsmechanismen verfügt.


Faire und nachhaltige Handelspolitik sieht anders aus

Die hier aufgeführten Aspekte sind nur einige der zu erwartenden
sozialen und ökologischen Folgen dieses unausgewogenen Abkommens, das
Umwelt, Klima und Menschenrechte wirtschaftlichen Interessen
unterordnet. Die durch das Abkommen vorangetriebene
Liberalisierungsstrategie erschwert die Förderung ökologischer
Landwirtschaft und die effektive Bekämpfung der Klimakrise auf beiden
Seiten des Atlantiks. Gleichzeitig schreibt das Abkommen die Position
der Südländer als Rohstoff- und Lebensmittellieferanten in der
internationalen Arbeitsteilung fest - und damit auch ihre Abhängigkeit
von den Industrieländern. Deswegen ist es eben kein Beweis für die
nachhaltige und faire Handelspolitik der EU.

Noch ist das Abkommen nicht ratifiziert, die zurückhaltenden
Positionen einiger EU-Länder lassen darauf schließen, dass dies auch
noch dauern könnte. Diese Zeit sollten die Organisationen, die sich
bereits in der Vergangenheit gegen klima- und umweltschädliche
Handelsabkommen ausgesprochen haben, nutzen, um öffentliche
Aufmerksamkeit für die desaströsen Konsequenzen dieses Abkommens zu
generieren. Angesichts der Klimakrise, des massiven Verlustes an
Biodiversität, der wachsenden Kluft zwischen Arm und Reich, Nord und
Süd, dürfen keine weiteren Abkommen verabschiedet werden, die dieser
Realität keine Rechnung tragen. TTIP konnte gestoppt werden - warum
nicht auch EU-Mercosur?


Erstveröffentlichung:

https://lateinamerika-nachrichten.de/artikel/von-kuehen-karossen-und-kolonialismus/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Lateinamerika Nachrichten
für die Nachdruckgenehmigung.
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FUNDSTÄTTEN/133: Archäologen dokumentieren älteste bekannte Vorstufe der Fresko-Malerei im Mittelmeerraum (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 25.07.2019

Archäologen dokumentieren älteste bekannte Vorstufe der Fresko-Malerei im
Mittelmeerraum

Forscherinnen und Forscher der Universitäten Beirut und Tübingen
analysieren 4.000 Jahre alte Wandmalereien in einem Palast aus der
Bronzezeit



Archäologinnen und Archäologen der American University of Beirut und der
Universität Tübingen haben die ältesten großflächig erhaltenen
Wandmalereien im Vorderen Orient dokumentiert. Erste Teile der Malereien
wurden bereits 2005 in den Ruinen eines Palasts aus der Bronzezeit im
Süden des Libanon, an der Mittelmeerküste südlich von Sidon, entdeckt. In
den Folgejahren konnten die Malereien auf großen Wandflächen aufgedeckt
und konserviert werden, und nun haben die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler die Ergebnisse in Buchform publiziert. Wie Professor Jens
Kamlah vom Biblisch-Archäologischen Institut der Universität Tübingen
berichtete, wurden die Bilder in einer frühen Entwicklungsstufe der
Fresko-Malerei auf die Wände aufgebracht und entstanden um 1900 v.Chr. Es
handele sich damit um den ältesten derzeit bekannten Beleg für eine
Vorform dieser Maltechnik im gesamten Mittelmeerraum. Das Projekt wurde
von Kamlah und der libanesischen Archäologin Professorin Hélène Sader
geleitet. Als Kooperationspartner war das Deutsche Archäologische Institut
unter der Leitung der wissenschaftlichen Direktorin Dr. Dr. Margarete van
Ess beteiligt.




[image: Bild: © Tell el-Burak Excavation Project]

Der größte Raum des Palastes, in dem Teile der großflächigen
Wandmalereien entdeckt wurden. Der Kalkputz der Innenwände ist in den
hellen Flächen sichtbar, unterbrochen von der dunklen Fläche einer
zugesetzten Tür.

Bild: © Tell el-Burak Excavation Project



Das deutsch-libanesische Archäologenteam hatte den Palast 2001 an der
Fundstätte Tell el-Burak südlich von Sidon entdeckt und bis 2011
vollständig ausgegraben. Im größten Raum, der sieben auf 14 Meter misst,
wurden die Malereien an den Innenwänden gefunden. Die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler gehen davon aus, dass der Palast um 1900 v.Chr. erbaut
und rund 200 Jahre lang genutzt wurde.

Die Malereien zeigen einen geometrischen Fries sowie eine Jagdszene, eine
Prozession und einen sogenannten Lebensbaum. Vergleichbare Motive sind aus
der altorientalischen und ägyptischen Bildsprache bekannt, wie Julia
Bertsch von der Universität Tübingen herausstellte, die im Team für die
Untersuchungen der Malereien zuständig ist. Die Maltechnik könne als
Vorstufe zur Fresko-Technik verstanden werden, weil die Vorzeichnungen auf
den noch feuchten Kalkputz aufgetragen wurden, sagte Bertsch. Im
Unterschied dazu werden bei der voll entwickelten Fresko-Technik, auch
Al-fresco-Technik genannt, die Malereien im Ganzen auf frischen Kalkputz
aufgetragen. Während der Putz trocknet, verbinden sich die Farben
dauerhaft mit dem Untergrund: "Von dieser Technik nahm man bisher an, dass
sie mehrere Jahrhunderte später in der minoisch-ägäischen Palastmalerei
entwickelt wurde. Die Befunde aus Tell el-Burak weisen darauf hin, dass
zumindest wichtige Schritte zur Entwicklung der Technik im Vorderen Orient
gemacht wurden."

Bei der Analyse der Farben zeigte sich, dass die Maler unter anderem
"Ägyptisch Blau" einsetzten. Dieser Farbstoff kommt in der Natur kaum vor,
wurde aber im alten Ägypten seit dem dritten Jahrtausend v.Chr.
hergestellt und verwendet. "Dies zeigt, dass zwischen dem heutigen
Südlibanon und dem Pharaonenreich damals enge Beziehungen bestanden",
betonte Kamlah. "Die Malereien könnten von ägyptischen Künstlern
geschaffen worden sein. In jedem Fall bezeugen sie eine frühe Form des
kulturellen Austauschs und des Wissenstransfers im östlichen
Mittelmeerraum."

Anspruchsvolle Architektur und statische Probleme

Die Palastwände sind teilweise in ihrer Originalhöhe von circa 3,5 Metern
erhalten. "Das ist besonders beachtlich, da sie aus rund 4.000 Jahre alten
luftgetrockneten Lehmziegeln bestehen", erklärte der Tübinger
Wissenschaftler. Die vollständige Erhaltung sei ein Glücksfall und nur
möglich gewesen, weil der Raum circa 1800 v.Chr. vollständig vom Boden bis
zur Decke mit Sand, Kies und Lehm zugeschüttet wurde. Die Türen wurden mit
Lehmziegeln zugemauert. "Der Palast erhob sich auf einem künstlich
angelegten, 17 Meter hohen Berg direkt am Strand. Der meerseitige
Gebäudetrakt lag ursprünglich auf einer tieferen Terrasse als die übrigen
Räume. Wir gehen davon aus, dass dies zu statischen Problemen führte. Die
Wände in der unteren Ebene, zu der auch der Raum mit den Wandmalereien
gehörte, waren durch den Druck der höher liegenden Terrasse verformt. Zur
Stabilisierung wurden die unteren Räume verfüllt", sagte Kamlah. Dadurch
haben sich die Malereien großflächig erhalten, doch die Bemalungsreste auf
den Wänden seien sehr fragil. "Sie mussten von speziell ausgebildeten
Fachleuten in kleinen Abschnitten und sehr vorsichtig freigelegt werden."
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Gesamtbild der freigelegten Wandmalereien

Bild: © Tell el-Burak Excavation Project



Nach und nach ergab sich für die Forscherinnen und Forscher ein
Gesamtbild: Ein geometrischer Fries teilt die Langseite des Raums in ein
oberes und ein unteres Register. Er wird aus Rauten gebildet und ist von
zwei Bändern mit Flächen wechselnder Farben, sogenannten ägyptischen
Farbleitern, eingerahmt. Im oberen Register ist eine Jagdszene zu sehen,
bei der zwei Jagdhunde in schnellem Lauf eine Gazellenherde auf einen
Jäger zutreiben, der eines der Tiere bereits erlegt hat. Im unteren
Register sind drei schreitende Männer und weitere Personen in einer
Prozessionsszene zu erkennen. Eine dritte Szene ist dreidimensional in
einer Raumecke mit ansteigendem Boden angelegt. Die Bemalung zeigt einen
Baum auf einem Hügel, in den ein blaues Tier seine Vorderhufe gesetzt hat
und frisst. Der Tierkopf ist nicht erhalten. Die Malerei umfasst auch
Teile des Bodens, und in der Raumecke verzweigen sich die Äste des Baums
auf beiden Wänden. "Das Motiv entspricht altorientalischen Darstellungen
des sogenannten Lebensbaums, das für die Fruchtbarkeit der göttlich
geschaffenen Ordnung steht", erklärte Kamlah. Für alle drei Motive fänden
sich Vergleiche aus der altorientalischen und ägyptischen Bildsprache, die
zur idealisierenden Darstellung von Königen, Herrschern und Angehörigen
der Eliten dienten.

Die fast 4.000 Jahre alten Wandmalereien bezeugten eine Epoche der
besonderen Blüte im Süden des heutigen Libanon in der mittleren Bronzezeit
(ca. 2000-1550 v. Chr.). "Über die damaligen Menschen war bislang nur sehr
wenig bekannt. Die deutsch-libanesischen Ausgrabungen zeigen, dass es in
Sidon ein wirtschaftlich und kulturell blühendes Stadtkönigtum gegeben
haben muss. Da wir keine Anzeichen für größere Umwälzungen in der
Bevölkerung gefunden haben, können wir davon ausgehen, dass die Menschen
Vorfahren der Phönizier waren, die das Gebiet später bewohnten", sagte
Kamlah abschließend.


Originalpublikation:

Jens Kamlah and Hélène Sader (eds.):

Tell el-Burak I: The Middle Bronze Age. Abhandlungen des Deutschen
Palästina-Vereins 45/1.

Wiesbaden 2019.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81
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ELTERN/288: Isabell Harder - Finja forscht!, Das geheimnisvolle Pulver (SB)


Isabell Harder (Text), Lea Fröhlich (Illustration)



"Finja forscht!"

Das geheimnisvolle Pulver
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Cover: © 2019 by Carl Schünemann Verlag - Isabell Harder, "Finja
forscht! Das geheimnisvolle Pulver", ISBN 978-3-7961-1047-4



Wissenschaft Kindern nahebringen und schwierige Sachverhalte einfach
erklären - eine hervorragende Idee und ein erfreulicher Versuch,
dieses Vorhaben umzusetzen, findet sich in dem vorliegenden Buch
"Finja forscht - Das geheimnisvolle Pulver" - ob es gelungen ist?

Sehr ansprechend ist die wunderbar erzählte Rahmengeschichte. Die
Protagonistin Finja und ihr Freund Malik, beide in der fünften Klasse,
finden an ihrem ersten Ferientag im Park eine merkwürdige schwarze Box
mit der Aufschrift "Achtung zerbrechlich - Wissenschaftliche
Materialproben", in der sich drei kleine, durchsichtige Röhrchen mit
weiß-grauem Inhalt befinden. Sie möchten die Box dem Besitzer
zurückbringen und machen sich auf den Weg in die nahegelegene
Universität. Mit der freundlichen Unterstützung der dort arbeitenden
Wissenschaftler gelingt es ihnen schließlich, den Mitarbeiter
ausfindig zu machen, dem diese Proben gehören und der sie bereits
schmerzlich vermißte.

Zunächst mutet es eher wie eine Detektivgeschichte an, die erst eine
andere Richtung nimmt, als den Kindern auf der Suche nach dem
Eigentümer der schwarzen Box nahegelegt wird, das Pulver in den
Röhrchen zu untersuchen, um so einen Hinweis auf seine Herkunft zu
erlangen.

Doch der Weg dahin ist nicht so einfach und genau das ist die
Gelegenheit für die beiden Kinder, die einzelnen Untersuchungsschritte
zur Analyse des weiß-grauen Pulvers zu beobachten. An der Bremer
Universität im Bereich der Materialforschung lernen sie einiges über
das wissenschaftliche Arbeiten und über die technischen Geräte, die
für die speziellen Untersuchungen eingesetzt werden.

Erfrischend zugewandt verhalten sich die dort arbeitenden
Wissenschaftler den Kindern gegenüber, die sich wiederum nicht scheuen
ihre Fragen zu stellen und nachzuhaken, wenn sie etwas nicht wirklich
verstanden haben. Doch letztendlich handelt es sich hier um die
Beschreibung eines Rundganges durch den universitären
wissenschaftlichen Betrieb. Die Kinder fragen nach Funktionsweisen von
Geräten, nach der Beschaffenheit von Materialien oder nach den
Möglichkeiten des Erkenntnisgewinns. Sie beobachten, fragen nach,
hören den Erläuterungen der Wissenschaftler zu und merken sich, was
für sie an neuen Informationen hinzugekommen ist - das bedeutet für
die beiden Kinder forschen.

So gestaltet sich dieses Lernen viel interessanter und anschaulicher
als in der Schule.

Dabei sind nicht alle Erklärungsversuche der Wissenschaftler glücklich
gewählt. Um den beiden Kindern beispielsweise die Funktion eines
Rasterelektronenmikroskops zu veranschaulichen, heißt es:

Stellt euch vor, ihr steht in einem dunklen Raum. Ihr möchtet
 herausfinden, woraus die Wand besteht. Ihr könnt sie nicht anfassen
 und als Hilfsmittel habt ihr nur einen Gummiball zur Verfügung.
 Dadurch, dass ihr ihn immer wieder gegen die Wand werft und
 versucht, jeden Punkt einmal zu treffen, könnt ihr viel
 herausfinden. Wenn der Ball schwer und gerade zu euch zurückkommt,
 ist es ein anderes Material und eine andere Oberfläche, als wenn er
 langsam und schief von der Wand abprallt. 
(S. 23)



Man könnte doch annehmen, daß vielen Kindern hier nicht verständlich
ist, wie man in einem dunklen Raum den geworfenen Ball wieder
auffangen soll, geschweige denn beobachten kann, wie sich seine
Flugbahn gestaltet.

Allerdings lassen sich wissenschaftliche Erklärungen kaum anders als
mit einer groben bildlichen Darstellung vermitteln, die möglicherweise
an der einen oder anderen Stelle etwas hinkt. Die Autorin nutzt starke
Bilder, um den jungen Lesern zu einem abstrakten Vorstellungsvermögen
zu verhelfen, in dem die Erfahrungen aus der Alltagswelt
ausgeschlossen werden müssen, um zu verstehen.

An anderer Stelle fragt einer der Protagonisten den Wissenschaftler
mit dem Namen Lutz Mädler, wie sie denn herausgefunden haben, daß die
Nanoteilchen so klein sind. Die beiden Kinder erhalten darauf folgende
Erläuterung:

Wir haben ihr Gewicht verglichen mit der Größe der Oberfläche, die
 sich ergeben würde, wann man alle Partikel fein säuberlich
 nebeneinanderlegt. Je kleiner etwas ist, desto mehr Oberfläche hat
 es im Verhältnis zu seiner Masse. 
(S. 33)



Abgesehen davon, daß man nur Partikel fein säuberlich
nebeneinanderlegen kann, wenn man schon weiß, wie groß sie sind,
findet diese Erklärung auch bei den beiden Kindern Finja und Malik
kein wirkliches Verständnis. Nur gut, daß die Autorin ein anderes
Beispiel zur Veranschaulichung anbietet:

Wenn man einen Würfel in der Hälfte durchschneidet und dann beide
 Hälften wiederum halbiert und dann immer so weitermacht - dann kann
 man irgendwann alle Oberflächen der Würfelteile zusammenrechnen und
 merkt: Das Gewicht von allem ist zwar gleich geblieben, aber die
 Oberfläche ist gigantisch geworden. 
(S.33)



Dazu wird eine Grafik geliefert, die diesen Teilungsvorgang sehr gut
darstellt. Deutlich wird dabei jedoch auch, daß man alle aktiven
Teilungsschritte mitzählen kann und an einem festgelegten Ende des
Teilungsprozesses eine genaue Angabe über die erhaltenen kleinen
Teilchen erzielen kann. Die Frage: "Und wie haben Sie herausbekommen,
dass sie (die Nanoteilchen, Anm. SB-Redakt.) so klein sind?" bleibt
damit ungenau beantwortet, denn die Kinder fragten nicht nach der
Größe der Oberfläche, sondern nach der Größe der Teilchen. Aber
vielleicht sollen Kinder auch an diesem Beispiel lernen, die gegebenen
Veranschaulichungen zu übernehmen und sich in abstrakten
Vorstellungswelten zurechtzufinden?

Erfreulich ist auch der Schluß des Besuchs der beiden Protagonisten in
der Universität. Sie finden den Wissenschaftler, der sich sehr über
seine wiedergefundenen Proben freut. Bereitwillig erklärt er den
beiden seine Forschungsarbeit. Hier wird es interessant und an dieser
Stelle könnte eine weitere Forschungsreise beginnen, denn sehr zum
Erstaunen der beiden Wissensdurstigen beschäftigt sich dieser
Wissenschaftler mit einer Substanz und einem Verfahren, das bereits
bekannt ist. Sie wundern sich, was es denn da noch zu erforschen gibt.
Er erklärt ihnen, daß er mit seinen Experimenten herausfinden will,
wie man noch weitere Verbesserungen an der Substanz erzielen kann. Er
erläutert genau, wie und warum er bestimmte Schritte unternimmt, um
schließlich ein Pulver zu erzeugen, das leuchtet, wenn man
elektrischen Strom anlegt und zwar noch viel, viel weniger als bisher,
damit man es beispielsweise in Displays verwenden kann, die in der
Raumfahrt Verwendung finden.

Alles in allem ist dieses Buch unbedingt empfehlenswert, denn jede
Ermunterung zum Fragen oder Forschen sollte unterstützt werden. Viel
zu viel wird unhinterfragt angenommen, wird ungeprüft als Wissen
weitergegeben. Jede Regung, den Dingen auf den Grund zu gehen und
nicht aufzugeben, wenn etwas unverständlich bleibt, sondern
weiterzufragen, weiterzuforschen, bis man vielleicht auf Widersprüche
stößt, die wiederum zum Nachfragen anregen, ist zu begrüßen.

Die Rahmengeschichte wird an Stellen unterbrochen, an denen Begriffe
verwendet werden, die nicht unbedingt als bekannt vorausgesetzt werden
können, gerade auch bei den ganz jungen Lesern, denn immerhin wird
dieses Buch für Kinder ab der 3. Klasse empfohlen. Jeweils in einem
grünen Textfenster mit der Überschrift: "Finjas Schlaumeier-Wissen"
befinden sich einfache und sachliche Begriffserklärungen, die den
jungen Lesern das Nachschlagen in einem Lexikon ersparen und somit das
Lesevergnügen nicht unterbrechen. Und das wird auch durch die
ideenreichen und liebevollen Illustrationen von Lea Fröhlich
vortrefflich unterstützt - und es sind die Bilder, die diesem Buch
einen ganz besonderen Charme verleihen.

Abschließend möchte ich noch auf etwas hinweisen, das doch
nachdenklich stimmen kann. Die Ausdrucksweise der Protagonisten dieses
Buches, zwei Kinder der 5. Klasse, scheint doch überangepaßt an einen
Umgestaltungsprozeß der deutschen Sprache, der ohnehin sehr fragwürdig
ist. Die Autorin läßt die beiden in der wörtlichen Rede stets von
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, von Ingenieurinnen und
Ingenieuren, von Forscherinnen und Forschern usw. sprechen. Sollen
Kinder auf diese Weise wirklich dazu veranlaßt werden, derart
umständlich zu reden, damit sie sich in jedem Fall immer politisch
korrekt ausdrücken oder auch verhalten?

Wie dem auch sei, die Autorin, Isabell Harder, die hauptberuflich
Öffentlichkeitsarbeit für Wissenschaft betreibt, ist studierte
Literaturwissenschaftlerin, Mutter einer Tochter und sie hat viel
Freude am Geschichtenerzählen. Das vermittelt sich auf jeden Fall im
vorliegenden Buch. Als Besonderheit hat die Autorin einigen der an der
Bremer Universität arbeitenden Wissenschaftlern, jeweils mit Rang und
Namen, eine Rolle in ihrer Erzählung verschafft. Man darf gespannt
sein, auf welche Forschungsreise sie Finja und Malik als nächstes
schickt.

1. August 2019

Isabell Harder

Lea Fröhlich (Illustration)
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KURSE/497: Cuxhaven - Manga-Workshop in der Bibliothek am 10. August 2019


Stadt Cuxhaven

Manga-Workshop in der Bibliothek



Am Sonnabend, den 10. August findet in der Stadtbibliothek von 13.30
bis 17.30 Uhr ein Manga-Workshop statt. Die Mangaka Alexandra Völker
bietet ein cooles Programm für Kids von elf bis zwölf Jahren. 
Manga-Lesezeichen, Pop-up-Welten und Origami können gemeinsam gestaltet
werden. Die Anmeldung läuft über den Ferienpass oder auch direkt über
die Stadtbibliothek (Tel.: 04721/70070800, E-Mail:
stadtbibliothek@cuxhaven.de). Der Eintritt ist frei!

Zahlreiche und vielfältige Veranstaltungen unter dem Motto "Eine
Bibliothek für alle" finden bis zum 30. September statt. Die
Veranstaltungsreihe wird gefördert durch das Bundesprogramm
"Demokratie leben!" des Bundesministeriums für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend, die VGH-Stiftung und die "Bibliotheksgesellschaft
Cuxhaven". Feiern Sie mit uns!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Sonntag, 28. Juli 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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LESUNG/1889: Hanau - "Kamishibai" am 17. August 2019


Stadt Hanau

Kamishibai

Sommerlicher Vorlesespaß am 17. August in der Stadtbibliothek



Die beliebte Vorlesereihe "Samstagsgeschichten" für Kinder ab vier
Jahren lädt, nach einer kurzen Sommerpause, wieder jeden Samstag ab
11.15 Uhr ein. An den Treffpunkten im Familiennest, im Märchennest
oder im Kinderatelier eröffnen ehrenamtliche Vorleserinnen und
Vorleser sowie Märchenerzähler eine spannende Welt der Geschichten.
Am 10. August erzählt Birgit Bergmann mit dem Kamishibai, das seinen
Ursprung in Japan hat, eine Bilderbuchgeschichte.

Die Stadtbibliothek ist barrierefrei und kann mit dem Aufzug aus dem
Parkhaus erreicht werden.

Fragen zu den Veranstaltungen können jederzeit via E-Mail an
stadtbibliothek@hanau.de gestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 18. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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THEATER - PUPPENTHEATER/303: Lippstadt - "Kasperle und die verzauberten Schuhe" am 8. August 2019


Stadt Lippstadt

Kasperle und die verzauberten Schuhe

Puppentheater mit Uwe Natus im Stadtmuseum



Lippstadt. Ein spannendes Abenteuer erleben Kasper und sein Freund
Seppl in einem neuen Stück von Puppenspieler und Schriftsteller Uwe
Natus am Donnerstag, 8. August, ab 15 Uhr im Stadtmuseum.

Kasperles Großmutter wird um das Geschenk für den König von
Simsalabanien gebracht. Die beiden Freunde und der Polizist
Dimpfelmoser machen sich auf die Suche nach dem Täter. Auf originelle
Art und Weise klären sie die geheimnisvolle Tat.

Der preisgekrönte Puppenspieler Uwe Natus bezieht in seinem Stück die
Zuschauer direkt in das Geschehen mit ein. Für Kinder ab 3 Jahren
sowie Freunde, Eltern und Großeltern. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Juli 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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TREFF/743: Kassel - Treffpunkt "Senioren im Museum" zum Thema "Biedermeier und Frührealismus", 6.8.2019


Stadt Kassel

Kasseler Biedermeier und Frührealismus

Treffpunkt "Senioren im Museum"



"Kasseler Biedermeier und Frührealismus" ist Thema beim nächsten
Treffpunkt Senioren im Museum am Dienstag, 6. August, 14.30 Uhr, in
der Neuen Galerie. Die zirka einstündige Führung mit Dr. Karin
Mayer-Pasinski bietet neben den Informationen auch die Möglichkeit,
Anregungen und Kontakte auszutauschen sowie das Thema im Anschluss mit
der Führungskraft nochmals zu vertiefen.

Die Führungen, ein gemeinsames Projekt des städtischen Referats für
Altenhilfe, der Museumslandschaft Hessen Kassel und der Städtischen
Museen, werden jeden ersten und dritten Dienstag im Monat angeboten.
Die Führung kostet 4,50 Euro.

Die Teilnehmerzahl ist auf 20 Personen begrenzt, bei Bedarf wird im
Anschluss eine zweite Führung angeboten.

Weitere Informationen unter den Telefonnummern 05 61/7 87-50 24
(vormittags) sowie 05 61/50 71.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Juli 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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DAS BLÄTTCHEN/1912: Angriff auf den Teststoppvertrag?


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 14 | 8. Juli 2019

Angriff auf den Teststoppvertrag?

von Otfried Nassauer



Der 29. Mai 2019 könnte den Anfang vom Ende des Vertrags über ein
vollständiges Verbot nuklearer Tests (CTBT - Comprehensive Test Ban Treaty)
markieren. An diesem Tag hielt der Chef des militärischen Geheimdienstes
der USA (DIA), Generalleutnant Robert P. Ashley, eine Rede bei einem
konservativen rüstungskontrollkritischen Think Tank in den USA, dem Hudson
Institute. Das Transkript seiner Rede enthält bemerkenswerte Sätze:
"Russlands neue Gefechtskopfkonstruktionen und das gesamte
Bestandsmanagement wurden durch sein Herangehen an Atomtests verbessert.
Die Vereinigten Staaten sind der Ansicht, dass Russland das
Atomtest-Moratorium wahrscheinlich nicht in einer Weise einhält, die dem
Null-Sprengkraft-Standard entspricht. Unser Verständnis der Entwicklung von
Atomwaffen lässt uns glauben, dass die Testaktivitäten Russlands dazu
beitragen, die Fähigkeiten von Atomwaffen zu verbessern. Dagegen haben die
Vereinigten Staaten auf solche Vorteile verzichtet, indem sie einen
Null-Sprengkraft-Standard einhielten." (Übersetzung - d. Red.)

Auf Nachfragen relativierte Ashley den Vorwurf etwas: Die DIA glaube, dass
Russland über die Fähigkeit zu solchen Versuchen verfüge.

Robert Ashleys indirekter Vorwurf lautet: Russland verletze seine
Verpflichtungen aus dem CTB-Vertrag, um sein Atomwaffenarsenal zu
modernisieren. Es fühle sich im Gegensatz zu den USA nicht dazu
verpflichtet, gänzlich auf Versuche zu verzichten, bei denen Sprengkraft
durch Nuklearmaterial freigesetzt wird. Seine unausgesprochene
Schlussfolgerung: Die USA sollten Russland zur Vertragstreue auffordern und
- falls dies nicht zum Erfolg führt - sich ebenfalls nicht mehr an diesen
Vertrag gebunden fühlen.

Der CTB-Vertrag wurde 1996 ausgehandelt, ist aber bis heute nicht in Kraft
getreten. Zur Erklärung: Von 196 Staaten der Erde haben derzeit 184 den
Vertrag unterzeichnet, 168 haben ihn auch ratifiziert. Für das
Inkrafttreten des Vertrags müssen ihn 44 in Anhang 2 des CTBT namentlich
genannte Staaten mit einem zivilen oder militärischen Nuklearprogramm
unterschrieben und ratifiziert haben. Drei dieser Staaten haben ihn noch
nicht unterschrieben (Nordkorea, Indien und Pakistan), acht noch nicht
ratifiziert (Ägypten, China, Indien, Iran, Israel, Nordkorea, Pakistan und
die USA). Saudi-Arabien hat den Vertrag weder unterzeichnet noch
ratifiziert. Es verfügte 1996 noch nicht über ein Nuklearprogramm, wurde in
Anhang 2 folglich nicht erwähnt. In diesem Kontext muss verwundern, dass
die USA ihre sonst sehr strikte Nichtverbreitungspraxis derzeit aufweichen
und die Trump-Regierung sich für den Verkauf erster nuklearrelevanter
Technologien an Saudi-Arabien mit einem unverbindlichen Übereinkommen
zufrieden geben will, statt wie üblich ein verbindliches sogenanntes
1-2-3-Abkomen zur Voraussetzung solcher Geschäfte zu machen.

Russland hat den Vertrag unterzeichnet und ratifiziert, die USA haben ihn
ebenfalls unterzeichnet, die Ratifizierung scheiterte 1999 aber an den
Republikanern im Kongress. Ein weiterer Versuch, den Vertrag mit der
erforderlichen Zweidrittelmehrheit durch den Senat zu bringen, fand nicht
mehr statt. Auch China hat den Vertrag unterzeichnet, aber noch nicht
ratifiziert. Fast alle Staaten, die über Nuklearwaffen verfügen, haben aber
seit 1998/99 auf Atomtests verzichtet. Die einzige Ausnahme ist Nordkorea.
Die anderen Nuklearwaffenstaaten praktizieren also ein Moratorium und
verhalten sich so, als sei der Vertrag verbindlich - unabhängig davon, ob
sie ihm beigetreten sind oder nicht.

Ashley warf Russland nicht vor, klassische Atomtests wieder aufnehmen zu
wollen. Sein Vorwurf ist spezieller und trickreich: Russland führe Versuche
durch, die nicht dem "Null-Sprengkraft-Standard" entsprächen, also Versuche
mit äußerst niedriger nuklearer Sprengkraft - so seine Beschreibung.
Gemeint sind damit Versuche, bei denen nur wenige Gramm, Pfund oder
Kilogramm nuklearer Sprengwirkung entstehen. Solche Explosionen sind in der
Regel mit seismischen Instrumenten kaum zu entdecken und können von
erlaubten kleinen konventionellen Explosionen meist nicht unterschieden
werden.

Die CTBTO, die internationale Organisation zur Überwachung des
Teststoppabkommens, hat deshalb auch bislang keine verdächtigen Messungen
gemeldet. Ashleys Behauptung lässt sich also nicht durch Messungen belegen.
Sind die Anschuldigungen folglich falsch? Auch dieser Schluss wäre
voreilig, denn Ashley könnte sich auch auf andere Belege stützen, zum
Beispiel auf einen Spion oder auf abgefangene elektronische Nachrichten -
beides Quellen, die Washington kaum öffentlich preisgeben würde.

Hinzu kommt ein zweites Problem: Fraglich ist, ob es eine verbindlich
vereinbarte Definition des "Null-Sprengkraft-Standards" gibt oder ob jede
Nuklearmacht ihrer eigenen Interpretation folgen kann. Klar ist nur, dass
der CTB-Vertrag auf eine genaue, technisch unterscheidende Definition
verbotener und erlaubter Explosionen verzichtet hat. Die Nuklearmächte
dürften bei der Erarbeitung des Vertrages kaum bereit gewesen sein, den
nicht-nuklearen Staaten den für eine solche Definition nötigen tiefen
Einblick in ihr Testwesen zu geben, sodass eine von allen akzeptierte
Definition hätte ausgearbeitet werden können. Wenn es, wie immer wieder
einmal behauptet wird, eine Verständigung auf eine solche Definition
gegeben hat, dann müsste dies Eingang in eine zusätzliche Verständigung
zwischen den fünf traditionellen Nuklearmächten gefunden haben. Die Gruppe
wichtiger Berater (GEM) der CTBTO unterstrich in einer Presseerklärung vom
26. Juni 2019, alle Unterzeichnerstaaten teilten das Verständnis, dass
Artikel I des Vertrags jede nukleare Testexplosion verbietet, unabhängig
von deren Sprengkraft.

Ashley ging bei seinem Vortrag jedoch offenbar nicht davon aus, dass es ein
solches gemeinsames Verständnis gibt. Er unterstellte, Moskau fühle sich
nicht an die Interpretation der USA gebunden.

Die unsichere Faktenlage könnte deshalb zu einem wohlbekannten Phänomen
führen. Die USA erheben eine Anschuldigung und fordern von Moskau Beweise,
dass die Anschuldigung unzutreffend ist oder dass es das behauptete
Ereignis nicht gab. Fortan wird vorrangig über die Glaubwürdigkeit der
russischen Dementis diskutiert und nicht mehr über den Wahrheitsgehalt der
Anschuldigung aus Washington. Der Anwurf gewinnt dank permanenter
Wiederholung und gelegentlicher zusätzlich veröffentlichter Einzelheiten an
scheinbarer Glaubwürdigkeit - so wie zuletzt im Fall des mittlerweile
aufgekündigten Vertrags über nukleare Mittelstreckensysteme (INF).

Hier könnte sich ein Hinweis auf die Motivlage für Ashleys Anschuldigung
verstecken. Sie soll mittelfristig als Begründung dafür dienen, dass
Washington seine Unterschrift unter den CTB-Vertrag zurückzieht und so den
Weg freimacht, um selbst wieder Atomwaffen testen zu können. Befürworter
eines solchen Schritts gibt es in der Trump-Regierung und unter jenen, die
den Teststoppvertrag seit jeher ablehnen, sicher in ausreichender Zahl. Die
derzeitige Regierung der USA plant selbst die Entwicklung und den Bau neuer
atomarer Sprengköpfe niedriger Sprengkraft und will sich nicht dauerhaft
auf modernisierte leistungsgesteigerte Sprengköpfe aus Zeiten des Kalten
Krieges beschränkt wissen.

Beunruhigend ist aber auch etwas anderes. Ashleys Vorwürfe finden sich 
in dem erst im April 2019 veröffentlichten und mit allen Geheimdiensten
abgestimmten jährlichen Bericht des US-Außenministeriums über die
Einhaltung von Rüstungskontrollvereinbarungen noch nicht. Sie passen
dagegen gut in ein Schema, das Donald Trumps Sicherheitsberater John Bolton
wiederholt genutzt hat, um Rüstungskontrollvereinbarungen auszuhebeln, die
nach seiner Auffassung die Handlungsfreiheit der USA beschränken, vom Recht
des Stärkeren Gebrauch zu machen. Bolton ist bekannt dafür, jüngst die
Kündigung des INF-Vertrages und des Atomabkommens mit Iran vorangetrieben
zu haben. Unter Präsident George W. Bush unterstützte und betrieb er
bereits die Kündigung des ABM-Vertrages. Bolton beteiligte sich aktiv an
der Instrumentalisierung nicht abgestimmter und verifizierter
Geheimdienst-"Erkenntnisse" über irakische Massenvernichtungswaffen, um den
Irakkrieg 2003 zu legitimieren. Auch an der einseitigen Aufkündigung des
unter Präsident Bill Clinton ausgehandelten Nuklearabkommens mit Nordkorea
war er beteiligt. Mit gutem Recht kann Bolton nachgesagt werden, dass er
weit intensiver und häufiger an der Zerstörung von
Rüstungskontrollvereinbarungen mitgewirkt hat als an deren Zustandekommen.

Da kann es nicht verwundern, dass die Vertreter der USA-Regierung nicht auf
jenen alternativen Weg zur Klärung des Problems verweisen, auf den die
Gruppe wichtiger CTBTO-Berater in ihrer Presseerklärung hinwies: Mit einer
Ratifizierung des CTBT würden zusätzliche Verifikationsinstrumente in Kraft
treten, die etwa kurzfristige Vor-Ort-Inspektionen ermöglichen und eine
wirksame Abschreckung gegen jede potenzielle Vertragsverletzung darstellen
würden.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 14/2019 vom 8. Juli 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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IMI/963: Survival - Folgen nicht Führen. Die Bundeswehr mit neuer Serie auf Rekrutenjagd


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2019/24 vom 25. Juli 2019

Survival: Folgen nicht Führen - Die Bundeswehr mit neuer Serie auf
Rekrutenjagd

von Liam Krüger



Von gegenwärtig ca. 180.000 SoldatInnen soll die Bundeswehr auf
203.000 im Jahr 2025 anwachsen. Doch auch bundeswehrnahe Stimmen sind
skeptisch, ob es sich dabei um ein realistisches Ziel handelt. Bereits
im Januar 2019 berichtete Spiegel Online: "Die Bundeswehr hat zu wenig
Soldaten, und die Truppe ist überaltert, sie braucht Nachwuchs".[1]
Doch diesen für sich zu gewinnen, dürfte in Zukunft noch schwieriger
werden, als bislang bekannt. Wie 'Bild am Sonntag' ('BamS') unter
Berufung auf interne Papiere des Verteidigungsministeriums berichtet,
rechnet die Bundeswehr damit, dass 2020 von 760.000 SchulabgängerInnen
nur die Hälfte für die Armee geeignet ist. Der Rest habe entweder
keinen deutschen Pass, bringe nicht die nötige sportliche Fitness mit
oder lehne das Militär grundsätzlich ab. Von den übrigbleibenden
jungen Menschen müsste sich unter dem Strich jeder Vierte bei der
Armee bewerben, damit diese ihren Bedarf decken kann."

In jedem Fall muss die Truppe ihre Rekrutierungsbemühungen erheblich
intensivieren - und ein Mittel spielt hierbei eine besonders
herausgehobene Rolle. Hierzu schreibt der Deutschlandfunk: "Die
Bundeswehr kämpft um Nachwuchs. Ohne Youtube-Serien, so die
Verteidigungsministerin, geht da gar nichts!" Solche Youtube-Serien
sind tatsächlich zu einem Kernelement der Rekrutierungsanstrengungen
der Bundeswehr geworden. Seit Oktober 2016, als die erste Serie dieser
Art online ging, hat die Bundeswehr sechs weitere Reihen
veröffentlicht. Im April 2019 kam die siebte Serie "Survival - 7
Offiziere. Eine Mission" dazu. "Survival" ist ein Multimedia Projekt.
Hauptsächlich erschien die Serie auf der Video-Plattform "Youtube",
wird aber auch durch andere Anbieter verbreitet. So kann man auf
Instagram zum Beispiel den SoldatInnen aus der Serie folgen, und auch
auf Snapchat und Spotify erschienen Ausschnitte. An den Serien der
Bundeswehr kommt man als Nutzer Sozialer Medien kaum vorbei, wobei
"Survival", sowohl ästhetisch als auch was die Ausrichtung auf die
Zielgruppe anbelangt, ein wenig neue Wege einschlägt.


Abenteuer statt Armee

Während sich die ersten Serien, wie "Die Rekruten" oder "Mali", eher
um "normale" SoldatInnen bzw. angehende Soldaten drehten, fokussieren
sich die zuletzt erschienenen Machwerke ausschließlich auf "besondere"
Teile der Bundeswehr, wie zum Beispiel das Kommando Spezialkräfte oder
die Fallschirmspringer. Man kann auch verstehen warum. Tatsächlich
sind große Teile der frühen Bundeswehr-Serien ziemlich eintönig. In
einem befestigten Lager in Mali herumzusitzen und ab und zu mit dem
Jeep rauszufahren ist einfach kein ideales Marketingmaterial.
Überleben unter extremen Bedingungen allerdings schon. Schritt für
Schritt ersetzt damit Abenteuer das "traditionell" Militärische in den
Serien.

Diese inhaltliche Verschiebung hin zum Abenteuer ließ sich schon bei
der Vorgängerserie zum KSK erkennen, wird aber bei "Survival"
(übersetzt: "Überleben") noch einmal deutlicher. Natürlich werden
immer die Gewehre mitgeschleppt und auch einige militärische Übungen
durchgeführt, aber hauptsächlich geht es um Sport- und Teamübungen
unter den Bedingungen von wenig Schlaf, wenig Essen und körperlicher
und seelischer Erschöpfung. Es geht in den acht Folgen der Serie um
sieben Offiziere, die an dem Lehrgang "Führer einer auf sich
gestellten Gruppe", auch "Einzelkämpfer Lehrgang" genannt, teilnehmen.

An diesem Projekt waren nach eigenen Angaben die Video-Content-Agentur
"Red Pinata", die Social Media AG "TACSY" und die Agentur für
Markenkommunikation "Castenow" beteiligt, allesamt Unternehmen, die
bereits an der Produktion und Vermarktung von Bundeswehr Youtube
Serien beteiligt waren. Auch die Helmut-Schmidt-Universität der
Bundeswehr in Hamburg scheint eingebunden gewesen zu sein. Alle
beteiligten SoldatInnen sind Studenten der Universität und die Serie
ist auf der Webseite der Universität verlinkt.


Materialschleppen in Zeitlupe

Besonders an dieser Serie ist, dass sie sich stilistisch nicht mehr
viel von Serien bei Internetanbietern à la Netflix unterscheidet. So
sind die einzelnen Folgen mit ca. 20 Minuten sehr viel länger als für
Bundeswehr Youtube-Serien üblich, die bislang eher 5-10 Minuten lang
waren. Auch dies lässt sie mehr wie eine Netflix Produktion
erscheinen. Ein weiteres für Serien typisches Element, das sehr
prominent in "Survival" auftaucht, ist der sogenannte "Cliffhanger",
also das Beenden einer Episode oder Folge nicht am Ende einer
Handlung, sondern kurz vor dem Ende. Um Spannung zu erzeugen und den
Zuschauer dazu zu bringen, auch noch die nächste Folge anzuschauen,
werden bestimmte Handlungselemente über das Ende der Folge
hinausgezögert. Dieses Stilmittel wird in "Survival" schonungslos
eingesetzt, am offensichtlichsten am Ende einer Folge in der eine
Soldatin (die einzige weibliche Teilnehmerin des Lehrgangs) sich
trauen muss von einer Brücke ins Wasser zu springen und sie es dann
erst am Anfang der nächsten Folge tatsächlich tut.

Die wichtigsten Neuerungen, die "Survival" mitbringt, sind aber
filmischer Natur. Weg sind die wackeligen Handkameras und simplen
Kameraeinstellungen, wie man sie aus den vorherigen Bundeswehrserien
kennt. Alles sieht sehr viel professioneller aus. Viele
Weitwinkelaufnahmen und Totalen, ein starker Einsatz von Luftaufnahmen
und Zeitlupe. Damit wirken die Aufnahmen geplanter und inszenierter
und sogar eigentlich langweilige und belanglose Szenen wie das Laufen
auf einem Feldweg oder das Schleppen von Material sehen aus, als wären
sie entweder aus einem Actionfilm oder einem US Army Werbespot. Die
professionelle Inszenierung zeigt sich auch in einem gekonnten Einsatz
von Musik. Die Bundeswehr hat seit der Serie "Mali" immer einen
Titelsong für jede Serie. Für "Survival" ist das "Black Warrior" von
Luciano Ugo Rossi & Von Hemingway & William Riddims aus dem Album
"Swagger & Attitude 3". Dabei wird das Wort "warrior", also "Krieger"
aus dem Liedtext immer dann gespielt, wenn in den Augen der
Serienmacher etwas Außergewöhnliches geleistet wird. Die
Action-Film-Tricks erzeugen stellenweise einige vollkommen absurde
Szenen: Materialschleppen aufgepeppt durch Zeitlupe und dramatische
Musik.


Videospiel-Ästhetik

In Folge vier sagt einer der Ausbilder: "Wir sind hier nicht in der
Halo Welt oder so'n Scheiß, hier gibt es keine Respawns, das ist
Reality, okay?". "Halo" ist ein bekanntes Videospiel, in dem man aus
der Ich-Perspektive Außerirdische abschießt. Ein "Respawn" ist der
Begriff für das Wiederauferstehen des Charakters nachdem er im
Videospiel gestorben ist. Es ist auffällig, dass die Struktur der
Serie Ähnlichkeiten mit dem klassischen Aufbau eines "Ego-Shooters"
aufweist. Der Anfang der Serie ähnelt einem "Tutorial", also dem
ersten Abschnitt, in dem man in das Spiel eingeführt wird und die
notwendigen Befehle lernt, um es zu spielen, die Spielregeln
sozusagen. Der Rest der Serie ist in verschiedene Aufgaben
strukturiert, die die SoldatInnen erfüllen müssen um den Lehrgang
abzuschließen, ähnlich wie man in vielen Spielen dieser Art
nacheinander verschiedene Missionen abschließen muss, um das Spiel zu
beenden. Auch die Kamera verstärkt diesen Eindruck. Der Titelsong der
Serie war außerdem ebenfalls der Titelsong eines bekannten
Videospiel-Turniers, das kurz vor der Premiere von" Survival"
stattfand, was natürlich auch Assoziationen hervorruft. Insgesamt ist
diese Assoziation aber nicht so eindeutig und klar, um zweifelsfrei
sagen zu können, das war hier geplant. Es ist aber trotzdem auffällig
und etwas, was man für zukünftige Bundeswehr-Serien im Kopf behalten
sollte, besonders wenn man bedenkt, in welchem Zusammenhang diese
Entscheidungen der Serienmacher stehen: Auch an anderer Stelle
versucht die Bundeswehr mit ihren Rekrutierungsanstrengungen nun schon
seit Jahren an dieses Gamer-Publikum heranzukommen, wie sich
exemplarisch an ihrer Werbung in Köln während der Spiele Messe
"Gamescom" 2018 zeigen lässt.

In jedem Fall stieß die Videospiel-Ästhetik von "Survival" selbst der
in der Regel eher militärnahen "Welt" unangenehm auf:
"Interessanterweise spielt 'Survival' mit einer bestimmten Art von
Ästhetik, um junge Menschen zu erreichen, die mit Videospielen wie dem
Ego-Shooter 'Call of Duty' aufgewachsen sind. [...] Krieg als
Ästhetik? 'Survival' greift Motive des Videospiels auf, vom Logo bis
zum Titel, der an den Survival-Modus erfolgreicher Spiele wie
'Fortnite' erinnert. 'Fortnight', so heißt übrigens auch ein Song aus
dem Soundtrack. Was unterscheidet die Serie von einem Videospiel oder
Actionfilm? Im Videospiel ist der Kampf ein Abenteuer, der Krieg ist
cool. Und auch "Survival" ist supercool! Wenn wir aber Videospiele und
Actionfilme konsumieren, wissen wir um die Abstraktion. In "Survival"
sehen wir echte Soldaten, die vielleicht in echte Kriege ziehen
werden."


Von wegen unpolitisch

Die wohl offensichtlichste Botschaft dieser Serie ist, wie hart es bei
der Bundeswehr ist, aber auch wie cool. Immer wieder wird von den
TeilnehmerInnen erzählt, dass sie schon viel gehört haben über den
Lehrgang und dass es wohl in der Bundeswehr Horrorgeschichten darüber
gäbe. Die Serie ist insgesamt von der Idee durchzogen, dass je größer
die Strapazen der Beteiligten, desto cooler die Leute, die sie
aushalten. Alles unterstützt diese Idee - von den aufreibenden
Ansprachen der AusbilderInnen bis hin zur Betonung, wie einzigartig
der Lehrgang sei. Begleitend wird alles durch die Kameraführung und
die Musik zu heroischen Kraftakten erhoben.

Wie bereits angesprochen geht es in "Survival" nicht um Krieg, sondern
darum, im Wald zu überleben. Das ist eine Verschleierung der echten
Verhältnisse in der Bundeswehr. In der Realität sind die meisten
SoldatInnen keine EinzelkämpferInnen oder Mitglieder einer
Spezialeinheit, Bundeswehralltag ist es auch nicht, von einer Brücke
ins Wasser zu springen und im Wald Feuergefechte zu üben. Auch auf die
Funktion dieser harmlos anmutenden Übungen wird nicht eingegangen,
nämlich das Lernen des möglichst effektiven Tötens von Menschen für
die imperialistischen Kriege der BRD. Es ist eine absolute
Entpolitisierung der Bundeswehr: Aus Armee wird Abenteuer.

Diese Entpolitisierung der Bundeswehr gelingt dadurch, dass man eher
verschweigt, dass es hier um Kriege geht. Dies wurde zum Beispiel in
der Vorgängerserie "KSK - Kämpfe nie für dich Allein" unter anderem
dadurch erreicht, indem die Bundeswehr einen Zivilisten mit den
SoldatInnen mitschickte. Sich mit den für die Serie maskierten
KSK-SoldatInnen zu identifizieren, deren Namen man nicht kennt, ist
schwieriger, als mit einem unmaskierten Zivilisten, der die Welt des
KSK sozusagen gleichzeitig mit dem Publikum entdeckt und für den das
auch alles neu ist. Das lenkt natürlich super davon ab darüber
nachzudenken, ob man es eigentlich richtig findet, dass deutsche
SoldatInnen den Kampf im Dschungel üben. Da die Leute, die von diesen
Serien primär angesprochen werden sollen, selber keine SoldatInnen
sind, ergibt es Sinn für die Bundeswehr eine Figur einzubauen, mit der
sich der Durchschnitts-Youtube-Zuschauer eher identifizieren kann, mit
der er mitfiebern kann. So eine Figur fehlt in "Survival", denn dort
sind alle Figuren so konzipiert, dass sich das Publikum mit ihnen
identifizieren kann. Bei "KSK" ging es darum, die Elite der deutschen
Armee als übermenschlich und unerreichbar darzustellen. Bei "Survival"
geht es dagegen darum, dass die TeilnehmerInnen des Lehrgangs
eigentlich ganz normale Menschen sind. Implizit sollen damit die
ZuschauerInnen mit der Botschaft angesprochen werden, dass auch er
oder sie an diesem Lehrgang teilnehmen könnte, was natürlich wieder
ein Aufruf ist, zur Bundeswehr zu kommen. Wie wird das in der Serie
erreicht? Man lernt die SoldatInnen nicht, wie etwa bei "KSK",
bewaffnet und in Flecktarn kennen, sondern man lernt am Anfang der
Serie die wichtigsten Figuren in Zivil kennen und erlebt dann
praktisch ihre Transformation von ZivilistInnen in SoldatInnen.
Uniform anlegen, Haare abrasieren und in den Bus steigen. Nun ist der
vorher sehr normal aussehende Mensch zu einem, aus Sicht der Serie,
coolen Bundeswehrsoldaten, einem "Warrior" geworden. Die
Transformation vom "normalen Menschen" zum aufregenden
Bundeswehr-Soldaten ist natürlich ein Teil des Versprechens der
Bundeswehr an potentielle RekrutInnen und damit ein
Rekrutierungswerkzeug. Dass man sich mit den SoldatInnen in der Serie
identifiziert, wird aber noch durch andere Faktoren bestärkt. Die
SoldatInnen und das Publikum haben beide keine Ahnung, wie der
Lehrgang aussehen wird und man findet praktisch zusammen heraus wie
anstrengend er wird und was einen noch erwartet. Kurz gesagt, die
SoldatInnen werden in "Survival" nicht primär als Kampfmaschinen,
sondern als Menschen dargestellt, denen die Bundeswehr die Möglichkeit
bietet, über sich selbst hinauszuwachsen.


Politikfreie Propaganda

Das ändert jedoch nichts daran, dass "Survival", wie alle anderen
Bundeswehrserien, trotz seiner oberflächlichen Politiklosigkeit
Propagandamaterial mit definierten politischen Zielen und
hochpolitischen Inhalten ist. Die Ideologie, die in der Serie
transportiert wird, ist widersprüchlich. Einerseits ist sie klassisch
neoliberale Propaganda. Alle können es schaffen, es ist nur eine Frage
"des Willens" (der vom Himmel fällt, natürlich), begleitet von einem
Element von "die stärksten setzen sich durch". Passend zu dieser
neoliberalen Ideologie ist das Bild des auf sich allein gestellten und
unabhängigen Einzelkämpfers oder eben des "Warriors", zu dem die
SoldatInnen hier schließlich ausgebildet werden. Ebenfalls passend
dazu ist, dass der Ausbilder betont, dass alles um sie herum (Natur)
ihnen feindlich gesinnt sei, was die Idee eines autarken und
unabhängigen Kämpfers gegen seine Umgebung untermauert und damit
perfekt in die neoliberale Vorstellung des Individuums im
allgegenwärtigen Konkurrenzkampf des Kapitalismus passt.

Andererseits sind auch Vorstellungen von Kameradschaft und Teamwork in
"Survival" präsent. Das scheint auf den ersten Blick widersprüchlich
mit der eben genannten Vorstellung des autarken Kriegers. Dieser
Widerspruch wird jedoch dadurch aufgelöst, dass hier Teamwork und
Kollektiv primär mit "Führen" verbunden wird. Die Einheit des Teams
besteht nicht als Kollektiv, sondern aus dem starken, autarken
neoliberalen Individuum (das den Lehrgang "Führer einer auf sich
gestellten Gruppe" abgeschlossen hat) an der Spitze und allen anderen
darunter. Dem Zuschauer und potentieller RekrutIn wird suggeriert,
SoldatIn sein, bedeute Führen. Das ist natürlich Schwachsinn: Für die
meisten bedeutet SoldatIn sein Folgen und nicht Führen.

Abschließend lässt sich sagen, dass die Bundeswehr mit "Survival" zwar
keinen Kurswechsel hingelegt, sie aber ihr bestehendes Format
verbessert und besser auf ihre Zielgruppe zugeschnitten hat. Auffällig
ist besonders die verbesserte filmische Qualität der Serie und der wie
schon in den letzten Serien deutliche Fokus auf "besondere" Kräfte
innerhalb der Bundeswehr. Dass hier nicht über Krieg und dessen Folgen
geredet wird, war zu erwarten, verdeutlicht aber wieder den reinen
Werbe- und Propagandacharakter dieser Serien.


Anmerkung:

[1] http://www.spiegel.de/politik/deutschland/offenbar-haelfte-der-schulabgaenger-nicht-fuer-bundeswehr-geeignet-a-1250189.html

Der Artikel kann im PDF-Format heruntergeladen werden unter:

https://www.imi-online.de/download/IMI-Analyse2019-24-Survival.pdf
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

200 Jahre Theodor Fontane

"Ich habe mich heut der Reaction verkauft"

von Paul B. Kleiser



Im Unterschied zu den anderen Autoren des "poetischen Realismus", die
im deutschsprachigen Raum die wichtigsten Novellen und Romane des
19. Jahrhunderts verfasst haben - etwa Theodor Storm, Wilhelm Raabe
oder die beiden Schweizer Gottfried Keller und
Conrad Ferdinand Meyer -, hatte Theodor Fontane immer ein großes
Lesepublikum. Nach dem Ende der DDR hat der Einfluss dieses
urpreußischen Autors wohl noch zugenommen. Besonders seine
"Frauenromane", die eigentlich Gesellschaftsromane sind, Cécile,
Stine, Frau Jenny Treibel und natürlich Effie Briest,
erfreuen sich nach wie vor großer Beliebtheit. Sie sind hervorragende
Zeugnisse der preußischen Stände- bzw. Klassengesellschaft unter
Wilhelm I., die Fontane mit viel Ironie und oft Sarkasmus beschreibt.

Am stärksten kritisiert er die neureichen Bourgeois, die alles dafür
tun, ihren Reichtum zu erhalten und zu mehren. So entscheidet die
neureiche Unternehmergattin Jenny Treibel, dass ihr Sohn Leopold die
Tochter eines Gymnasialprofessors nicht heiraten darf, weil diese zwar
schön und intelligent ist, aber eben nicht die erwartete große
Erbschaft einbringen wird. Die Hochzeiten haben "standesgemäß" zu
sein; wirkliche Liebesbeziehungen sind in dieser Welt Skandale; sie
bestehen (wie in Irrungen, Wirrungen) einen Sommer lang und werden
dann einfach aufgelöst. Die Klassenschranken scheinen unüberwindbar.


Das Elternhaus

Fontane entstammte sowohl mütterlicher- wie väterlicherseits einer
Hugenottenfamilie aus der Gascogne, die nach der Aufhebung des Edikts
von Nantes 1685 durch Ludwig XIV. aus Frankreich vertrieben wurde und
im Brandenburg des "Großen Kurfürsten" Aufnahme fand. Zwei
Generationen lang waren sie als Zinngießer tätig, dann wurde Porzellan
für sie wichtiger. Schließlich wechselte der Großvater von Theodor als
Zeichenlehrer in den Dienst am königlichen Hof.

Die Fontanes waren stolz auf ihre Herkunft aus der Gascogne und nahmen
rege am Gemeindeleben der Hugenotten in Berlin teil. Sie besaßen ihre
eigenen Kirchen- und Gemeindesäle und pflegten ihre kulturellen
Besonderheiten. Durch die Hardenbergschen Reformen wurden die
Hugenotten 1809 den übrigen Bürgern gleichgestellt. Fontanes Vater
wurde schließlich selbständiger Apotheker, ein Beruf, den der junge
Fontane später auch selbst erlernte - was er jedoch nach 1848 in
vielen biografischen Angaben verschwieg. Der Vater huldigte der
Spielsucht, was dazu führte, dass er mehrfach die Apotheke wechseln
und deshalb die Familie immer wieder umziehen musste. Einige Jahre
lebte die Familie in Swinemünde an der Ostsee.

Zu seinem 200. Geburtstag sind mehrere Biografien erschienen; die
interessanteste scheint mir die der Züricher Germanistin Regina
Dieterle, die auch mehrere Jahre Vorsitzende der
Theodor-Fontane-Gesellschaft gewesen ist.(*) Ihr wohlinformiertes Buch
bringt einiges Neue, vor allem über die Jahre 1830-1860. Sie legt auch
ein besonderes Augenmerk auf die Frauen in Fontanes Umgebung, seine
Mutter, die Ehefrau Emilie und die Tochter Jenny. Für die ersten 20
Jahre stellt sich allerdings das Problem, dass kaum Dokumente
vorliegen und die Autorin häufig auf Vermutungen angewiesen ist;
zurecht zeigt sie an einigen Beispielen auf, dass Fontanes eigene
Darstellungen der Jugendzeit aus seinen späten Jahren geschönt wurden
und mit Vorsicht zu genießen sind.


Vom Apotheker zum Literaten

Zunächst sollte der älteste Sohn von Louis Henry Fontane dem Vater,
damals Besitzer der Löwen-Apotheke in Neuruppin, in diesem Gewerbe
nachfolgen. Damit fiel die Wahl auf Theodor, dessen Begeisterung sich
in Grenzen hielt. Er hospitierte in diversen Apotheken, darunter
solchen in Sachsen.

In Leipzig schrieb der junge Fontane Gedichte für die oppositionelle
Zeitschrift Die Eisenbahn des Demokraten Robert Binder. Laut
Dieterle stand die Eisenbahn "für rasche Verbindung, internationale
Kommunikation, Demokratie". "Dampf und Eisenbahn sind nun einmal
demokratische Mächte des Lebens, das lässt sich nicht ändern." Fontane
benutzte bei seinen Reisen dieses Verkehrsmittel häufig. Auch
verkehrte er in der Oppositionsgruppe "Allgemeinheit", die für eine
liberale Verfassung und einen demokratischen Nationalstaat kämpfte.

Als im März 1848 in Berlin die Revolution ausbrach, erklärte der
König, er wolle Pressefreiheit "gewähren", den Landtag einberufen,
eine Verfassung erlassen, die Zollschranken beseitigen und die
deutsche Nationalflagge auf den öffentlichen Gebäuden wehen lassen.
Vater und Sohn Fontane standen im März ganz auf der Seite der
rebellierenden Bürger und Arbeiter. Sie verurteilten den Einsatz des
Militärs und standen für die demokratischen Rechte des Volkes ein. Der
Vater wurde sogar zum Wahlmann für die Frankfurter Nationalversammlung
gewählt.

Nach der Niederschlagung der Revolution wollte Fontane seiner
Apothekertätigkeit ein Ende setzen und vom Schreiben leben; das war
umso schwieriger, als er 1850 Emilie Rouanet geheiratet hatte. Er
heuerte also bei der neugegründeten preußischen "Centralstelle für
Preßangelegenheiten" an, die die heimische Presse auf Linie bringen
und ausländische Presseorgane auswerten sollte. An seinen Freund
Bernhard von Lepel schrieb er: "Ich habe mich heut der Reaction für
monatlich 30 Silberlinge verkauft... Ich debütire mit Ottaven zu Ehren
Manteuffels. Inhalt: der Ministerpräsident zertritt den Drachen der
Revolution." 1852 wurde er auf seinen Wunsch hin offiziell nach London
entsandt; dort konnte er deutsche politische Flüchtlinge treffen, ohne
sich mit deren Problemen herumschlagen zu müssen.

Nach seiner Rückkehr gründete er mit Freunden den "Rütli-Bund" (vgl.
Schillers Wilhelm Tell), an dem im Laufe der Zeit auch Paul Heyse,
Theodor Storm, der von der dänischen Regierung Berufsverbot bekommen
hatte, und der Maler Adolph Menzel teilnehmen sollten.
Einige der Freunde verkehrten in der Bellevuestraße 13, wo der
Arbeiterführer Ferdinand Lassalle seine Treffen abhielt; es kam sogar
zu konspirativen Zusammenkünften zwischen Lassalle und dem neuen
Ministerpräsidenten Bismarck, da beide für die kleindeutsche Lösung
unter Ausschluss Österreichs eintraten und außerdem Gegner des
politischen Liberalismus waren. Nach dem Tod Lassalles am 31. August
1864 in einem Duell bei Genf lernte Fontane Lassalles Freund, den
Reformpädagogen Karl Alexi, kennen; über einen weiteren, diesmal
gemeinsamen Freund, den Dichter Christian Friedrich Scherenberg,
schrieb er später sogar eine Biografie. In seinem Spätwerk Der
Stechlin taucht Lassalle ebenfalls auf; außerdem soll die Wohnung
des Barons Botho von Rienäcker in Irrungen, Wirrungen nach dem
Bild von Lassalles Wohnung gestaltet sein.


Konservative, Neureiche und Lassalle

Schon früh zeichnete sich bei ihm ein großes Interesse für die
britische Literatur ab. Einflüsse von Walter Scott und William
Thackeray lassen sich an vielen Stellen aufzeigen. Als Korrespondent
verbrachte Fontane mehrere Jahre (1856-1859) im liberalen England, wo
er gleich Marx von Edgar Bauer im Auftrag der Dänen bespitzelt wurde.
Doch seine Sehnsucht nach dem Heimatland hielt ihn davon ab, sich dort
auf Dauer niederzulassen: "Ich liebe nämlich das Land, in dem ich
geboren wurde, mehr, aufrichtiger, selbstsuchtloser als die Mehrzahl
meiner hier lebenden Landsleute und fühle, bei meiner wachsenden
Neigung, vaterländisches Leben künstlerisch zu gestalten... die
Trennung vom Vaterlande allerdings empfindlicher als mancher andere."

Nach seiner Rückkehr nahm er aus finanziellen Gründen eine Stelle bei
der reaktionären Neuen Preußischen Zeitung, genannt
Kreuzzeitung, an. Diese Zeitung war ein 1848 von Ludwig von Gerlach,
Hermann Wagener und Otto von Bismarck gegründetes Kampforgan gegen
Liberalismus und Fortschritt. Die Kreuzzeitung hatte "Vorwärts mit
Gott für König und Vaterland!" in ihrem Titelsignet. Sie gab sich
preußisch und kämpfte gegen alles Moderne. Ihre Leser gehörten
mehrheitlich zum preußischen Landadel, außerdem zu den streng
lutherischen Kirchengemeinden in der Provinz. Wer in der liberalen
Epoche zu Anfang der 1860er Jahre diese Zeitung abonniert hatte, war
zumeist der Reaktion zuzurechnen.

Seine Erfahrungen mit den Konservativen hat Fontane später öfters in
seine Bücher einfließen lassen. Der Industrielle Treibel ist ein
typischer Konservativer, der vom Liberalen Schmidt gerügt wird: "Jeder
Lebensstellung entsprechen auch bestimmte politische Grundsätze.
Rittergutsbesitzer sind agrarisch, Professoren sind nationale
Mittelpartei, und Industrielle sind fortschrittlich. Seien Sie doch
Fortschrittler. Was wollen Sie mit dem Kronenorden?" Darauf Treibel
(der im übrigen kräftig berlinert): "Nach demselben Ansatz hab ich mir
auch den Fortschritt und den Konservatismus berechnet und bin
dahintergekommen, daß mir der Konservatismus, ich will nicht sagen
mehr abwirft, das wäre vielleicht falsch, aber besser zu mir paßt, mir
besser kleidet."

Heftige Schläge bekommen in Fontanes Romanen dagegen die Vertreter der
neuen Bourgeoisie ab, die zumeist als raffgierig und mit
Ellbogenmentalität dargestellt werden. So schreibt er über die
bürgerliche Bildungsidee: "Gebildetsein heißt nun: sich nicht merken
lassen, wie elend und schlecht man ist, wie raubtierhaft im Streben,
wie unersättlich im Sammeln, wie eigensüchtig und schamlos im
Genießen" (Unzeitgemäße Betrachtungen).

Die Kreuzzeitung gewährte den Redakteuren große Freiheit, und da
Fontane hauptsächlich britische Ereignisse aus Politik, Literatur und
Kultur bearbeiten sollte, konnte er seine britischen Erfahrungen und
Kenntnisse relativ neutral schildern. Man ließ ihm genügend Zeit für
andere Aktivitäten. Das war ihm wichtig, da er bereits an seinen
Wanderungen durch die Mark Brandenburg arbeitete, die ihn als
Literaten bald auch einem größeren Publikum bekannt machen sollten.
Der erste Band erschien 1862 und wurde positiv aufgenommen. Für die
weiteren Bände verteilte Fontane Fragebögen an Geistliche, Lehrer und
adelige Familien und übernahm Auszüge aus den zugesandten Antworten
und Beschreibungen in die weiteren Bände, wobei er seine
schriftstellerische Aufgabe darin sah, dem "Stoff" die richtige "Form"
zu geben. Auch über die Kriege gegen Dänemark und vor allem gegen
Frankreich verfasste er dicke Bücher. Sie waren so erfolgreich, dass
er die Arbeit bei der Kreuzzeitung beendete und Theaterkritiker der
liberalen Vossischen Zeitung wurde. Insgesamt dürfte er über 4000
Zeitungsartikel (zumeist ungezeichnet) verfasst haben.

Fontane war einer der frühesten Autoren, der sich nach den ersten
Erfolgen ganz aufs Schreiben verlegte und davon leben wollte und
konnte. Dazu sammelte er nach Apothekerart Ideen und Stoffe in
speziellen Kästchen. "Ich sammle jetzt Novellenstoffe, habe fast ein
Dutzend, will aber mit der Ausarbeitung nicht eher vorgehn, als bis
mir noch mehr zur Verfügung stehn. Es liegt für mich etwas ungemein
Beruhigendes darin, über eine Fülle von Stoff disponieren zu können."
Obwohl er seinen ersten Roman Vor dem Sturm erst mit 59 Jahren
veröffentlichte, hatte er seit dem 30. Lebensjahr permanent
geschrieben und einiges an Lyrik publiziert.


(*) Regina Dieterle:

Theodor Fontane. Biografie.

München: Hanser, 2018. 832 S., 34 Euro.




Neueste Väterweisheit





"Zieh nun also in die Welt,

 Tue beharrlich, was dir gefällt,

 Werde keiner Gefühle Beute,

 Meide sorglich arme Leute,

 Werde kein gelehrter Klauber,

 Wissenschaft ist fauler Zauber,

 Sei für Rothschild statt für Ranke,

 Nimm den Main und laß die Panke,

 Nimm den Butt und laß die Flunder,

 Geld ist Glück, und Kunst ist Plunder,

 Vorwärts auf der schlechtsten Kragge,

 Wenn nur unter großer Flagge.

 Pred'ge Tugend, pred'ge Sitte,

 Millionär ist dann das dritte,

 Quäl dich nicht mit "wohlerzogen".

 Vorwärts mit den Ellenbogen,

 Und zeig jedem jeden Falles:

 "'DU bist nichts, und ICH bin alles.'"



(1897)
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Die These vom "Absterben des Staates"

Nation und Staat bei Domenico Losurdo

von Andreas Wehr



In der aktuellen Diskussion heißt es oft: "Wir wollen keine Rückkehr
zum Nationalstaat" oder, drastischer ausgedrückt: Wir wollen "keinen
Rückfall in den Nationalstaat". Die einzig vernünftige Alternative
dazu bestehe in der europäischen Integration bzw. in einer globalen
Zusammenarbeit.

Zwar ist es eine unbestreitbare Tatsache, dass viele Probleme heute
nur noch durch internationale Zusammenarbeit gelöst werden können,
etwa die Abwendung einer übermäßigen Erderwärmung. Auch die
Internationalisierung der Kapitalmärkte verlangt nach Kooperation und
Abstimmung über den Nationalstaat hinaus. Doch auf der internationalen
Ebene existiert kein Staat. Auch die Europäische Union (EU) ist kein
solcher, und sie wird es auch nicht werden. Schon gar nicht gibt es
einen globalen Staat. Alle internationalen Abmachungen sind vielmehr
vom Kooperationswillen der beteiligten Staaten abhängig. Sie treten
dafür zwar einzelne Hoheitsrechte an internationale Organisationen ab,
etwa an die EU, aber dabei geben sie ihre Souveränität nicht auf. Sie
können sie vielmehr geltend machen, um die freiwillig eingegangenen
Kooperationen auch wieder zu beenden. Und wie das Beispiel
Großbritannien zeigt, kann man selbst aus der Europäischen Union
austreten. Es geht daher nicht um die befürchtete "Rückkehr zum
Nationalstaat" bzw. um einen "Rückfall" in diesen, denn der
Nationalstaat war zu keinem Zeitpunkt als die entscheidende politische
Handlungsebene verschwunden. Die sich entwickelnde internationale
Zusammenarbeit wird vielmehr von den stärksten der beteiligten Staaten
genutzt, um ihre wirtschaftliche und militärische Vormachtstellung zu
festigen und auszubauen.

Seit Jahren abgebaut wird hingegen der umverteilende Staat, der
Wohlfahrts- bzw. Sozialstaat, wie er sich in den Jahrzehnten nach dem
zweiten Weltkrieg in Konkurrenz mit dem Realsozialismus entwickelt
hatte. An seine Stelle tritt der schlanke Staat, der liberale "minimal
state". Das war und ist das Programm des neuen Liberalismus, des
Neoliberalismus. Die heute so verbreitete Absage an den Nationalstaat
soll den ideologischen Boden dafür bereiten, sich bereitwillig mit dem
Verschwinden des Sozialstaats abzufinden, ihn kampflos aufzugeben, da
er angeblich von gestern sei. Auch die für einen Staat notwendigen
Grenzen werden als nicht mehr zeitgemäß angesehen.

Auch in der radikalen Linken ist diese Sicht weit verbreitet: "No
Border - No Nation" lautet die Parole. Der Staat wird nur noch
einseitig in seiner Funktion als repressives Machtinstrument
wahrgenommen. Negiert wird die Möglichkeit, ihn für den Kampf um
demokratischen und sozialen Fortschritt zu nutzen. Verwiesen wird
dabei auf die These vom "Absterben des Staates", wie sie sich in den
Texten von Marx, Engels und Lenin findet. Die radikale Linke nähert
sich so immer mehr anarchistischen Positionen an.

Die Aktualität Hegels

Fragen zum Staat und zur Nation sind daher heute aktueller denn je.
Sie durchziehen das gesamte Werk des im Juni 2018 verstorbenen
italienischen Historikers und Philosophen Domenico Losurdo. Losurdo
war Hegelianer, ja sogar Hegelforscher. In seinen wichtigsten Werken
steht der deutsche Philosoph im Mittelpunkt.

Mit der Hegelschen Sicht auf den Staat setzte er sich vor allem in
seinem Buch "Hegel und die Freiheit der Modernen"[1] auseinander. Es
ist das Hegelsche Werk "Grundlinien der Philosophie des Rechts oder
Naturrecht und Staatswissenschaft im Grundrisse",[2] allgemein kurz
als Rechtsphilosophie zeichnet, auf das er im Besonderen eingeht.
Losurdo zitiert den italienischen Rechtsphilosophen und Publizisten
Norberto Bobbio,[3] der Hegel in einer Art und Weise verurteilt, wie
es zuvor bereits unzählige Male liberale Autoren taten: "Hegel ist
kein Reaktionär, aber er ist auch kein Liberaler, wenn er seine
Rechtsphilosophie schreibt: er ist ganz einfach ein Konservativer,
weil er den Staat höher als das Individuum, die Autorität höher als
die Freiheit, die Allmacht des Gesetzes höher als die
Unwiderstehlichkeit der subjektiven Rechte, den Zusammenhalt des
Ganzen höher als die Unabhängigkeit der einzelnen Teile, den Gehorsam
höher als den Widerstand, weil er die Spitze der Pyramide (den
Monarchen) höher als die Basis (das Volk) schätzt."[4]

Das war auch leider die Sicht vieler sowjetischer Philosophen auf
Hegel. In dem vom Institut für Staat und Recht der Akademie der
Wissenschaften der UdSSR vorgelegten Werk Marxistische Staats- und
Rechtstheorie heißt es über den deutschen Philosophen: "Das
idealistische philosophische System, das von Hegel geschaffen und
seinen Nachfolgern unter den Bedingungen der preußischen
Großgrundbesitzermonarchie übernommen worden war, förderte die
Verbreitung antidemokratischer Ansichten über den Staat, den blinden
Gehorsam ihm gegenüber."[5] Allein die dialektische Methode erschien
ihnen brauchbar: "Gleichzeitig war die Dialektik Hegels, von der
idealistischen Hülle befreite objektive Quelle der revolutionären
Anschauungen über den Staat."[6] Und noch immer heißt es heute: Hegel
war ein Staatsverherrlicher, genau genommen ein Verherrlicher des
preußischen Staates, dessen Beamter er doch war!

Wie antwortet Losurdo auf den Vorwurf Bobbios, der im Kern auch der
der sowjetischen Autoren ist? Er fragt: "Lag Hegel die Freiheit
weniger am Herz als seinen mehr oder weniger liberalen Kritikern oder
Antagonisten?"[7] Er geht dieser Frage anhand der Entstehung und
Entwicklung der Schulpflicht nach. Sie war lange Zeit keineswegs so
unumstritten wie heute - es galt vielmehr der uneingeschränkte Vorrang
der elterlichen Gewalt über die Kinder. Selbst der Aufklärer Kant ging
noch von der totalen Rechtlosigkeit der Kinder aus: "Kant, der der
liberalen Tradition näher steht als Hegel, geht so weit, ein 'Recht
der Eltern an den Kindern, als einem Stück ihres Hauses' aufzustellen,
ein Recht der Eltern, ihre entlaufenen Kinder 'als Sachen' oder wie
'verlaufene Haustiere' wieder einzufangen." (102)

Die Frage der Schulpflicht war am Anfang des 19. Jahrhunderts alles
andere als eine akademische Angelegenheit. Mit dem Aufkommen der
kapitalistischen Produktionsweise erhielt sie eine hochaktuelle
Bedeutung, schränkte sie doch die Möglichkeit der Kinderarbeit in
Bergwerken und Fabriken ein. Sie diente daher, neben der Vermittlung
von Bildung, auch dem Schutz der Gesundheit der Kinder. Man lese dazu
nur die erschütternden Darstellungen der Kinderarbeit bei Friedrich
Engels in "Die Lage der arbeitenden Klasse in England".[8]

Die Schulpflicht schränkte nun für die Kapitalisten den Gebrauch der
Kinderarbeit ein - vor allem deshalb polemisierten die liberalen
Theoretiker gegen sie. Doch die Schulpflicht konnte nur mit Hilfe
staatlicher Maßnahmen durchgesetzt werden: "Die konkrete Anerkennung
dieser Rechte erfordert jedoch das öffentliche Eingreifen oder die
öffentliche Kontrolle. Wegen seines Einsatzes für die Einführung der
Schulpflicht und für das Verbot oder die Einschränkung der
Kinderarbeit kann Hegel als nicht-liberal betrachtet werden, aber im
Gegensatz zu dem, was Bobbio behauptet, kann nicht-liberal nicht als
synonym für konservativ aufgefasst werden." (S. 102)

Losurdo fordert daher mit Hegel dazu auf, das Verhältnis von Freiheit
und Autorität, von Individuum und Staat nicht alleine nur als ein
vertikales, sondern auch als ein horizontales Verhältnis zu sehen: In
Betracht gezogen werden dürfen "nicht nur die Beziehungen zwischen
Individuum und Staat, sondern auch die zwischen Individuum und
Individuum." (103) Die Durchsetzung der Schulpflicht ist dafür ein
gutes Beispiel, denn auch die Verhältnisse in der großen Industrie
werden häufig, analog dem Familienverhältnis, als ein hierarchisches
zwischen Oberhaupt (dem Kapitalisten) und Kindern (den Arbeitern)
dargestellt. Selbst internationale Beziehungen von Staaten wurden und
werden im Kolonialismus bzw. im Imperialismus als Verhältnisse
zwischen Mutterländern und von ihnen abhängigen Staaten (Kindern)
dargestellt.

Die Regelung der Beziehungen unter Individuen durch staatlich gesetzte
Normen erfassen in der Moderne weite gesellschaftliche Bereiche. Zu
nennen sind hier die mit Hilfe von Gesetzen beschränkte Arbeitszeit,
der Erlass von Arbeitsschutzvorschriften oder Regelungen zur
Gleichstellung der Geschlechter. Immer wird mit staatlichen Regelungen
in das Verhältnis zwischen einzelnen Individuen eingegriffen. Und
immer wird dabei die Freiheit bestimmter Einzelner eingeschränkt -
sehr oft geschieht dies auf Kosten der so genannten unternehmerischen
Freiheit. Ziel ist es, die Rechte anderer Einzelner, etwa
eigentumsloser bzw. diskriminierter Individuen zu sichern bzw.
überhaupt erst herzustellen.

Wegen ihrer Forderungen nach solchen gesetzlichen Maßnahmen werden die
Sozialisten, nicht erst seit Marx sondern bereits seit Rousseau, der
Freiheitsberaubung angeklagt. Bertolt Brecht sagt über diese
"Beraubung von Freiheit in den Flüchtlingsgesprächen unter der
Überschrift "Über die Unfreiheit unter dem Kommunismus": "Im
Kommunismus (...) ist es verboten, sich ausbeuten zu lassen, diese
Freiheit ist schon gestrichen."[9]

Es ist diese Sicht auf das Verhältnis von Individuum und Autorität,
genauer Individuum und Staat, die zur Herausbildung des Sozialstaats
bzw. des Wohlfahrtsstaats in den entwickelten kapitalistischen Ländern
führte. Der Staat wurde zum Garanten für die Herstellung sozialer
Sicherheit und Chancengleicheit indem er mittels Gesetzen in die
privaten Beziehungen eingreift.

Losurdo schreibt über das Verhältnis zwischen Staat und Individuum:
"Wird Armut als soziale Frage verstanden, so führt dies einerseits zur
Forderung entschiedenen öffentlichen Eingreifens für ihre Abschaffung,
ohne vor dem Eigentumsrecht haltzumachen, andererseits zur
Brandmarkung der Unterwürfigkeit der Staatsgewalt dem Eigentum
gegenüber. Dies gilt - natürlich auf unterschiedliche Weise - sowohl
für Rousseau als auch für Hegel (und für Marx)."(109f.)

Und so erweist sich die verbreitete Sicht, Hegel sei ein
Konservativer, nicht haltbar. Er ist in Wahrheit nicht - wie so oft
behauptet wird - derjenige, der die Interessen des Individuums einer
anonymen Staatsmacht opfert. Es verhält sich genau umgekehrt: Hegel
setzt das Individuum erst in sein Recht ein, indem er es mit Hilfe
staatlicher Eingriffe schützt und fördert: "Wie man sieht, ist es
Hegel, der hier auf der Zentralität des Individuums in Polemik gegen
die liberale Tradition besteht. Um dieses Paradox zu verstehen, muss
man sich vergegenwärtigen, dass das Individuum, von dem die liberale
Tradition ausgeht, der Eigentümer ist, der gegen die Einmischung der
Staatsgewalt seine unverletzbare Privatsphäre protestiert, während in
Hegels Vorlesung das "Individuum der Plebejer oder der potentielle
Plebejer ist, der das Eingreifen der Staatsgewalt in die ökonomische
Sphäre fordert, damit sie ihm seinen Lebensunterhalt gewährleiste. In
einem Fall wird die bürgerliche oder adelig-bürgerliche, im anderen
Fall die plebejische oder potentiell plebejische Pekuliarität
verteidigt; das abstrakte Allgemeine, das zur Zielscheibe wird, ist in
dem einen Fall der Staat, die Staatsgewalt, die zum Instrument der
nichtbesizenden Klassen werden könnte und im anderen Fall sind es die
Marktgesetze, die die bestehenden Besitzverhältnisse anerkennen".
(112) Und so wird nun auch der Ansatzpunkt des Denkens von Hegel
verständlich: Er ist "ausdrücklich (...) bei der Ausarbeitung seines
Systems von der 'Freiheit der Individuen' ausgegangen." (112)

Der liberale "minimal state" 

Nun setzen durchaus auch liberale Philosophen auf den Staat. Sie
schätzen ihn aber nur als "minimal state" und hier vor allem seine
repressive Seite. Losurdo sagt dazu: " (...) die Repression, die diese
Liberalen gegen Arbeitslose und Bettler fordern, (wird) nicht im
Widerspruch zu den von ihnen hervorgehobenen Grenzen des Aktionsfeldes
des Staates empfunden." Für sie ist es vielmehr so, dass "jedes
Individuum die ausschließliche Verantwortung für sein Schicksal
trägt." (104)

Losurdo kommt schließlich auf einen immer noch sehr präsenten
Liberalen, genauer Neoliberalen, zu sprechen: "Noch offensichtlicher
wird die Angelegenheit bei einem Wirtschaftsliberalen wie Hajek. Die
einzige Funktion der politischen Institutionen sei die, 'die Ordnung
und das Gesetz aufrechtzuerhalten'; es sei absurd, von 'sozialer
Gerechtigkeit' zu sprechen (d.h. bestimmte wirtschaftliche und soziale
Verhältnisse für ungerecht zu halten), während dagegen 'die von den
Gerichten verwaltete Justiz extrem wichtig ist'. Und die Justiz ist
nichts anderes als die Verteidigung des Eigentums (...)." (105)

Nach Losurdo sind daher "minimal state und schwacher Staat nicht
synonym." (105). Ein "minimal state" kann durchaus ein starker Staat
in Gestalt eines Repressionsstaates sein. Man denke hier nur an die
USA, in denen klassische wohlfahrtsstaatliche Einrichtungen wie zum
Beispiel eine allgemeine Krankenversicherung fehlen, das repressive
staatliche Element hingegen stark entwickelt ist. So werden bspw.
allein 20 Prozent der weltweit gezählten Häftlinge in den USA gefangen
gehalten. Losurdo kommt zu dem Schluss: "(...) gerade weil die
theoretische Tradition des minimal state den Aspekt der politischen
Gemeinschaft, der Gemeinschaft der citoyens negiert, verabsolutiert
sie schließlich im Staat das Instrument der Repression, der
organisierten Gewalt zur Beibehaltung der bestehenden
Besitzverhältnisse (...)". (106)

Die These vom "Absterben des Staates" bei Marx und Engels

Das Verständnis von dieser Widersprüchlichkeit, ja Gegensätzlichkeit
staatlichen Handelns ist in der sozialistischen Theorie weitgehend
abhanden gekommen. Verantwortlich dafür ist die weitgehende Entfernung
Hegelschen Denkens aus dem Ideengebäude der Sozialdemokratie als auch
des Marxismus-Leninismus.

Losurdo gibt Karl Marx eine gewisse Mitschuld daran, da er "Hegel
bezichtigt, ihn (den repressiven Staat, A.W.) mit seinem
Staatsidealismus ignoriert und verschleiert zu haben". (106) Losurdo
bezieht sich dabei auf die Frühschrift "Kritik des Hegelschen
Staatsrechts"[10] von Marx, in dem dieser in polemischer Form mit den
Paragrafen 261 bis 313 der Hegelschen Grundlinien der Philosophie des
Rechts abrechnet.

Dieses Nichtverständnis vom Staat findet - nach Losurdo - seinen
Ausdruck in der von Marx und Engels erhobenen und dann von Lenin
wieder aufgenommenen Forderung nach einem "Absterben des Staates" nach
erfolgreicher Revolution. Er kritisiert hier Marx, Engels und Lenin
ausdrücklich als Marxist bzw. als Leninist.[11]

Er verurteilt die Marxsche Staatsauffassung aber keineswegs generell,
er unterscheidet vielmehr zwischen bestimmten Phasen des
Marx/Engelsschen Werks. In seinem Buch "Der Marxismus des Antonio
Gramsci"[12] heißt es: "Vorweg ist zu sagen, dass die Staatstheorie
bei Marx und Engels weitaus problematischer und komplexer war als die
Formel, auf die sie häufig reduziert wird: auf ein finales Absterben
des Staates in der kommunistischen Gesellschaft." (89) Die Voraussage
seines "Absterbens" bestimmte aber dann doch bald ganz ihren Blick auf
den Staat. Losurdo zitiert dazu einen Text von Marx und Engels aus dem
Jahr 1850: "Die Abschaffung des Staates hat nur einen Sinn bei den
Kommunisten als notwendiges Resultat der Abschaffung der Klassen, mit
denen von selbst das Bedürfnis der organisierten Macht einer Klasse
zur Niederhaltung der andern wegfällt."[13] Losurdo kommentiert diese
Aussage: "Der logische Sprung wird offensichtlich: Das Verschwinden
des Staates wird davon abgeleitet, dass nur eine seiner Funktionen
überflüssig werde; es wird dabei übersehen, dass weiterhin die Aufgabe
der 'Assekuranz' oder der 'Garantie' für die Mitglieder der
herrschenden Klasse oder, unter neuen Bedingungen, einer Gesellschaft
ohne Klassen bestehen bleibt." (92)

Marx und Engels sollten ihre Sicht auf den Staat nicht mehr verändern.
Mehr als 25 Jahre nach dem zitierten Text aus dem Jahr 1850 schreibt
Friedrich Engels in seinem zwischen September 1876 und Juni 1878
entstandenen Werk "Herrn Eugen Dührings Umwälzung der Wissenschaft",
das als Zusammenfassung der Kernaussagen marxistischer Theorie
angesehen werden kann, über die Aufgaben der sozialistischen
Revolution: "Das Proletariat ergreift die Staatsgewalt und verwandelt
die Produktionsmittel zunächst in Staatseigentum. Und damit hebt es
sich selbst als Proletariat, damit hebt es alle Klassenunterschiede
und Klassengegensätze auf, und damit auch den Staat als Staat."[14]

Wenige Sätze später präzisiert Engels diese Aussage: "Der erste Akt,
worin der Staat wirklich als Repräsentant der ganzen Gesellschaft
auftritt - die Besitzergreifung der Produktionsmittel im Namen der
Gesellschaft - ist zugleich sein letzter selbständiger Akt als Staat.
Das Eingreifen einer Staatsgewalt in gesellschaftliche Verhältnisse
wird auf einem Gebiete nach dem anderen überflüssig und schläft dann
selbst ein. An die Stelle der Regierung über Personen tritt die
Verwaltung von Sachen und die Leitung von Produktionsprozessen. Der
Staat wird nicht 'abgeschafft', er stirbt ab."[15] Entsprechend äußert
sich Engels im März 1875 in einem Brief an August Bebel über das
Gothaer Programm der Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands, der
späteren SPD: "Der Volksstaat ist uns von den Anarchisten bis zum
Überdruss in die Zähne geworfen worden, obwohl schon die Schrift Marx'
gegen Proudhon und später das 'Kommunistische Manifest' direkt sagen,
dass mit Einführung der sozialistischen Gesellschaftsordnung der Staat
sich von selbst auflöst und verschwindet."[16]

Nach Engels besteht der Unterschied zu den Ansichten der Anarchisten
lediglich in einem zeitlichen Aspekt. Geht es nach ihnen, so soll die
Abschaffung des Staates sofort mit bzw. in der Revolution beginnen:
"Der Staat solle von heute auf morgen abgeschafft werden".[17] Hierzu
merkt Losurdo an: "Man kann nicht sagen, dass hiermit Klarheit
geschaffen worden wäre. Man muss sich vielmehr fragen, ob mancherlei
Kritik, die Marx und Engels am Anarchismus übten, sich nicht
eigentlich gegen Formulierungen richteten, die sie selbst
gebrauchten?" (94)

Über die Gründe, warum Marx und Engels diese Position gegenüber dem
Staat bezogen, schreibt er: "Die anfechtbaren Überlegungen von Marx
und Engels über den Staat lassen sich weniger mit ideologischen
Beeinflussungen erklären als mit der realen historischen Erfahrung,
das heißt mit der Erfahrung der raschen Umwandlung des repräsentativen
Regimes in eine Militärdiktatur, einer Umwandlung, die vom bestehenden
Staatsapparat und zuweilen mit der Unterstützung und der Billigung der
liberalen Kreise betrieben wurde, die ihrerseits dennoch nicht müde
wurden, die Unverletzlichkeit der Spielregeln zu proklamieren.
Insbesondere waren Marx und Engels Zeugen, wie in Frankreich - und
zwar noch vor der Etablierung des Bonapartismus - die zweite Republik,
die mit der demokratischen Februarrevolution und dem allgemeinen
Männer-Wahlrecht entstanden war, im Juni 1848 den Belagerungszustand
von Paris ausrief und dem General Cavaignac alle Vollmachten erteilte,
um die Agitation und die Revolte der Arbeiter im Blut zu ersticken."
(95)

Die oben zitierte Schrift von Engels, abgekürzt als Anti-Dühring
bezeichnet, war aber für die Sozialdemokraten der II. Internationale
das Lehrbuch des Marxismus. Die Schrift erlebte schnell mehrere
Auflagen. In der letzten von Engels 1894 bearbeiteten Fassung merkte
er im Vorwort an: "Im übrigen kann ich vollständig zufrieden sein mit
der Ausbreitung, die die in dieser Schrift vertretnen Anschauungen,
seit der vorigen Auflage, im öffentlichen Bewusstsein der Wissenschaft
und der Arbeiterklasse gemacht haben, und zwar in allen zivilisierten
Ländern der Welt."[18]

Doch wie sich später in der deutschen November-Revolution von 1918
zeigte, erwies sich das damit der Arbeiterbewegung an die Hand
gegebene Rüstzeug als nicht ausreichend. Die Fixierung auf das
"Absterben des Staates" ließ keinen Raum für die Lösung der sich jetzt
konkret stellenden Aufgabe zu, den Staat in Besitz zu nehmen und
grundlegend zu verändern.

Staat und Revolution bei Lenin

Die These vom "Absterben des Staates" verschwand auch im 20.
Jahrhundert nicht. Hierzu Losurdo: "Die Sache ist leicht zu verstehen:
Die erschütternde Erfahrung des ersten Weltkriegs musste geradezu die
eschatologischen und anarchischen Tendenzen verstärken." (96)

Wenige Wochen vor der Oktoberrevolution, im Sommer 1917, verfasste
Lenin die Schrift "Staat und Revolution". Im Wesentlichen handelt es
sich dabei um eine Zusammenfassung und teils Weiterentwicklung der
Aussagen von Marx und Engels über den Staat. Er schrieb das Buch mit
Blick auf notwendig zu schließende taktische Bündnisse mit
nichtmarxistischen bzw. anarchistischen Kräften, um sie so zu
Verbündeten der Bolschewiki zu machen. Lenin bekannte sich darin
ausdrücklich zum Absterben des Staates: "Als Endziel setzen wir uns
die Abschaffung des Staates, d.h. jeder organisierten und
systematischen Gewalt, jeder Gewaltanwendung gegen Menschen überhaupt.
Wir erwarten nicht dass eine Gesellschaftsordnung anbricht, in der das
Prinzip der Unterordnung der Minderheit unter die Mehrheit nicht
eingehalten werden würde. Doch in unserem Streben zum Sozialismus sind
wir überzeugt, dass er in den Kommunismus hinüberwächst und dass im
Zusammenhang damit jede Gewaltanwendung gegen Menschen überhaupt, der
Unterordnung eines Menschen unter den anderen, eines Teils der
Bevölkerung unter den anderen verschwinden wird, denn die Menschen
werden sich daran gewöhnen, die elementaren Regeln des
gesellschaftlichen Zusammenlebens ohne Gewalt und ohne Unterordnung
einzuhalten."[19]

Losurdo urteilt ausgesprochen scharf, wenn er über diese Aussage
Lenins sagt: "In diesem historischen Zusammenhang und in dieser
Gemütslage lief die notwendige Abrechnung mit dem Sozialchauvinismus
darauf hinaus, den Marxismus auf den Anarchismus herunterzubringen."
(97)

Losurdo kritisiert dabei Lenin ausdrücklich als Leninist. In seinem
gesamten Werk würdigt er dessen überragende Rolle in der russischen
Revolution, stets bezeichnet er Lenin als großen Revolutionär und
Staatsmann. Und ausdrücklich unterstreicht er immer wieder die
Bedeutung der Leninschen Imperialismustheorie für die Befreiung der
Völker der dritten Welt.

Was die Übereinstimmung von Bolschewismus und Anarchismus hinsichtlich
der Forderung nach einem "Absterben des Staats" angeht, so kam der
Philosoph Wolfgang Harich zu einer ganz ähnlichen Einschätzung wie
Losurdo: "Ja, Lenin selbst, seiner Schrift 'Staat und Revolution'
(1917), ist die bei weitem unmissverständlichste Herausarbeitung der
Momente grundsätzlicher Übereinstimmung zwischen Marxismus und
Anarchismus zu verdanken. Während Engels, im 19. Jahrhundert lebend,
sich noch auf die Voraussage zu beschränken pflegte, dass der Staat im
Ergebnis der siegreichen proletarischen Revolution, nach der Aufhebung
der Klassen, absterben werde (...), fand Lenin, als Denker des 20.
Jahrhunderts am Vorabend der Oktoberrevolution, es ganz unbedenklich,
zu bekennen, Marxisten und Anarchisten hätten das gemeinsame Ziel, den
Staat abzuschaffen."[20]

Andere Theoretiker des "Absterbens" gingen nach 1917 noch weiter als
Lenin. Losurdo nennt hier Georg Lukács, Ernst Bloch und Walter
Benjamin. Sie forderten nicht nur den Staat, sondern auch das Geld,
den Markt, das Rechtssystem und sogar die Ehe bzw. Familie absterben
zu lassen. Dazu merkte Losurdo einmal bei einem Vortrag im
Marx-Engels-Zentrum Berlin an: "Das ist mir zu viel Sterben". Sie alle
- Lukács, Bloch und Benjamin folgten - zumindest in ihrer Jugend -
einer eschatologischen Weltsicht, was bedeutet, sie waren Anhänger der
"Lehre vom Anbruch einer neuen Welt".

Doch in der realen Entwicklung der sozialistischen Länder war von
einem "Absterben des Staates" nichts zu spüren. Dazu Harich: "Freilich
spricht man eine Binsenwahrheit aus, wenn man (...) feststellt, dass
der verwirklichte Sozialismus das Versprechen, das in dieser
Übereinstimmung (von Bolschewismus und Anarchismus, A.W.) liegt mehr
als ein halbes Jahrhundert nicht eingelöst hat - weder in der von
Lenin gegründeten, aus der Oktoberrevolution hervorgegangenen
Sowjetunion noch in den später nach ihrem Modell gebildeten
osteuropäischen Volksrepubliken, noch auch, bei aller
Unterschiedlichkeit, in Jugoslawien oder in China und Albanien oder
auf Kuba."[21]

Staat und Zivilgesellschaft bei Gramsci

Als italienischer Historiker und Philosoph war Losurdo ein
hervorragender Kenner der Schriften Antonio Gramscis. Er sagte über
ihn: "Im Marxismus des 20. Jahrhunderts und in der marxistischen
Tradition ganz allgemein war Gramsci der Autor, der sich am
kritischsten gegenüber den anarchistischen und eschatologische
Tendenzen äußerte." (100) Und: "Mit der deutlichen Distanzierung von
jeder Form von Eschatologie finden wir bei Gramsci von Anfang an die
Ablehnung oder die mehr oder weniger radikale Einschränkung der These
vom Absterben des Staates." (89) Losurdo zitiert dazu eine Äußerung
Gramscis aus der Zeitschrift L'Ordine Nuevo, wonach er "den
Sozialismus nicht als den Anfang vom Absterben, sondern als die
Schaffung des 'Sozialstaates der Arbeit und der Solidarität'
betrachtete". (100)

Das nachrevolutionäre Programm eines Aufbaus des Sozialismus
beschreibt Losurdo wie folgt: "Damit eine Revolution als wirklich
vollendet bezeichnet werden kann, genügt nicht die Machtübernahme
allein; auch die Entdeckung bzw. die Konstruktion der institutionellen
und rechtlichen Mechanismen der regulären und geordneten Ausübung der
Macht sind notwendig."[22]

Auf die Entwicklung der Sowjetunion bezogen heißt es bei ihm: "Die aus
der Oktoberrevolution hervorgegangene 'ordine nuovo' müsse auch in der
Lage sein, den Ausnahmezustand zu überwinden und sich in einer Ordnung
auszudrücken, in der die Hegemonie die Diktatur in den Schatten
stellt, auf die man nur in Situationen akuter Krise rekurrieren
dürfe."[23] Genau dies ist aber der Sowjetunion und mit ihr den
europäischen sozialistischen Staaten nie gelungen. In seinem "Buch
Stalin. Geschichte und Kritik einer schwarzen Legende" beschreibt
Losurdo, wie immer wieder Versuche scheiterten, diesen auf Dauer
instabilen Zustand zu überwinden: "Nicht gewillt, das von der
Kommunistischen Partei ausgeübte Machtmonopol zur Diskussion zu
stellen, versucht Stalin wiederholt, vom Ausnahmezustand zu einem
Zustand relativer Normalität mit der Realisierung einer 'sowjetischen
Demokratie', eines 'sozialistischen Demokratismus' und eines
Sozialismus 'ohne Diktatur des Proletariats' überzugehen. Diese
Versuche scheiterten jedoch. Es ist bezeichnend, wie gleich nach dem
Tod Stalins das Problem der Nachfolge 'geregelt' wird: Die
Liquidierung Berijas ist eine Abrechnung im Mafiastil, ein privater
Gewaltakt, der weder auf die staatliche Rechtsordnung noch auf das
Parteistatut verweist."[24]

Es ist Antonio Gramsci, der die Reduzierung des Staates im
Marxism-Leninismus auf die Funktion der Repression kritisiert und im
Konzept der Zivilgesellschaft überwindet: "Das Element Staat-Zwang
kann man sich in dem Maße als erlöschend vorstellen, wie sich immer
beträchtlichere Elemente von regulierter Gesellschaft (oder ethischem
Staat oder Zivilgesellschaft) durchsetzen."[25]

Zivilgesellschaft ist für ihn als auch für Losurdo - entgegen dem
heute verbreiteten Gebrauch des Begriffs - aber Teil des Staates, man
kann hier von einem erweiterten, privatisierten Staat sprechen. Ein
Beispiel dafür sind die Kirchen - sie verfügen etwa in Deutschland
über eigene Rechtsordnungen und sind mit besonderem Disziplinarrecht
ausgestattet. Losurdo nennt als Extrembeispiel eine
zivilgesellschaftliche Organisation den Ku-Klux-Clan in den USA, der
sich bis heute anmaßt, eigenständig Recht zu sprechen und sogar seine
Urteile zu exekutieren. Aber auch kapitalistische Unternehmen mit
eigenen Betriebs- und Hausordnungen gehören zu der kaum überschaubaren
Welt der Zivilgesellschaft.

Heute ist der Begriff der Zivilgesellschaft hingegen weitgehend
positiv besetzt. Vor allem die vielen Nichtrerungsorganisationen
werden ihr als Errungenschaft zugerechnet. Über die große Bedeutung
der Zivilgesellschaft für die Aufrechterhaltung der bürgerlichen
kapitalistischen Gesellschaftsordnungen schreibt Gramsci in den
Gefängnisheften: "Natürlich sind die Liberalen ('Ökonomen') für den
'Nachtwächterstaat' und möchten, dass die geschichtliche Initiative
der Zivilgesellschaft und den verschiedenen Kräften überlassen bleibt,
die dort mit dem 'Staat' als Hüter der 'Fairness des Spiels' und der
Regeln derselben hervorsprießen (...)."[26]

Was die Bedeutung des gewesenen europäischen Sozialismus für heutige
sozialistische Bewegungen angeht, so kommt Losurdo am Ende seines
Buches "Der Marxismus Antonio Gramscis" zu einem ernüchternden Urteil:
"Trotz ihres apochemachenden Bruches vermittelte die Oktoberrevolution
keine unmittelbaren Anhaltspunkte für eine sozialistische Umwandlung
eines Landes wie Italien. Weitaus artikulierter präsentierte sich hier
die Zivilgesellschaft mit ihren Parteien, ihren Gewerkschaften, mit
ihren zahllosen Vereinen 'privaten' Charakters, ihrer liberalen und
demokratischen Tradition, die dem zaristischen Russland, das sich auf
den Staats-Despotismus stützte, völlig unbekannt waren. Ein
revolutionäres Projekt mit wirklich weltweiten Ambitionen musste in
der Lage sein, den besonderen Bedingungen der verschiedenen Regionen
und der verschiedenen Länder Rechnung zu tragen, und müsste die
sozialistische oder postkapitalistische Umwandlung nicht nur als
Bruch, sondern auch als Kontinuität im Verhältnis zu der
vorhergehenden historischen Entwicklung der Menschheit verstehen.
(159f.)

Die radikale Linke steht heute vor der Aufgabe, ihre Sicht auf den
Staat zu klären und sich dabei vom Anarchismus abzusetzen. Die
Schriften Hegels, Gramscis und Losurdos können ihr dabei den Weg
weisen.


Anmerkungen
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Domenico Losurdo, Hegel und Freiheit der Modernen, a.a.O., S. 98.

[5] Marxistische Staats- und Rechtstheorie, Band 1 - Grundlegende
Institute und Begriffe, 1974, S. 21.

[6] Ebenda.
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MELDUNG/1015: Nur ein Drittel der Generation "Silver Surfer" fühlt sich im Internet sicher (idw)


Bertelsmann Stiftung - 24.07.2019

Nur ein Drittel der Generation "Silver Surfer" fühlt sich im Internet
sicher



Wie ist es um die digitalen Kompetenzen der Bürger in Deutschland
bestellt? Eine repräsentative Bevölkerungsbefragung im Auftrag der
Bertelsmann Stiftung zeigt den großen Bedarf an Unterstützungsangeboten -
besonders für die älteren Generationen.

Gütersloh, 24. Juli 2019. Souverän mit den unterschiedlichen digitalen
Services und Anwendungen umgehen zu können, ist im Zeitalter der
Digitalisierung für alle Generationen eine notwendige Kompetenz. Digital
souverän handeln zu können, bedeutet mehr als nur zu wissen, wie man eine
App auf sein Smartphone herunterlädt oder Onlinebanking anwendet. Kann ich
die Folgen meines eigenen Handelns im Netz richtig einschätzen? Weiß ich
mit Aktualisierungen und Neuentwicklungen umzugehen?

Die repräsentative Bevölkerungsbefragung "Digitale Kompetenzen im Alter"
vom Meinungsforschungsinstitut Kantar im Auftrag der Bertelsmann Stiftung
geht der Frage nach, wie sicher sich die Menschen in Deutschland im
Internet und beim Umgang mit Smartphone und Co. fühlen. Die Ergebnisse
zeigen: In Sachen digitaler Kompetenzen besteht hoher Handlungsbedarf.
Insgesamt fühlen sich 63 Prozent der Befragten eher sicher bis sehr sicher
im Umgang mit dem Internet. Differenziert nach Altersgruppen zeigt sich
ein anderes Bild: Während 79 Prozent der 14- bis 29-Jährigen sich eher
sicher bis sehr sicher fühlen, gilt das nur für 41 Prozent der 60- bis
69-Jährigen. Und bei den über 70-Jährigen fühlt sich nur jeder Dritte (36
Prozent) eher sicher bis sehr sicher im Umgang mit dem Internet. Das
heißt, bei den älteren Generationen besteht Nachholbedarf bei den
digitalen Kompetenzen.

Digitale Services und Angebote als Chance der Generation
"Silver Surfer"

Digitale Services und Anwendungen bieten gerade den älteren Generationen
große Chancen: Sie können dazu beitragen, dass Ältere so lange wie möglich
selbstbestimmt im eigenen Zuhause leben können - unabhängig davon, ob sich
dieses in der Stadt oder auf dem Land befindet. Zum Beispiel, weil sie die
notwendigen Dinge des täglichen Lebens online bestellen, wenn sie nicht
mehr mobil sind, oder mit der Familie und Freunden per Smartphone
kommunizieren können. Souverän mit digitalen Angeboten und Services
umzugehen, ist dafür eine wichtige Voraussetzung. Bei der
Selbsteinschätzung der eigenen Kenntnisse im Bereich digitaler
Technologien, Anwendungen und Gefahren zeigt sich: 64 Prozent der
Befragten schätzen die eigenen Kenntnisse hier als eher gut bis sehr gut
ein. Bei den 14- bis 29-Jährigen sind es 89 Prozent, bei den 60- bis
69-Jährigen 50 Prozent und bei den über 70-Jährigen nur noch 36 Prozent.

Drei Viertel der Bevölkerung sind auf das Internet angewiesen

Fragt man die Bevölkerung, wie stark sie bereits heute auf das Internet
und den Einsatz digitaler Technologien angewiesen ist, sagen 76 Prozent
der Befragten, dass sie bei der Suche nach Informationen eher stark bis
sehr stark darauf angewiesen sind. 68 Prozent geben an, dass dies bei der
Kommunikation mit Freunden, Bekannten oder Familienmitgliedern der Fall
ist. Dagegen sind nur 27 Prozent bei behördlichen Angeboten, von denen es
online bisher nur eine begrenzte Zahl gibt, eher stark bis sehr stark auf
digitale Kanäle angewiesen.

Ein Blick in die Zukunft macht deutlich, dass die Bevölkerung von einem
starken Bedeutungszuwachs des Internets und digitaler Technologien in
vielen Bereichen des täglichen Lebens ausgeht. Während die Werte für die
Suche nach Information (78 Prozent) und Kommunikation mit Freunden,
Bekannten und Familienmitgliedern (74 Prozent) nur moderat steigen, ist
der Bedeutungsgewinn im Bereich behördlicher Angelegenheiten (62 Prozent)
besonders auffällig.

Digitale Daseinsvorsorge für die älteren Generationen

Gerade für die vielen älteren Menschen besteht mit Blick auf die steigende
Relevanz dieser Kompetenzen ein besonderer Handlungsdruck: "Auch die
ältere Generation benötigt digitale Kompetenzen, um sich im Alltag
selbständig zurecht zu finden und möglichst lange autonom in der
vertrauten Umgebung zu bleiben", sagt Brigitte Mohn, Vorstand der
Bertelsmann Stiftung. "Dazu müssen gerade Älteren niedrigschwellige
Angebote vermittelt werden, um digitale Kompetenzen zu erwerben. Hier sind
auch die Kommunen gefordert, entsprechende Assistenzinfrastrukturen
aufzubauen und zu unterstützen." Das Spektrum möglicher Lösungsansätze
zeigt die Studie "Digital souverän? Kompetenzen für ein selbstbestimmtes
Leben im Alter": Zum Beispiel die Initiativen "SeniorenNetz des Netzwerks
Märkisches Viertel", die Stadtteilbibliothek Köln-Kalk oder die
"Versilberer Partys" des Vereins "Wege aus der Einsamkeit e.V." in Berlin.
Diese Möglichkeiten bieten niedrigschwelligen Zugang zu digitalen
Lernangeboten, oder reale Orte um persönliche Erfahrungen auszutauschen.
Nur durch das gemeinsame Engagement von Kommunen, Zivilgesellschaft und
Bildungsinstitutionen kann die digitale Souveränität der Älteren gestärkt
werden.


Zusatzinformationen

Die Studie "Digital souverän? Kompetenzen für ein selbstbestimmtes Leben
im Alter" wurde im Auftrag der Bertelsmann Stiftung vom Institut für
Innovation und Technik (iit) in der VDI/VDE Innovation + Technik GmbH
erstellt. Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit digitaler
Souveränität wird ergänzt durch Handlungsempfehlungen und ausgewählte
Praxisbeispiele, die mögliche Lösungsansätze beschreiben. Für die Studie
hat das Meinungsforschungsinstitut Kantar im Auftrag der Bertelsmann
Stiftung eine repräsentative telefonische Befragung (CATI-Technik, Dual
Frame) in der deutschsprachigen Bevölkerung durchgeführt. Befragt wurden
rund 1.000 Personen ab 14 Jahren mit Wohnsitz in Deutschland im Zeitraum
vom 26. April 2019 bis zum 03. Mai 2019.


Originalpublikation:

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/digital-souveraen/

Weitere Informationen unter:

http://www.bertelsmann-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605
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REPORTAGE/571: Das Erste - "Das Atomwaffen-Kartell - Ende der Abrüstung?", 5.8.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 29. Juli 2019

"Das Atomwaffen-Kartell - Ende der Abrüstung?"

Ein Film von Michael Müller und Nick Golüke

Die Story im Ersten

Montag, 05.08.2019, 22.35 - 23.20 Uhr | Das Erste



Das Jahr 2019 könnte zum Schicksalsjahr der nuklearen Abrüstung
werden. Ausgerechnet zum 70. Jahrestag der Gründung der NATO stehen
wichtigste Abrüstungsverträge vor dem Aus: Der INF- Vertrag zum Verbot
nuklearer Mittelstreckenraketen und der NEW START-Vertrag zur
Begrenzung der Zahl strategischer Atomwaffen. Beides sind Grundpfeiler
der atomaren Rüstungskontrolle. Nun droht ein neuer nuklearer
Rüstungswettlauf.

Der Film von Nick Golüke und Michael Müller macht sich in den USA, in
Russland und in Europa auf die Suche nach den Hintergründen und
Hintermännern dieses Rückfalls in die Denkweisen und Strategien des
längst überwunden geglaubten kalten Krieges. Sie sprechen mit den
Vordenkern einer neuen atomaren Abschreckungslogik, analysieren das
Netzwerk von Denkfabriken und Unternehmen, die sich ein
Milliardengeschäft erhoffen. Mit dabei sind auch deutsche Banken, die
Kredite an Rüstungs-Unternehmen wie zum Beispiel Airbus vergeben.
Airbus baut gerade 48 neue Atomraketen für die U-Boote der
französischen Marine. Jede Rakete trägt sechs bis zehn Sprengköpfe,
und jeder Sprengkopf hat die zehnfache Zerstörungskraft der
Hiroshima-Bombe.

Der Film deckt auf, dass US-amerikanische Rüstungskonzerne wie
Honeywell, Northrop Grumman oder Bechtel die neue Nukleardoktrin der
USA mitschreiben und sich dadurch Milliardengewinne sichern. Die
Autoren zeigen, dass Deutschland nicht nur militärstrategisch Teil der
neuen globalen Nuklearstrategie ist, sondern dass in Deutschland auch
die nukleare zivile wie rüstungstechnische Industrie miteinander
verknüpft sind. Sie fahren ins westfälische Gronau an der
niederländischen Grenze zum Unternehmen Urenco und hinterfragen, warum
die BRD bis heute eine Anreicherungsanlage für Uran braucht.

Schließlich begleitet der Film diejenigen, vor allem junge Menschen,
die glauben, dass der Kampf gegen die Atomwaffen heute wieder
dringender geführt werden muss denn je. Und dass er immer noch
gewonnen werden kann.

Redaktion: Norbert Hahn, Jo Angerer
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FEATURE/1293: Deutschlandfunk Kultur - die Kultur der Kritik in deutschen Unternehmen, 5.8.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Jawohl Chef?

Über die Kultur der Kritik in deutschen Unternehmen

Von Mandy Schielke

Zeitfragen. Feature

Montag, 5. August 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Kritikfähig soll der moderne Arbeitnehmer sein. Beim Austeilen, aber
auch beim Einstecken. Feedback ist wichtig, und das will gelernt sein.
Zunächst etwas Positives sagen, dann das Negative. Niemals persönlich
werden. Kritik will gelernt sein, und dass sie nicht nur von oben,
sondern auch von unten kommen darf, sogar kommen soll, ist das Wesen
flacher Hierarchien. Einen Zustand, den sich immer mehr Unternehmen
wünschen. Aber wie steht es tatsächlich um die Kritikkultur in
deutschen Unternehmen? Laut einer repräsentativen Studie der
Personalberatung Rochus Mummert von 2016 machen 24 Prozent der
Arbeitnehmer in Deutschland die Erfahrung, dass Führungsstil vor allem
Befehlston heißt - der Chef hat Recht und der Mitarbeiter zu
gehorchen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Juli 2019
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FEATURE/1292: Deutschlandfunk - Medizin, Moneten und Moral, 6.8.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Medizin, Moneten und Moral

Von Dorothea Brummerloh

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Dienstag, 6. August 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Etwa 20 Mal im Jahr geht der Durchschnittsdeutsche zum Arzt - mehr als
in jedem anderen Land. Und bekommt selten, was er braucht: ein ruhiges
Gespräch. Dafür jede Menge Pillen, Röntgen, Ultraschall, EKG.
Nebenwirkungen inklusive. In den Krankenhäusern sieht es nicht anders
aus: Kein Fachgebiet kann sich dem Verdacht entziehen, zu viel des
Guten zu tun. Teure Apparate und OP-Säle müssen schließlich
ausgelastet werden. Die Gesundheitsausgaben in Deutschland haben im
Jahr 2017 erstmals die Marke von einer Milliarde Euro pro Tag
überschritten. Fehlanreize lassen alle Akteure durchs
Gesundheitssystem hetzen. Eine Bestandsaufnahme.
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FEATURE/1291: Deutschlandfunk Kultur - Mitleid als Geschäftsmodell, 6.8.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mitleid als Geschäftsmodell

Ökonomie und Kultur des Bettelns

Von Ulrike Köppchen

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 6. August 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Etwa bis zur Jahrtausendwende galt Betteln als ein bald überwundenes
Phänomen, zumindest in Sozialstaaten wie Deutschland. Heute gehören
Bettler wieder fest zum Stadtbild. Viele kommen aus Osteuropa, viele
haben Drogenprobleme, viele sind obdachlos. Doch das sind längst nicht
alle. Es gibt Harz-IV-Aufstocker, Nebenerwerbs- und Profibettler.
Ihnen steht eine bürgerliche Gesellschaft gegenüber, die sie mit einer
Mischung aus Mitleid, Furcht und Verachtung betrachtet. Man kann das
Ganze aber auch kühler betrachten, als ein hart umkämpftes Geschäft,
in dem die Konkurrenz härter wird. Müssen Bettler heute immer lauter
und fordernder auftreten, um Almosen zu bekommen? Verändern sich
gerade die Regeln oder folgt man den Ritualen, die seit der Antike
existieren?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Juli 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/1937: Deutschlandfunk - Zehn Jahre Kabarettbundesliga, 7.8.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Zehn Jahre Kabarettbundesliga (2/2)

Die Besten der Liga

Von Daniela Mayer

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 7. August 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Seit zehn Jahren gehört die Kabarettbundesliga zum festen Bestandteil
der Kleinkunstszene. Jedes Jahr spielen 14 Künstlerinnen und Künstler,
in Theatern in ganz Deutschland, sechs Monate lang um die Gunst des
Publikums. Denn nur wer die meisten Punkte von den Zuschauern bekommt,
landet auf den vorderen Plätzen der Tabelle. Betreut und begleitet
werden die Ligisten von Bundestrainer Theo Vagedes. Er hat die Liga
vor zehn Jahren erfunden und feiert mit ihr in diesem Jahr Jubiläum.
Zeit zurückzublicken auf die Highlights der vergangenen Jahre, mit
zahlreichen Künstlerinnen und Künstlern, die sich auch durch die Liga
einen Namen machen konnten. Im zweiten Teil des Rückblicks sind
Christin Henkel, Daphne de Luxe, Sarah Hakenberg, Sebastian 23 und
Thomas Schreckenberger dabei.

 * 
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MUSIK/2974: Deutschlandfunk - Dämon Alkohol, 5.8.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Dämon Alkohol

Georg Friedrich Haas


HYENA

Mollena Lee Williams-Haas, Storyteller

Ensemble Musikfabrik

Musikalische Leitung: Bas Wiegers

Musik-PanoramaC:\DATEN\INGRID\PRESSE\
Montag, 5. August 2019, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Eigentlich wollte Mollena Lee Williams-Haas nie über ihren
Alkoholentzug sprechen. Auf einem Festival für Storytelling in San
Francisco war die amerikanische Schauspielerin aber dazu bereit. Ihre
Schilderung geriet eindringlich - ein zäher Kampf um die Befreiung von
inneren Dämonen, die als Hyäne Gestalt annehmen. Ihr Partner, der
österreichische Komponist Georg Friedrich Haas, schlug vor, daraus ein
gemeinsames künstlerischen Projekt zu entwickeln: Storytelling und
zeitgenössische Klänge, die einen emotionalen Rahmen bilden und das
persönliche Erleben objektivieren. Vom Abstieg in den Wahnsinn bis zur
Befreiung von der Sucht spannt sich die Erzählung - das Motto "Durch
Nacht zum Licht" könnte als Metapher darüberstehen.

 * 
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MUSIK/2973: Deutschlandfunk Kultur - Kinder an die Orgeln!, 5.8.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kinder an die Orgeln!

Vermittlungsangebote rund um die Königin der Instrumente

Von Dagmar Penzlin

Einstand

Montag, 5. August 2019, 21.30 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Wenn immer weniger Kinder und Jugendliche die Orgel als Instrument
beim Kirchenbesuch kennen lernen, dann muss der Weg vielleicht in die
entgegengesetzte Richtung gehen. Ob mobile Orgel für den Schulbesuch,
Orgelpfeifen-Pakete zum gemeinsamen Musizieren oder spezielle
Orgelkoffer, die Elemente und Klangprinzipien der Königin der
Instrumente erlebbar machen - solche Angebote und Materialien haben in
der Musikvermittlung gerade Hochkonjunktur. International boomt ein
Orgel-Bausatz aus den Niederlanden, mit dem schon Grundschüler in
weniger als einer Stunde eine kleine Orgel zusammenbasteln und dann
darauf spielen können. Orgelkonzerte und Orgelführungen für Kinder
leben heute von Interaktion und kreativen Elementen. Alle Aktivitäten
sollen dem drohenden Nachwuchsmangel in der Kirchenmusikszene entgegen
wirken.
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KURSUS/1931: Hanau - "Bildbearbeitung mit Photoshop" für Senioren, 6 Termine ab 20.8.


Stadt Hanau

Bildbearbeitung mit Photoshop für Senioren



Das Seniorenbüro der Stadt Hanau bietet ab dem 20. August einen
sechsteiligen Bildbearbeitungskurs an. Kursleiterin Gabriele Völler
vermittelt die Bearbeitungsmöglichkeiten von Fotos mittels der
Software Photoshop-Elements. Auch wer eine andere Software auf seinem
PC benutzen möchte, wird Ähnlichkeiten erkennen, so dass der Kurs
hilfreich sein kann.

Teilnehmende lernen die Grundfunktionen aller Werkzeuge zur
Schnellkorrektur, zum Retuschieren, Schneiden, Verbessern von Bildern
kennen. Danach werden Funktionen zur Ergänzung mit Texten und Formen
der Präsentation aufgezeigt. Kenntnisse des PCs und die Grundlagen der
Datenverwaltung sind Voraussetzung.

Der Kurs beinhaltet 6 Unterrichtstermine und findet jeweils dienstags,
vom 20.08. bis 10.09. und vom 24.09. bis 01.10.2019 von 14-16 Uhr (am
ersten Kurstag bis 16:30) statt.

Die Teilnahmegebühr inklusive Unterlagen beträgt 35 Euro. Der Kurs
findet im Seniorenbüro Raum 106, Steinheimer Str. 1, 63450 Hanau,
statt. Anmeldung bitte telefonisch bei Inge Gach unter Telefon 06181
66 820 41.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Juli 2019
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MIKROBIOLOGIE/016: Bakterien mit extrem hoher Antibiotikaresistenz verbreiten sich über Krankenhäuser (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 30.07.2019

Bakterien mit extrem hoher Antibiotikaresistenz verbreiten sich über
Krankenhäuser

Genetische Analysen machen europaweite Verbreitungswege von Erregern
sichtbar / Krankenhäuser sind die entscheidenden Multiplikatoren / Gute
Krankenhaushygiene kann hochresistente Erreger kontrollieren / Studie in
Nature Microbiology unter Leitung von Forschern des Universitätsklinikums
Freiburg



Gegen sogenannte extrem resistente Bakterien sind fast alle bekannten
Antibiotika wirkungslos. Die Anzahl an Todesfällen, die sich auf eine
Infektion mit solchen Erregern zurückführen lassen, hat sich zwischen 2007
und 2015 in Europa mehr als versechsfacht. Wie sich diese Bakterien
verbreiten, beschreibt eine internationale Forschergruppe um
Wissenschaftler des Universitätsklinikums Freiburg in einer Studie, die am
29. Juli 2019 in der Fachzeitschrift Nature Microbiology erschienen ist.
Demnach leisten Krankenhäuser und die Verlegung von Patienten den
entscheidenden Beitrag zur Verbreitung der Erreger. Nur eine geringe Rolle
spielen Übertragungen in der Allgemeinbevölkerung, aus der Umwelt, der
Landwirtschaft und über Lebensmittel.

Je näher die Krankenhäuser, desto ähnlicher die Erreger

Die Verbreitungswege extrem resistenter Bakterien ließen sich anhand
detaillierter genetischer Analysen nachvollziehen. Sechs Monate lang
wurden in 455 Krankenhäusern in 36 europäischen Ländern Proben gesammelt.
Auf Grundlage dieser repräsentativen Erreger-Stichprobe sequenzierten die
Forscher die gesamte genetische Information von fast 2.000 Bakterien der
Spezies Klebsiella pneumoniae. "Die genetischen Unterschiede zwischen
extrem resistenten Isolaten nahmen zu, je größer die Entfernung zwischen
den Krankenhäusern war", sagt Prof. Dr. Hajo Grundmann, Leiter des
Instituts für Infektionsprävention und Krankenhaushygiene des
Universitätsklinikums Freiburg und Letztautor der Studie. Hingegen stammte
die Mehrzahl der genetisch ähnlichsten Isolate von Patienten, die
innerhalb des Beobachtungszeitraums im selben Krankenhaus behandelt
wurden. "Unsere Beobachtungen sprechen dafür, dass sich extrem resistente
Bakterien vor allem innerhalb einzelner Krankenhäuser sowie bei der
Verlegung von Patienten zwischen geografisch naheliegenden Krankenhäusern
verbreiten", erläutert Grundmann.

Gute Krankenhaushygiene kann die Verbreitung von Erregern kontrollieren

Über Landesgrenzen hinweg verbreiten sich die Erreger hingegen nur
sporadisch. Dennoch hatten einzelne internationale Übertragungen
landesweite Ausbrüche zur Folge. "Es ist extrem wichtig, Patienten bei der
Aufnahme nach früheren Krankenhausaufenthalten im In- und Ausland zu
fragen", hält Grundmann fest. Mit solchen Befragungen können
Risikopatienten erfasst, frühzeitig diagnostiziert und nötigenfalls
isoliert werden, um einer Weiterverbreitung von Erregern vorzubeugen. Die
Befragung wird als unabdingbarer Teil der klinischen und hygienisch guten
Praxis ausdrücklich vom Robert Koch-Institut empfohlen. "Wir sind
optimistisch, dass wir mit guter Krankenhaushygiene die Verbreitung dieser
Erreger nicht nur verzögern, sondern auch erfolgreich kontrollieren
können", sagt Grundmann.


Originalpublikation:

Original-Titel der Studie: 'Epidemic of carbapenem-resistant Klebsiella
pneumoniae in Europe is driven by nosocomial spread'

DOI: 10.1038/s41564-019-0492-8

Link zur Studie: https://www.nature.com/articles/s41564-019-0492-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401
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NEUROLOGIE/1015: Forschung - Verdächtige Immunzellen der Multiplen Sklerose entlarvt (idw)


Universität Zürich - 22.07.2019

Verdächtige Immunzellen der Multiplen Sklerose entlarvt



Forschende der Universität Zürich haben jene Abwehrzellen identifiziert,
die wahrscheinlich eine Schlüsselrolle bei der Multiplen Sklerose (MS)
spielen. Die MS-typischen T-Helfer-Zellen gelangen vom Blut ins Zentrale
Nervensystem, wo sie zu Entzündungen führen und die Nervenzellen
schädigen. Ihre Entdeckung eröffnet neue Möglichkeiten für Überwachung und
Therapie von MS.

Bei der Multiplen Sklerose (MS) dringen regelmässig fehlgeleitete
Immunzellen ins Hirn von Betroffenen ein, wo sie die Signalübertragung
zwischen den Nervenzellen schädigen und zum Verlust von Zellen des
Zentralen Nervensystems (ZNS) führen. Wird die Krankheit nicht eng
überwacht und behandelt, führt sie zu einer Anhäufung neurologischer
Behinderungen, die letztlich das Leben der Patientinnen und Patienten
extrem einschränken. Weltweit sind rund 2,5 Millionen Menschen, meist
junge Erwachsene, von der chronischen Autoimmunerkrankung betroffen.

«Fingerabdrücke» der schädlichen Abwehrzellen ermittelt

Die MS-Forschung sucht seit Jahren nach den «Fingerabdrücken» jener
Immunzellen, die für diese Krankheit charakteristisch sind. Genau dies ist
einem internationalen Team unter der Leitung von Burkhard Becher am
Institut für Experimentelle Immunologie der Universität Zürich (UZH) nun
gelungen. «Im Blut von MS-Patienten haben wir eine spezifische Population
weisser Blutkörperchen identifiziert, die über zwei Fähigkeiten verfügen,
die für MS charakteristisch sind: Sie können vom Blut ins ZNS austreten
und führen dort zu Entzündungen der Nervenzellen», erklärt Becher.

Modernste Zellvermessung und künstliche Intelligenz

Für ihre Suche nutzten die Forschenden eine Technologie, um Immunzellen zu
charakterisieren: die sogenannte hochdimensionale Zytometrie. Diese
ermöglicht es, Millionen von Zellen bei Hunderten von Individuen zu
untersuchen und deren Immunmerkmale - die «Fingerabdrücke» - zu bestimmen.
Um die riesigen Datenmengen überhaupt analysieren zu können, entwickelten
die Wissenschaftler neue Computeralgorithmen. «Dank Künstlicher
Intelligenz und maschinellem Lernen kann die Datenkomplexität enorm
reduziert werden, während die Interpretation der Ergebnisse den
Forschenden überlassen bleibt», sagt Burkhard Becher.

Zentrale Merkmale fehlgeleiteter Immunzellen

Dem interdisziplinären Team bestehend aus Medizinern, Biologen und
Computerwissenschaftlern gelang es so, im peripheren Blut von MS-Patienten
eine Zellpopulation zu identifizieren, die sich klar von den Abwehrzellen
aus Blutproben von Menschen mit anderen entzündlichen und nicht
entzündlichen Erkrankungen unterscheidet. Diese fehlgeleiteten
T-Helfer-Zellen produzieren einerseits das neuroinflammatorische Zytokin namens
GM-CSF. Andererseits befinden sich auf diesen Immunzellen grosse Mengen des
Chemokinrezeptors CXCR4 und des Membranproteins VLA4.

«Die nun identifizierte Zellpopulation verfügt damit über zentrale
MS-typische Eigenschaften: Das Zytokin löst neuronale Entzündungen aus, und
dank den Rezeptoren können die Immunzellen ins ZNS eindringen», sagt
Edoardo Galli, Erstautor der Studie. Die Forschenden fanden zudem heraus,
dass die für MS charakteristischen Abwehrzellen auch in der
Hirnflüssigkeit und in den Hirnschädigungen von Patienten stark vertreten
sind. Dies deutet darauf hin, dass sie einen direkten Einfluss auf die
Krankheit haben. Darüber hinaus reduziert eine Therapie diese Population
stark.

Starke Hinweise, aber noch kein Beweis

«Unsere Ergebnisse deuten eindeutig auf einen direkten Zusammenhang
zwischen den MS-Immunmerkmalen und der Krankheit hin. Der von uns
identifizierte Biomarker dürfte für das Monitoring von MS-Patienten sehr
nützlich sein», vermutet Burkhard Becher. Trotz der starken Hinweise sei
es noch zu früh zu behaupten, die MS-typische Zellpopulation würde die
Krankheit verursachen, so der Forscher. Zunächst brauche es noch weitere
Studien, um die Hypothese zu bestätigen. Falls sich der Verdacht erhärtet,
wird die detaillierte Charakterisierung dieser Immunzellen wohl auch zu
neuen Therapien führen.


Originalpublikation:

Edoardo Galli, Felix J. Hartmann, Bettina Schreiner, Florian
Ingelfinger, Eirini Arvaniti, Martin Diebold, Dunja Mrdjen, Franziska van
der Meer, Carsten Krieg, Faiez Al Nimer, Nicholas Sanderson, Christine
Stadelmann, Mohsen Khademi, Fredrik Piehl, Manfred Claassen, Tobias
Derfuss, Tomas Olsson & Burkhard Becher. GM-CSF and CXCR4 Define a T
Helper Cell Signature in Multiple Sclerosis. Nature Medicine. July 22,
2019. 

DOI: 10.1038/s41591-019-0521-4

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2019/Multiple-Sklerose.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94
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SPORTMEDIZIN/346: Sport bei Hitze? An diese Regeln sollten Sie sich halten (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 25.07.2019

Sport bei Hitze? An diese Regeln sollten Sie sich halten

Viel Wasser trinken reicht nicht. MHH-Sportmediziner Professor Dr. Uwe
Tegtbur sagt Ihnen, wie Sie bei heißen Temperaturen richtig Sport treiben



Die Hitze dieser Tage macht vielen schon im Ruhezustand Probleme. Aber was
ist, wenn man nicht auf seinen Sport verzichten will? Trainieren oder
nicht trainieren? Fakt ist, Herz und Kreislauf müssen bei den hohen
Temperaturen zusätzliche Arbeit leisten, damit der Körper nicht überhitzt.
Dabei wird die Muskulatur weniger durchblutet und mit Sauerstoff und
Nährstoffen versorgt. Das Training bei Hitze wird somit extrem anstrengend
und man ist schneller erschöpft. Mit diesen Tipps von MHH-Sportmediziner
Professor Dr. Uwe Tegtbur bleiben Sie auch bei Extremtemperaturen fit und
gesund.

Die richtige Sportart

Nicht günstig bei dieser Hitze sind laut Professor Tegtbur Sportarten mit
längerer Ausdauerbelastung und wenig Temperaturaustausch. Dagegen sind
Gymnastik und Yoga optimal, da der Körper auf Beweglichkeitstraining bei
warmen Temperaturen sehr gut reagiert. "Brechen Sie mal aus ihrer Routine
aus und machen Sie was anderes", sagt der Sportmediziner. "Wählen Sie die
Sportart nach den äußeren Bedingungen. Dieser Wechsel tut uns auch
gesundheitlich gut." Dabei sollte man auch immer an die Komponenten der
körperlichen Leistungsfähigkeit denken: Nicht nur Ausdauer ist wichtig,
sondern genauso Kräftigung, Koordination und Flexibilität. Richtig schonen
und in diesen Tagen gar keinen Sport machen, sollten allerdings Menschen
mit Herzmuskel-Schwäche.

Die richtige Tageszeit

Entscheidend sind die Faktoren Temperatur, Sonneneinstrahlung und
Ozonwert. Möchte man auf seinen Ausdauersport nicht verzichten, bei dem
man sich ordentlich anstrengt und daher viele Kalorien verbraucht, sollte
man den unbedingt in den frühen Morgenstunden praktizieren. Und man sollte
sich etwas zurücknehmen, also langsamer laufen, langsamer Rad fahren. Am
Abend ist zwar die Sonneinstrahlung gering, dafür sind aber die
Temperaturen hoch.

Kinder und Sport

"Kinder können sich nicht so gut kontrollieren, das darf man nicht
vergessen", betont Tegtbur. Aber in aller Regel gibt es beim Training
einen Betreuer, der ausgebildeter Übungsleiter ist und darauf achtet, dass
sich die Kinder nicht überlasten.

Trinken

Ein Liter Flüssigkeit pro Stunde Training sollte es schon sein, empfiehlt
Tegtbur als Regel. Minimum. Ein guter Rhythmus sei es, jede Viertelstunde
einen viertel Liter zu trinken. Wichtig: Das Trinken bewusst für den Sport
vorbereiten. Als Radfahrer etwa, indem man eine Trinkflasche mit Halterung
dabei hat. Allerdings sollte da drin nicht bloß pures Wasser sein. Denn
der Körper muss das wieder aufnehmen, was er während des Schwitzens
verliert. Und das sind auch Salze wie die Elektrolyte Magnesium, Kalium
und Natrium. Also am besten Wasser mit etwas Saft mixen.

Ernährung

Eine gut über den Tag verteilte Mischkost sollte es sein. Die wichtigen
Spurenelemente und Mineralstoffe holt man sich nur durch die Kombination
von Nahrungsmitteln. Wichtigster Bestandteil einer solchen Mischkost
sollte Gemüse sein.

Kleidung

Leichte Funktionskleidung empfiehlt Prof. Dr. Tegtbur. Und immer eine
Kopfbedeckung wie Mütze oder Tuch. Denn die Haare allein schützen nicht
genug vor der Sonneneinstrahlung.

Sonnenschutz

Sobald man im Training ins Schwitzen kommt, wird durch die Salze auf der
Haut noch mehr Strahlung reflektiert. Also rät der Mediziner - je nach
Hauttyp - zu einer Sonnencreme mit Lichtschutzfaktor 30 bis 50. Und ein
wichtiger Tipp gerade für Radfahrer: Wenn die sich den Schweiß beim Fahren
mit dem Handrücken von der Stirn abwischen, ist der Schutz der Haut an den
Händen schnell weg. Doch gerade die Hände sind den Sonnenstrahlen
permanent beim Radfahren ausgesetzt. Daher unbedingt Radhandschuhe tragen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121
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UROLOGIE/346: Sommerleiden Blasenentzündung - Erstmal ohne Antibiotikum behandeln (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 23.07.2019

DGI: Sommerleiden Blasenentzündung - Erstmal ohne Antibiotikum behandeln



Blasenentzündungen sind kein Phänomen der kalten Jahreszeit, auch in den
Sommermonaten tritt die Infektion häufig auf. Denn wenn nasse
Badekleidung nicht rasch genug ausgezogen oder die abendliche Kühle
unterschätzt wird, macht man es Bakterien unfreiwillig leicht.
Harnwegsinfektionen werden oft sofort mit einem Antibiotikum behandelt.
Noch immer zu wenig bekannt ist: Antibiotika sind bei diesem
Krankheitsbild in vielen Fällen unnötig. Ihr unkritischer Einsatz trägt
zudem zur Entstehung von Antibiotikaresistenzen bei. Darauf weist die
Deutsche Gesellschaft für Infektiologie e. V. (DGI) hin.

Unkomplizierte Blasenentzündungen heilen oft auch dann folgenlos aus, wenn
lediglich die Symptome mit Schmerzmitteln gelindert werden.

Brennende Schmerzen beim Wasserlassen, das Gefühl, ständig auf die
Toilette zu müssen, manchmal auch Unterleibskrämpfe: Jede zweite Frau
erkrankt mindestens einmal in ihrem Leben an einer Blasenentzündung. Jede
vierte bis fünfte Betroffene leidet unter wiederkehrenden Infektionen, die
zum Teil mehrmals jährlich aufflammen. Bei Männern treten
Harnwegsinfektionen deutlich seltener auf. Das hat anatomische Gründe: Der
Harnleiter ist bei Frauen wesentlich kürzer, sodass eindringende Bakterien
schneller in die Harnblase vordringen und sich dort festsetzen können.
Meist sind es Darmbakterien der Art Escherichia coli, die die lästige
Infektion verursachen. Aber auch andere Bakterien kommen als Erreger
infrage.

"Die unkomplizierte Harnwegsinfektion gehört zu jenen Infektionen, bei
denen oft vorschnell und unnötigerweise zu einem Antibiotikum gegriffen
wird", sagt Professor Dr. med. Gerd Fätkenheuer, Leiter der Infektiologie
an der Universitätsklinik Köln und Vorsitzender der DGI. "Sie sind nach
den Atemwegsinfekten der häufigste Grund für Antibiotikaverschreibungen -
hier besteht ein gewaltiges Einsparpotenzial in Sachen Antibiotikaverbrauch."
Denn unnötiger und zu häufiger Einsatz von Antibiotika trägt dazu
bei, dass immer mehr Bakterien gegen die wichtigen Arzneimittel resistent
werden.

In der vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderten
deutschen ICUTI-Studie zeigte sich, dass etwa zwei Drittel der 494
Patientinnen mit unkomplizierter Harnwegsinfektion auch ohne Antibiotikum
wieder gesund wurden. Eine rein symptomatische Behandlung mit einem
entzündungshemmenden Schmerzmittel reichte aus. Bei jeder dritten
Patientin hielten die Symptome zu lange an oder verschlimmerten sich,
sodass doch noch mit Antibiotika behandelt werden musste.

"Diese Erkenntnisse sollen jedoch keinesfalls als Aufforderung zur
Selbsttherapie verstanden werden", mahnt Fätkenheuer. Auch unkomplizierte
Harnwegsinfektionen, die etwa 90 Prozent aller Harnwegsinfektionen
ausmachen, seien ein Fall für den Arzt. In Absprache mit diesem könne die
Therapie jedoch zunächst einmal ohne Antibiotika durchgeführt werden.

Auch zur Prophylaxe von Harnwegsinfektionen gibt es aktuelle Erkenntnisse,
und zwar zu einem alten Ratschlag: Viel trinken beugt Blasenentzündung
vor. "Die Wirksamkeit dieses alten Hausmittels ist nun auch
wissenschaftlich gut belegt", so Fätkenheuer. Eine Ende 2018 im
renommierten Fachmagazin JAMA publizierte Studie zeigte: Frauen mit
wiederkehrenden Harnwegsinfektionen profitieren stark von einer erhöhten
Flüssigkeitsaufnahme. Indem sie ihre tägliche Trinkmenge von 1,5 auf drei
Liter steigerten, konnten die Probandinnen die Zahl ihrer jährlichen
Harnwegsinfektionen von durchschnittlich 3,3 auf 1,7 fast halbieren.
Gleichzeitig sank auch die Zahl der Antibiotikaverschreibungen um nahezu
die Hälfte.

Um die Entstehung von Antibiotikaresistenzen zu reduzieren, setzt sich die
Deutsche Gesellschaft für Infektiologie unter anderem in ihrer Antibiotic
Stewardship-Initiative für einen rationalen Einsatz von Antibiotika ein
und bietet zu diesem Zweck Kurse und Erfahrungsaustausch für Ärzte an.
Die DGI setzt sich zudem für eine Verbesserung der infektiologischen
Versorgung und Ausbildung in Deutschland ein und fordert unter anderem die
Schaffung einer Facharztausbildung mit dem Schwerpunkt Infektiologie.


Literatur:

- Gágyor Ildikó, Bleidorn Jutta, Kochen Michael M, Schmiemann Guido,
Wegscheider Karl, Hummers-Pradier Eva et al.: Ibuprofen versus fosfomycin
for uncomplicated uri-nary tract infection in women: randomised controlled
trial BMJ 2015; 351 : h6544.

- Hooton TM, Vecchio M, Iroz A, et al.: Effect of Increased Daily Water
Intake in Premen-opausal Women With Recurrent Urinary Tract Infections: A
Randomized Clinical Trial. JAMA Intern Med. 2018;178(11):1509-1515.

doi:10.1001/jamainternmed.2018.4204.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgi-net.de
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FORSCHUNG/4073: Wie sich zerstörte Nervenbahnen im Muskel regenerieren (idw)


Universität Basel - 25.07.2019

Wie sich zerstörte Nervenbahnen im Muskel regenerieren



Nach einer Verletzung der neuromuskulären Endplatte, der Verbindung
zwischen Nerven- und Muskelfaser, übernimmt der Proteinkomplex mTORC1 eine
wichtige Funktion bei der Heilung. Forschende am Biozentrum der
Universität Basel haben nun gezeigt, dass die Aktivierung des
Proteinkomplexes mTORC1 ausgewogen sein muss, damit die Reparatur gelingt.
Die in «Nature Communications» veröffentlichte Studie liefert auch neue
Erkenntnisse für altersbedingte Muskelschwäche.

Der Proteinkomplex mTORC1 fördert das Muskelwachstum und ist wichtig für
die Selbstreinigung der Muskelzellen. Welche Funktion mTORC1 nach einer
Verletzung der neuromuskulären Endplatte übernimmt, war bislang unklar.
Neue Erkenntnisse liefert nun das Forschungsteam von Prof. Markus Rüegg am
Biozentrum der Universität Basel.

Funktion von mTORC1

In unserem Körper sind Nerven und Muskeln durch neuromuskuläre
Kontaktstellen miteinander verbunden, der sogenannten neuromuskulären
Endplatte. Dies ist eine Synapse, die Signale zwischen Nervenfasern und
Muskelfasern überträgt. Wird diese Nervenverbindung unterbrochen oder
verletzt, ist der Muskel in seiner Funktion eingeschränkt und geschwächt.
Das Besondere an diesen Synapsen ist jedoch, dass sie wieder repariert
werden können. Rüeggs Forschungsteam hat nun die Funktion von mTORC1 nach
einer Verletzung der neuromuskulären Endplatte im Mausmodell genauer
untersucht.

Für die Funktion von mTORC1 im Muskel war bislang lediglich nachgewiesen,
welche Rolle der Proteinkomplex für die Förderung des Muskelwachstums und
die Selbstreinigung der Zellen übernimmt. «Wir konnten nun zeigen, dass
mTORC1 darüber hinaus eine wichtige Rolle bei der Regeneration der
neuromuskulären Endplatte übernimmt», erklärt Perrine Castets, Erstautorin
der Studie.

mTORC1 im Gleichgewicht

Damit mTORC1 seine Funktion ausüben und auf den Muskel und die
Regeneration der Nervenverletzung einwirken kann, muss es zuvor von der
Proteinkinase PKB/Akt aktiviert werden. Darüber hinaus zeigt Rüeggs
Studie, dass der Proteinkomplex mTORC1 weder zu stark, noch in zu geringem
Masse aktiviert werden darf, damit die Regeneration der Synapse gelingt.
Dabei zeigte sich zudem eine Rückkopplung mit der Kinase PKB/Akt: «Wird
mTORC1 zu stark aktiviert, kommt es zu einer Hemmung dieser Kinase. Dies
führt dazu, dass die Regeneration der neuromuskulären Endplatte gestört
ist. Die Aktivierung durch PKB/Akt sorgt somit dafür, dass der
Heilungsprozess adäquat verläuft», so Castets.

Die neu beschriebene Funktion von mTORC1 könnte auch eine Erklärung für
die Entstehung der altersbedingten Muskelschwäche beim Menschen liefern.
Diese wird ebenfalls durch eine sich ändernde neuromuskuläre Endplatte und
möglicherweise durch eine Überaktivierung von mTORC1 ausgelöst. «Durch die
Studie verstehen wir den Mechanismus bei der Wiederherstellung der
neuromuskulären Endplatte nun besser. Vielleicht können wir daraus nun
auch Möglichkeiten ableiten, den altersbedingten Defiziten und
Strukturveränderungen auf therapeutischem Wege entgegenzuwirken und damit
die Leistungs- und Funktionsfähigkeit der Muskeln im Alter besser
aufrechterhalten», so Rüegg.


Originalpublikation:

Perrine Castets, Nathalie Rion, Marine Théodore, Denis Falcetta, Shuo Lin,
Markus Reischl, Franziska Wild, Laurent Guérard, Christopher Eickhorst,
Marielle Brockhoff, Maitea Guridi, Chikwendu Ibebunjo, Joseph Cruz,
Michael Sinnreich, Rüdiger Rudolf, David J. Glass & Markus A. Rüegg
mTORC1 and PKB/Akt control the muscle response to denervation by
regulating autophagy and HDAC4
Nature Communications (2019)

doi: 10.1038/s41467-019-11227-4
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GENTECHNIK/291: Entgiftungspfad verlängert die Lebensdauer des Wurms C. elegans (idw)


Universität zu Köln - 25.07.2019

Entgiftungspfad verlängert die Lebensdauer des Wurms C. elegans

Ein Kölner Forschungsteam fand heraus, dass ein mutiertes Mitochondriengen
die Lebensdauer des Modellorganismus C. elegans durch die Einschaltung
eines Entgiftungspfades verdoppelt / Veröffentlichung in "Nature
Communications".



Genetisch mutierte Exemplare des Fadenwurms C. elegans, bei denen ein
Mitochondriengen verändert wurde, produzieren mehr reaktive
Sauerstoffspezies (reactive oxygen species - ROS), die für Zellen
schädlich sein können, indem sie oxidativen Stress verursachen. Dieser
mutierte Wurm kann jedoch doppelt so lange leben wie der Wildtyp.
Professorin Dr. Aleksandra Trifunovic und ihr Team am
CECAD-Exzellenzcluster für Alternsforschung an der Universität zu Köln zeigten
erstmals, dass diese Langlebigkeit von einem Entgiftungspfad gesteuert
wird, der direkt durch den ROS-Gehalt reguliert wird. Die Ergebnisse sind
umso wichtiger da der Pfad, den die Zellen benötigen um unerwünschte,
unnatürliche Substanzen aus ihrem Innern zu entfernen, im gesamten
Tierreich erhalten geblieben ist. Bei Mensch und Tier ist er
beispielsweise in der Leber für den Medikamentenstoffwechsel wichtig. Die
Studie "KLF-1 orchestrates a xenobiotic detoxification program essential
for longevity of mitochondrial mutants", wurde nun in der Zeitschrift
"Nature Communications" veröffentlicht.

Mitochondrien sind die Kraftwerke der Zellen. Sie produzieren Energie mit
Hilfe von Sauerstoff während eines Prozesses, der als Respiration
bezeichnet wird. Der Nebeneffekt dieses Prozesses ist das Auftreten von
reaktiven Sauerstoffspezies oder ROS, die immer ein Nebenprodukt der
Atmung sind. Während des Alterungsprozesses leiden die Mitochondrien unter
Verschleiß und ihre Fähigkeit sinkt, die ROS-Produktion unter Kontrolle zu
halten. Einige Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen glauben sogar,
dass das Altern eine Folge von Schäden ist, die durch ROS verursacht
werden. Tatsächlich werden mit zunehmendem Alter mehr ROS und andere
toxische Metabolite produziert.

Entgiftungspfade entfernen toxische Metaboliten in drei Schritten. In der
ersten Phase werden die Metaboliten erkannt und modifiziert, so dass sie
in der zweiten Phase neutralisiert und in der dritten Phase aus der Zelle
entfernt werden können. Die gesamte Maschine, um den Abbau
aufrechtzuerhalten, ist extrem energieaufwändig und wird unter strenger
transkriptioneller Kontrolle gehalten. In der Regel wird sie nur bei
Bedarf eingeschaltet.

Dr. Marija Herholz, die leitende Forscherin der Studie, zeigte, dass ein
bestimmter Transkriptionsfaktor, also ein regulierendes Protein, eine
wichtige Rolle spielt: "Als wir KLF-1 löschten, verloren die genetisch
veränderten Organismen ihre Langlebigkeit und kehrten zu einer normalen
Lebensdauer zurück, während gleichzeitig der Entgiftungspfad abgeschaltet
wurde. Dies zeigt, dass KLF-1 den Pfad in Gang hält und für die
Langlebigkeit des Organismus wichtig ist." Aber die längere Lebensdauer
der Mutanten hat auch einige Nachteile: "Wir konnten sehen, dass sich die
Mutanten langsamer bewegen und sich langsamer entwickeln, da sie weniger
Energie produzieren und die komplexe Entgiftungsanlage unterstützen
müssen", fügt Herholz hinzu.

Bisher standen ROS in Verruf, Zellen zu schaden. Neuere Forschungen
zeigen, dass ROS eine wichtige Rolle als Signalmolekül spielt. Im Rahmen
der Studie konnten die Forscherinnen und Forscher zeigen, dass ein höherer
Gehalt an Antioxidantien, die den Würmern verabreicht werden, zu einer
verkürzten Lebensdauer führt, indem sie ROS entfernen und damit den
Signalweg blockieren. Die öffentliche Wahrnehmung von ROS ausschließlich
als etwas Negative wird daher nicht durch wissenschaftliche Erkenntnisse
gestützt", sagte Marija Herholz. "Unsere Studie hat gezeigt, dass es sogar
schädlich sein kann, wenn der Gehalt an Antioxidantien zu hoch ist."
In weiteren Studien will das Team nun genauer untersuchen, was auf
molekularer Ebene vor und nach der Aktivierung des Signalweges passiert.

'KLF-1 orchestrates a xenobiotic detoxification program essential for
longevity of mitochondrial mutants'

Marija Herholz, Estela Cepeda, Linda Baumann, Alexandra Kukat, Johannes
Hermeling, Sarah Maciej, Karolina Szczepanowska, Victor Pavlenko, Peter
Frommolt & Aleksandra Trifunovic
Nature Communications

DOI: 10.1038/s41467-019-11275-w
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AUSLAND/9135: Aus aller Welt - 01.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kelly Craft wird neue US-Botschafterin bei den Vereinten Nationen

Sieben Monate nach der überraschenden Amtsaufgabe von Nikki Haley
entsenden die USA eine neue Botschafterin zu den Vereinten Nationen.
Der US-Senat bestätigte die von Präsident Donald Trump nominierte
Kandidatin Kelly Craft als oberste Diplomatin bei der New Yorker
Organisation. Die 57-Jährige ist bisher US-Botschafterin in Kanada.
Die oppositionellen Demokraten hatten Craft bei der Anhörung
mangelnde Erfahrung für den Posten vorgeworfen und ihre engen
Beziehungen zur Kohleindustrie kritisiert.

1. August 2019
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JUSTIZ/9135: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dritter Verdächtiger nach Geldtransporterraub festgenommen

In Zusammenhang mit einem Überfall auf einen Geldtransporter im
Oktober vergangenen Jahres in Berlin-Mitte hat Bulgarien einen
Tatverdächtigen an die Behörden in der Hauptstadt ausgeliefert. Das
gab die Staatsanwaltschaft bekannt. Der 34-Jährige war vor drei Wochen
festgenommen worden. Damit sitzen nun drei Verdächtige in Berlin in
Untersuchungshaft. An dem bewaffneten Überfall nahe dem Berlin
Alexanderplatz sollen fünf Männer beteiligt gewesen sein. Die Räuber
erbeuteten sieben Millionen Euro Bargeld.
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MILITÄR/9132: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mehr als 30 Tote nach Bombenanschlag in Westafghanistan

In der westafghanischen Provinz Farah ist ein Reisebus offenbar auf
einen versteckten Sprengsatz gefahren. Mindestens 34 Menschen kamen
laut Behördenangaben bei der Explosion ums Leben, weitere 17 wurden
verletzt. Der Anschlag erreignete sich auf einer Straße zwischen den
Provinzhauptstädten Herat und Kandahar. Wer hinter dem Anschlag
steckt, ist noch unklar. Die Taliban weisen jegliche Verantwortung
zurück.

1. August 2019
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POLITIK/9134: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Söder fordert von SPD klares Bekenntnis zur großen Koalition

Nach Ansicht des bayerischen Ministerpräsidenten Markus Söder wird
die große Koalition in Berlin noch in diesem Jahr zerbrechen. Das
schwarz-rote Regierungsbündnis sei wegen der SPD instabil, sagte der
CSU-Chef in einem Gespräch mit dem Focus-Magazin. Es stelle sich die
Frage, ob die SPD noch Kraft für schwungvolles Regieren habe. Nach
dem Rücktritt der Partei- und Fraktionschefin Andrea Nahles sucht die
SPD nach einer neuen Führung, die auf einem Parteitag im Dezember
gewählt werden soll.

1. August 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9132: Tragisches und Kurioses - 01.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Verheerende Waldbrände im Osten Rußlands

Das Zivilschutzministerium in Moskau hat wegen der Waldbrände in
Ostsibirien in mehreren Regionen den Ausnahmezustand verhängt. Am
Mittwoch standen rund drei Millionen Hektar Land im Zentrum und Osten
Rußlands in Flammen. Am stärksten betroffen sind die Region
Krasnojarsk, das Gebiet Irkutsk und die Republik Sacha (Jakutien). An
den Löscheinsätzen beteiligt sich nach Informationen der Agentur
Interfax inzwischen auch die Armee. Bisher wurden 500 Brandherde
registriert, deren Fläche sich immer mehr ausweitet.
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WISSENSCHAFT/8217: Aus Forschung und Technik - 01.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kleinsatellit nutzt Strahlungsdruck der Sonne als Antriebskraft

Das vor einem Monat mit einer Schwerlastrakete der privaten
US-Raumfahrtfirma SpaceX ins All beförderte 32 Quadratmeter große
Sonnensegel mit dem Namen "Lightsail 2" hat mit Hilfe des Sonnenwinds
eine höhere Erdumlaufbahn erreicht. Wie die gemeinnützige
Organisation Planetary Society mitteilte, veränderte "Lightsail 2"
seine Flughöhe in den vergangenen vier Tagen um 1,7 Kilometer. Der
Satellit habe nachgewiesen, daß ein kleiner CubeSat lediglich von
einem Sonnensegel kontrolliert angetrieben werden könne. Vier Wochen
lang soll der Experimentalsatellit auf einer elliptischen Umlaubahn
die Erde umkreisen und dann irgendwann in den dichteren
Atmosphäreschichten verglühen.
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AUSLAND/8231: Aus aller Welt - 01.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Ruanda schließt wegen Ebola Grenze zur DR Kongo

Ruanda hat die Grenze zur Demokratischen Republik Kongo geschlossen,
weil in der dortigen Großstadt Goma ein weiterer Fall von Ebola
aufgetreten ist. Im Grenzgebiet waren in den zurückliegenden Tagen
zwei Menschen an Ebola gestorben, die nicht miteinander in Kontakt
gestanden hatten. Bei der einjährigen Tochter eines der Verstorbenen
wurde das Virus nachgewiesen. Die Grenzschließung hindert viele
Menschen daran, von Ruanda aus in die Millionenstadt zur Arbeit zu
fahren. Goma liegt unmittelbar an der Grenze der ruandischen
Großstadt Gisenyi gegenüber. Seitdem die kongolesischen Behörden vor
einem Jahr den Ausbruch von Ebola gemeldet haben, sind daran über
2700 Menschen erkrankt und mehr als 1800 gestorben. Die Epidemie hat
sich nicht nach Ruanda ausgebreitet.
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GESUNDHEIT/8189: Medizin und Gesundheitswesen - 01.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Niedersachsen meldete Anstieg der Hantavirus-Infektionen

Das Hantavirus, das von infizierten Rötelmäusen oder Wanderratten
übertragen wird, verursacht bei Menschen grippeähnliche Symptome bis
hin zu Blutdruckabfall und Nierenversagen. In Deutschland infizieren
sich Menschen vor allem über das Einatmen erregerhaltigen Staubes.
Jetzt hat das niedersächsische Landesgesundheitsamt laut Deutschem
Ärzteblatt gewarnt, daß schon bis Ende Juli mehr als doppelt so viele
Hantaviruserkrankungen gemeldet wurden wie im gesamten Vorjahr. Zwar
wirken die Zahlen mit 108 Erkrankungen gegenüber 53 im letzten Jahr
nicht besonders besorgniserregend, doch handelt es sich bei diesen
Infektionen um meldepflichtige Erkrankungen. Außerdem geht das
Landesgesundheitsamt von einer viel höheren Dunkelziffer an
Erkrankten aus.

1. August 2019
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JUSTIZ/8219: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Wismar verbietet Füttern von Möven unter Strafandrohung

Hunderte von Möven im Alten Hafen von Wismar haben sich daran
gewöhnt, von Passanten mit Resten von Fischbrötchen und anderem
gefüttert zu werden. Die Vögel schnappen sich das Futter im Sturzflug
und können dabei mit ihren Schnäbeln Erwachsene und Kinder an den
Händen verletzen. Deshalb ist seit Monatsanfang das Füttern der Möven
bei Androhung einer Strafe von bis zu 5000 Euro verboten. Die
Stadtverwaltung hat Schilder aufgestellt, welche auf das Fütterverbot
hinweisen. Außerdem machen Mitarbeiter des Hafenamts Passanten auf
das Verbot aufmerksam. Ähnliche Verordnungen gibt es für Warnemünde,
Graal-Müritz, Boltenhagen und Zinnowitz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8142: Sprache, Kunst und Medium - 01.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Römische Antike verträgt sich nicht mit Schnellimbiß-Kultur

Nach heftigen Protesten vornehmlich von Kunsthistorikern, Archäologen
und weiteren Wortführern des kulturellen Lebens in Rom hat Italiens
Kulturminister Alberto Bonisoli eine bereits erteilte
Betriebsgenehmigung für die Schnellimbißkette McDonals widerrufen. Der
US-amerikanische Fast-Food-Riese wollte in unmittelbarer Nähe der
berühmten antiken Caracalla-Thermen auf einem 10.000 Quadratmeter
großen Grundstück eine Filiale einschließlich eines McDrive eröffnen.

Das bisher einer Gärtnerei gehörende Areal bietet demnach einen
atemberaubenden Ausblick auf die antiken Badeanlagen.

Wie die österreichische Presseagentur APA meldete, hatte sich auch
Bürgermeisterin Virginia Raggi eingeschaltet und sinngemäß erklärt,
Roms Schätze müßten verteidigt werden. Nach ihrer Aussage sei die
Gemeinde über die McDonald-Pläne nicht in Kenntnis gesetzt worden.

Schon seit Jahrzehnten versuchen die Römer, sich gegen die
kulinarische Invasion von jenseits des Atlantiks zu erwehren - nicht
immer mit Erfolg.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8208: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Huthis beschießen Parade in Aden

In der jemenitischen Hafenstadt Aden haben Huthi-Rebellen nach
eigenen Angaben eine Militärparade mit einer Drohne und einer
ballistischen Rakete angegriffen. Dabei wurden mindestens 35 Menschen
getötet, darunter der Kommandeur einer von den Vereinigten Arabischen
Emiraten ausgebildeten, paramilitärischen Truppe sowie einige seiner
Sicherheitsleute. Den Aufständischen zufolge war die Parade Teil der
Vorbereitung der Regierungstruppen auf eine Offensive gegen das von
den Huthis gehaltene Gebiet im Norden der Stadt. Die Regierung
erklärte, bei der Parade sei es um die Graduierungsfeier kürzlich
rekrutierter Soldaten gegangen.

Vor der Attacke hatte ein Selbstmordattentäter eine Polizeistation in
Aden mit einer Autobombe angegriffen und mindestens drei Beamte
getötet. Dafür soll Al Kaida im Jemen verantwortlich sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8222: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.08.2019 (SB)




VOM TAGE



EU setzt weiterhin auf Irans Außenminister Sarif

Die EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini hat sich kritisch
gegenüber den von der US-Regierung gegen den iranischen
Chefdiplomaten Mohammed Dschawad Sarif verhängten Sanktionen
geäußert. Ihr Sprecher erklärte in Brüssel, die EU werde weiterhin
mit dem ranghöchsten Diplomaten des Irans zusammenarbeiten. Man müsse
die diplomatischen Beziehungen aufrechterhalten. Man bedauere die
Entscheidung Washingtons. Die dortige Regierung hatte zuvor das
Vermögen Sarifs in den USA für eingefroren erklärt und gegen den
Iraner ein Einreiseverbot verhängt, weil der seine Regierung
international repräsentiert. Außerdem soll Sarif eine Propaganda- und
Desinformationskampagne zur Unterstützung des Nuklearprogramms, der
ballistischen Raketen und der Terrornetzwerke des Irans führen.

Sarif gilt als einer der Architekten des von der US-Regierung
einseitig aufgekündigten internationalen Atomabkommens mit dem Iran.
Der ehemalige Uno-Botschafter seines Landes und promovierte
Politologe hat in San Francisco studiert. Über Twitter erklärte er,
er habe kein Vermögen in den USA.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8192: Tragisches und Kurioses - 01.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Elbe steuert auf neuen Niedrigwasserrekord zu

Wie im vergangenen Jahr hat die Elbe an der Strombrücke in Magdeburg
ihren historischen Tiefstand von 46 Zentimetern wieder erreicht.

Dieser bisher niedrigste Wasserstand seit Beginn der Aufzeichnungen
war am Magdeburger Pegel im vergangenen Jahr allerdings erst am 27.
August gemessen worden. Wenn es nicht bald zu ergiebigen Regenfällen
kommt, könnte der Wasserstand bald auf einen neuen Rekordwert fallen.

Laut MDR aktuell hatte sich der Strom noch nicht von der Dürre 2018
erholt. Um die Situation deutlich zu entspannen, wäre nach Auskunft des
Wasserstraßen- und Schiffahrtsamts Magdeburg Dauerregen über mehrere
Tage, am besten in den Gebieten des Oberlaufs der Elbe in Tschechien,
aber auch im Verlauf der Saale nötig.

Die Berufs- und Tourismus-Schiffahrt ist größtenteils zum Erliegen
gekommen. Auch zahlreiche Auto- und Personenfähren stellten ihren
Betrieb ein.

1. August 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8220: Arbeit, Soziales und Familie - 01.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Einkommensschere bei Einkindfamilien geht weiter auseinander

In Deutschland haben zehn Prozent der Familien mit einem Kind im Jahr
2013 über ein Durchschnittseinkommen von 1550 Euro verfügt. Die zehn
Prozent der entsprechenden Familien am oberen Ende der
Einkommensskala hatten ein Einkommen von 8642 Euro. Die Zahlen gehen
aus einer aktuellen Studie zur Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
des Statistischen Bundesamts hervor, die der Paritätische
Gesamtverband am Donnerstag vorgelegt hat. Demnach klaffte die Schere
zwischen Arm und Reich innerhalb von zehn Jahren durch das Absinken
der niedrigen Realeinkommen um 3,2 Prozent und ein Steigen der hohen
Einkommen um 0,8 Prozent weiter auseinander. Auch die
Durchschnittseinkommen legten um 1,6 Prozent zu. Der
Verbandsgeschäftsführer Schneider geht davon aus, daß die
Einkommensschere in den Jahren nach 2013 weiter aufgegangen ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8200: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 01.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Kalifornische Schweinswale kaum noch zu retten

Offenbar verabschiedet sich gerade ein weiterer Meeressäuger. Nur mit
sofortigen Maßnahmen ist der Kalifornische Schweinswal Vaquita noch
vor dem Aussterben zu bewahren. Zu diesem Ergebnis gelangten Experten
laut dpa nach Auswertung der Aufnahmen von Unterwasser-Mikrofonen.
Gerade einmal 19 Expemplare soll es noch im Golf von Kalifornien
geben. Dabei kommt der Meeressäuger, der mit einer Länge von nur etwa
150 Zentimetern und einem Gewicht von maximal 40 Kilogramm eine der
kleinsten Walarten ist, nur im Golf von Kalifornien vor. Obgleich
Mexiko dort den Fischfang mit Treibnetzen im Jahr
2015 verboten hatte, verfangen sich die Schweinswale immer wieder in
ihnen und verenden, weil sich kaum jemand an das Verbot hält. Anfang
Juli hatte das Welterbekomitee der Unesco Mexikos Inselarchipel im
Golf von Kalifornien, die Heimat der Vaquitas, sogar auf die Liste
des gefährdeten Naturerbes der Welt gesetzt, um auf den besonderen
Handlungsbedarf hinzuweisen. Ob das die kleinen Wale vor dem
Aussterben schützt, ist aber mehr als fraglich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8208: Märkte und Finanzen - 01.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Daimler versteht sich als Integrationsmotor

Der Daimler-Vorstandsvorsitzende Ola Källenius versichert in einer in
Stuttgart herausgegebenen Erklärung, daß Fremdenfeindlichkeit und
Intoleranz in seinem Unternehmen keinen Platz haben. Daimler ist ein
Motor für Integration, so Källenius. Anlaß der Stellungnahme ist ein
von der Gruppierung "Zentrum Automobil" verbreitetes Video, in dem
die Entlassung von zwei Daimler-Beschäftigten im vergangenen Jahr als
absurd bezeichnet wird. Ihnen war gekündigt worden, weil sie einem
türkischstämmigen Funktionär der IG Metall über Monate Hitler- und
Hakenkreuz-Bilder sowie Muslime verachtende Bilder zugesandt hatten.
Laut Källenius hat der Film für Irritationen gesorgt. Nach Angaben
von Daimler arbeiten für den Konzern in Deutschland Menschen aus mehr
als 150 Ländern. Dem Gesamtbetriebsratvorsitzenden Michael Brecht
zufolge gehören von den insgesamt 755 Betriebsräten in Deutschland
elf der rechten Betriebsratgruppe "Zentrum Automobil" an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8223: Aus Forschung und Technik - 01.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Xiaomi sitzt Apple im Nacken

Jetzt heißt es für alle Apple-Fans, stark zu sein. Galten die Produkte
des Unternehmens mit dem Apfel-Logo früher als bahnbrechend oder doch
zumindest als technologisch hervorragend, scheint man in Cupertino
inzwischen mit der Konkurrenz nicht mehr Schritt halten zu können.
Das sieht man auch an den Verkaufszahlen, wo Apple nach Samsung und
Huawei offenbar in Kürze auch noch Xiaomi vorbeilassen muß. Nach den
Marktforschern von IDC soll das chinesische Unternehmen im zweiten
Quartal 2019 nicht weniger als 32,3 Millionen Smartphones abgesetzt
haben. Damit trennen es nur laut giga.de noch 1,5 Millionen verkaufte
Handys vom einstigen Branchenprimus. Da Experten bei den kommenden
iPhones nur minimale Verbesserungen erwarten und Xiaomi einige
innovative Smartphones in Vorbereitung hat, spricht vieles dafür,
daß das kalifornische Unternehmen sich erneut weiter hinten wird
einordnen müssen. Wenig wahrscheinlich, daß das die Gerüchte
entkräftet, Apple würde sich langsam aus dem Smartphone-Bereich
zurückziehen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/686: Planetentrio mit möglicherweise bewohnbarer Welt (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 31.07.2019

Planetentrio mit möglicherweise bewohnbarer Welt



Ein internationales Forscherteam mit Beteiligung der Universität
Göttingen hat drei neue Planeten entdeckt, von denen einer möglicherweise
bewohnbar ist. Die neu entdeckten Planeten umkreisen in der 31 Lichtjahre
entfernten Konstellation Hydra einen Stern namens GJ 357, der etwa ein
Drittel der Masse und Größe der Sonne aufweist. Die Ergebnisse sind in der
Fachzeitschrift Astronomy & Astrophysics erschienen.




[image: Bild: © Carl Sagan Institute/Jack Madden]

Künstlerische Darstellung des Planetensystems von GJ 357.

Bild: © Carl Sagan Institute/Jack Madden



Im Februar 2019 beobachteten Kameras des Transiting Exoplanet Survey
Satellite (TESS) der NASA den Stern. Dabei stießen sie auf die Existenz
eines Exoplaneten, der in seiner Umlaufbahn den Stern teilweise bedeckt
und sein Licht dadurch abschwächt. Diese sogenannten "Transits" gehören
zum Planeten GJ 357 b, einem Planeten, der etwa 22 Prozent größer ist als
die Erde. Er umkreist seinen Stern elfmal näher als Merkur unsere Sonne.
Dies ergibt eine Gleichgewichtstemperatur - berechnet ohne
Berücksichtigung des zusätzlichen Treibhauseffekts einer möglichen
Atmosphäre - von etwa 250 Grad Celsius.

"Wir bezeichnen GJ 357 b als so genannte heiße Erde", erklärt Ko-Autor
Prof. Dr. Stefan Dreizler vom Institut für Astrophysik der Universität
Göttingen. "Obwohl der Planet kein Leben beherbergen kann, ist er ein
wichtiger Meilenstein in der Erforschung erdähnlicher Planeten. GJ 357 b
ist der drittnächste Transit-Exoplanet und damit einer der am besten
geeigneten Planeten, die wir haben, um die Zusammensetzung einer möglichen
Atmosphäre zu messen." Wenn GJ 357 b aus Gestein besteht, ist er
vermutlich etwa doppelt so groß wie die Erde.

Mithilfe von bodengestützten Daten, aufgenommen seit 1998 an der
Europäischen Südsternwarte und am Campanas-Observatorium in Chile sowie am
Keck-Observatorium in Hawaii und am Calar Alto-Observatorium in Spanien,
konnte das Forscherteam unter der Leitung des Instituts für Astrophysik
der Kanarischen Inseln auf Teneriffa die Existenz von GJ 357 b bestätigen
- und stieß überraschenderweise auf zusätzliche Signale der planetarischen
Begleiter, GJ 357 c und GJ 357 d, die allein durch TESS-Beobachtungen
nicht entdeckt werden konnten. GJ 357 d ist weit genug von seinem Stern
entfernt, um möglicherweise bewohnbar zu sein.

GJ 357 c hat eine Masse, die mindestens das 3,4-fache der Erde beträgt,
umkreist den Stern alle 9,1 Tage und hat eine Gleichgewichtstemperatur um
130 Grad Celsius. TESS hat keine Transits von diesem Planeten beobachtet,
was darauf hindeutet, dass seine Umlaufbahn im Verhältnis zur Umlaufbahn
der heißen Erde leicht geneigt ist - vielleicht um weniger als ein Grad.

GJ 357 d, der äußerste bekannte Planet des Systems, hat eine Masse von
mindestens dem 6,1-fachen der Erde und umkreist den Stern alle 55,7 Tage
in einem Abstand von etwa 20 Prozent der Entfernung zwischen der Erde und
der Sonne. Größe und Zusammensetzung des Planeten sind unbekannt, aber
eine felsige Welt mit dieser Masse würde sich zwischen der ein- und
zweifachen Größe der Erde bewegen. Mit einer Gleichgewichtstemperatur von
-53 Grad Celsius wirkt der Planet auf den ersten Blick eher eisig als
bewohnbar.

"GJ 357 d befindet sich am äußeren Rand der bewohnbaren Zone seines
Sterns, wo er von seinem Stern etwa die gleiche Menge an Sternenenergie
erhält wie der Mars von der Sonne", so die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler. "Wenn der Planet eine dichte Atmosphäre hat, die in
zukünftigen Studien bestimmt werden muss, könnte er genügend Wärme
einfangen, um den Planeten zu erwärmen und flüssiges Wasser auf seiner
Oberfläche zuzulassen."


Originalpublikation:

Rafael Luque et al.

Planetary system around the nearby M dwarf GJ 357 including a transiting,
hot, Earth-sized planet optimal for atmospheric characterization.

Astronomy & Astrophysics 2019.

Doi: https://doi.org/10.0.4.27/0004-6361/201935801.

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-goettingen.de/de/3240.html?id=5540

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, 31.07.2019
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1660: Pferde öffnen Tür und Tor (idw)


Hochschule für Wirtschaft und Umwelt Nürtingen-Geislingen - 31.07.2019

Pferde öffnen Tür und Tor

Internationale Studie zeigt erstaunliche Fähigkeiten von Pferden, sich
selbständig aus Boxen und Gattern zu befreien



NÜRTINGEN (hfwu). Pferde entriegeln selbständig alle gängigen Tür- und
Torverschlüsse und öffnen Elektrozaungriffe und Karabiner. Diese Fähigkeit
bringen sie sich offenbar selbst bei. Dies zeigt eine jetzt
veröffentlichte Studie.

Pferde können selbst komplex verschlossene Türen und Tore und Schlösser
öffnen - auch wenn sie diese Fähigkeit nicht von anderen Tieren abschauen
können. Dies legt eine im Journal Plos One veröffentlichte Studie nahe.

Durchgeführt wurde die Untersuchung von Prof. Dr. Konstanze Krüger von der
Hochschule für Wirtschaft und Umwelt Nürtingen-Geislingen (HfWU),
Professor Richard Byrne von der St Andrews University in Schottland und
Laureen Esch von der Ludwig-Maximilian Universität München, die an der
HfWU als Doktorandin betreut wird. Die Wissenschaftler hatten unter die
Lupe genommen, wie Pferde etwa selbständig die Verriegelung öffnen, um aus
ihrer Box zu kommen oder das Gestänge an einem Gatter wegräumen, um in
Freiheit zu gelangen.

Durch eine Befragung von Pferdebesitzern verschiedener Länder und die
intensive Suche bei YouTube sammelten die Forscher verblüffend vielfältige
Fallberichte von Pferden, die unterschiedlichste Türen, Tore und Schlösser
öffneten. 513 Pferde öffneten reguläre Türen auf Angeln, 49 Pferde
Schiebetüren und 33 versperrte Türöffnungen oder Zauntore. Hierfür
öffneten 260 Pferde horizontale und 155 vertikale Balken, 43 Pferde
öffneten Drehverschlüsse, 42 Türgriffe, 34 Elektrozaungriffe, 40
Karabiner, und zwei Tiere öffneten Schlösser mit Schlüsseln.

Die meisten Pferde öffneten die Verriegelungen, um zu entkommen, einige
aber auch um sich Zugriff zu Stallkumpanen oder Futter zu verschaffen,
oder schlichtweg aus Neugier und Spielerei. Während 56 Prozent der Tiere
ein Schloss öffnen konnten, öffneten 44 Prozent verschiedene Schlösser an
unterschiedlichen Positionen. Umso komplexer die Schlösser aufgebaut waren
desto mehr Bewegungen benötigten die Pferde diese zu öffnen, von zwei
Bewegungen für Türgriffe bis zu zehn Bewegungen für das Öffnen von
Karabinern. Mechanismen für dessen Öffnen die Köpfe gedreht werden mussten
waren am aufwändigsten zu öffnen. Erfahrene Pferde, die mehrere Schlösser
öffneten, brauchten dabei weniger Versuche, um Türen und Tore zu öffnen.

Für die meisten Pferde wurde berichtet, dass sie keine Gelegenheit hatten,
sich das Öffnen der Schlösser von anderen Pferden abzuschauen. Sie müssen
es entweder selberständig erlernt haben oder, eventuell, Menschen beim
Öffnen der Türen und Tore beobachtet haben. Der Komplexität der von
Pferden geöffneten Schlösser war in der publizierten Studie keine Grenzen
gesetzt. Alle gängigen Tür- und Torverschlüsse, auch Elektrozaungriffe und
Karabiner, konnten von einigen Pferden geöffnet werden. Dies sollte unter
der Prämisse Pferde sicher halten und einzäunen zu können zu denken geben,
so das Fazit der Wissenschaftler.


Originalpublikation:

Krueger, K., Esch, L., & Byrne, R. (2019).

Animal behaviour in a human world: A crowdsourcing study on horses that
open door and gate mechanisms.

Plos One, 14(6), e0218954.

Doi: 10.1371/journal.pone.0218954

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution101
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1659: Stark wie eine Maschine - die Raspelzunge der Gefleckten Weinbergschnecke (idw)


Universität Hamburg - 25.07.2019

Stark wie eine Maschine: Forschungsteam untersucht die Raspelzunge der
Gefleckten Weinbergschnecke



Schnecken verfügen mit der sogenannten Radula über ein komplexes
Mundwerkzeug. Mit dieser Art Zunge zerkleinern die meisten Arten ihre
Nahrung und nehmen sie auf. Ein Forschungsteam vom Centrum für Naturkunde
der Universität Hamburg und des Zoologischen Institutes der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel hat in einer Studie nun erstmals
die immensen Kräfte gemessen, die von dem Organ bewirkt werden.

Wie die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Journal "Royal Society
Open Science" berichten, wirken auf die Kronen der einzelnen Zähne, mit
denen die Radula besetzt ist, umgerechnet bis zu 4.700 bar ein. Zum
Vergleich: Eine handelsübliche Espressomaschine arbeitet mit rund zehn
bar. Druck in der Größenordnung von mehr als 4000 bar kennt man eher aus
der Industrie: Hier werden mit diesem Druck mittels Wasserstrahlschneiden
Werkstoffe wie Metall und sogar Mineralien bearbeitet.

Innerhalb der Schnecken, die zu den Weichtieren (Mollusca) gehören, sind
mehr als 80.000 Arten bekannt. Die Tiere besiedeln nahezu alle Lebensräume
von der Tiefsee über Wüsten bis zum Hochgebirge. "Schnecken sind unter
anderem so weit verbreitet, weil sich viele Arten auf höchst
unterschiedliche Nahrungsquellen spezialisiert haben", erklärt Wencke
Krings, Doktorandin am Centrum für Naturkunde der Universität Hamburg.
Eine Schlüsselrolle spielt dabei die Radula: Das Mundwerkzeug besteht aus
einem Chitinband, das mit Tausenden winzigen Zähnchen in Längs- und
Querreihen besetzt ist und mit dem Nahrung zerkleinert und verarbeitet
wird.

Für die Studie untersuchten die Forscherinnen und Forscher vom Hamburger
Centrum für Naturkunde sowie von der Universität Kiel die Gefleckte
Weinbergschnecke Cornu aspersum. Im Mittelpunkt des Interesses standen der
Aufbau und die Bewegung der Radula. Beim Fressen schieben
Weinbergschnecken die Radula zuerst nach vorne aus dem Mund. Mit den
kleinen Radula-Zähnchen wird die Nahrung sowohl vom Untergrund gerieben
als auch - wie bei einem Schaufelradbagger - in den Schlund geschaufelt.
Des Weiteren drückt die Radula die Nahrung gegen den Kiefer, eine relativ
starre Struktur im Mund der Schnecke. So kann sie etwa ein Salatblatt oder
eine Möhre zerreißen.

Bei den Versuchen im Kieler Labor wurde eine Futterpaste aus Mehl und
Karottensaft auf einer durchsichtigen Acrylplatte aufgetragen. Ein
Kraftsensor - platziert in einem winzigen Loch in der Plattform,
bestrichen mit der Paste - lieferte dem Team Daten über die durch die
Reibezunge entstandenen Kräfte während der Nahrungsaufnahme. Eine Kamera
zeichnete zusätzlich von unten die Bewegungen der Radula auf. Die
stärksten Kräfte wurden beim Reibevorgang selbst gemessen, die
zweithöchsten beim Zupfen mit Radula und Kiefer.

Über die detailreichen Videosequenzen konnten die Forscherinnen und
Forscher die Kontaktfläche der Zähne mit dem Futter berechnen.
Berücksichtigt wurden zudem Größe und Gewicht der jeweiligen Schnecke
sowie schon vorhandene Analysedaten. "Die Zahnhärte und -elastizität sind
bei der untersuchten Schneckenart mit Holz vergleichbar - also relativ
weich", erläutert Wencke Krings. Es gibt andere Arten mit deutlich
härteren Zähnen, aber selbst Cornu aspersum mit dem relativ weichen
Zahnmaterial kann durch intensives Reiben Nahrung schneiden und
durchstoßen.

Prof. Dr. Stanislav Gorb erklärt: "Durch die Kombination von moderner
Mikroskopie und biomechanischen Messtechniken erwarten wir in Zukunft
weitere spannende Erkenntnisse zur Funktion und Evolution der 
Radula-Zungen, auch bei anderen Schneckenarten." Krings ergänzt: "Wir 
gehen davon aus, dass wir so neue Einblicke erhalten können, wie Arten 
spezialisiert werden. Außerdem wollen wir ergründen, wie durch 
Anpassungen an spezifische Nahrung Lebensräume besiedelt werden 
konnten."


Originalpublikation:

Krings W, Faust T, Kovalev A, Neiber MT, Glaubrecht M, Gorb S. 2019

In slow motion: radula motion pattern and forces exerted to the substrate in
the land snail Cornu aspersum (Mollusca, Gastropoda) during feeding.

R. Soc. Open Sci. 6: 190222.

http://dx.doi.org/10.1098/rsos.190222

Weitere Informationen unter:

https://www.uni-hamburg.de/newsroom/forschung/2019/0725-raspelzunge-schnecke.html

Kleine Zunge, riesige Kräfte - Interview mit Wencke Krings über ihre
Forschung zur Raspelzunge von Landschnecken + Video

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 25.07.2019
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ENERGIE/1646: 2,5 Mal effizientere Produktion von Batteriezellen (idw)


Technische Universität Berlin - 23.07.2019

2,5 Mal effizientere Produktion von Batteriezellen

Sogenannte kontinuierliche Z-Faltung soll Unternehmen Durchsatzsteigerung
um rund 150 Prozent ermöglichen



Lithium-Ionen-Batteriezellen sind Schlüsselelemente der Elektromobilität
und ein Hauptkostenfaktor für Elektrofahrzeuge. Bei diesen entfallen
ungefähr 40 Prozent der Wertschöpfung auf die Batterie, wobei davon
alleine bis zu 80 Prozent die Batteriezellen ausmachen. Die hohen Kosten
der Batteriezellen werden unter anderem durch die derzeitig ineffiziente
Produktion verursacht. Ein neues an der TU Berlin entwickeltes
Produktionsverfahren, die sogenannte kontinuierliche Z-Faltung, verringert
Zeit und Kosten der Herstellung. Damit können Lithium-Ionen-Akkus in
Zukunft günstiger und schneller produziert werden.

Batteriezellen für E-Autos bestehen aus Elektroden-Separator-Verbünden,
also dünnen metallischen Elektrodenfolien und extrem dünnen
dazwischenliegenden Separatorfolien aus Kunststoff. Sie werden in Form
einer Z-Struktur in der Batterie angeordnet. Diese Anordnung ermöglicht
eine sehr hohe Energiedichte im Vergleich zu anderen Verbundbauweisen,
sodass E-Autos möglichst viel Energie aus einer Batterieladung ziehen und
dementsprechend weit gefahren werden können, bis die Batterie wieder
geladen werden muss.

Bisherige Verfahren der Herstellung dieser Batterien beinhalten
"Pick-and-Place"-Bewegungen. Dabei setzen Roboter die Elektroden- und
Separatorfolien durch Aufgreifen und Positionieren Stück für Stück
aufeinander. In der Natur dieses Vorgangs liegen zeitraubende Bewegungen
und Stillstände, wenn die Robotersysteme vor- und zurückfahren. Die
benötigte Zeit führt zu einer Durchsatzlimitierung und so zu einem
kostentreibenden Prozessschritt in der Batteriezellenproduktion.

TU-Forschende entwickeln neues Produktionsverfahren und arbeiten
momentan an einem Demonstrator zur Validierung der Forschung

Das Fachgebiet Montage- und Handhabungstechnik der TU Berlin hat ein
Verfahren entwickelt, das durch eine kontinuierliche Materialbewegung
Stillstandzeiten im Verfahrensablauf vermeidet und dadurch eine
Durchsatzsteigerung im Vergleich zum internationalen Stand der Technik um
rund 150 Prozent erreichen soll. Das bedeutet, dass in der Zeit, in der
heute 100 Batterien produziert werden, in Zukunft mit dem neuen Verfahren
250 Batterien hergestellt werden könnten. Der Einsatz von
Transportsystemen mit linear umlaufenden Greifern erlaubt eine
kontinuierliche Faltenerzeugung. Die Elektroden liegen dabei als
zugeschnittene Folien und die Separatorfolie als Bandmaterial vor.

Das Forschungsprojekt mit dem durch das Zentrum für geistiges Eigentum der
TU Berlin patentierten Verfahren befindet sich momentan in einer
Demonstrationsphase. Im vom Bundesforschungsministerium geförderten
Projekt KontiBAT (2017-2020) wird aktuell ein Demonstrator entwickelt, der
das Funktionsprinzip der kontinuierlichen Z-Faltung belegt. Der im Test
befindliche Demonstrator stellt am Projektende mit der anvisierten
Durchsatzsteigerung eine Sprunginnovation für den Markt der
Batteriezellproduktion dar.

Nach Projektende soll der Demonstrator mit Praxispartner im Anlagenbau,
der Systemintegration und Zellherstellung zu einem seriennahen Prototyp
weiterentwickelt werden. Das Projektteam sucht aktuell nach
Kooperationspartner aus der Industrie, um die Innovation gemeinsam weiter
in die Anwendung zu überführen, als auch aus der Wissenschaft, um das
Verfahren in einem Folgeprojekt weiterzuentwickeln und auf andere
Anwendungsgebiete zu übertragen. Für Fragen zur Lizensierung steht das
Zentrum für geistiges Eigentum der Technischen Universität Berlin zur
Verfügung.


Über das Zentrum für geistiges Eigentum der TU Berlin:

Das Zentrum für geistiges Eigentum (ZfgE) an der TU Berlin ist die
zentrale Anlaufstelle für alle Themengebiete rund um Immaterialgüterrecht
und geistiges Eigentum. Das Team des ZfgE patentiert und vermarktet die
Erfindungen der TU Berlin, außerdem lehren und forschen die
Zentrumsangehörigen zu Technik- und Immaterialgüterrecht. Damit ist das
Zentrum zentraler Ansprechpartner für Erfinder*innen der TU Berlin, für
Kooperationspartner*innen aus Wirtschaft und Wissenschaft sowie für
interessierte Wissenschaftler*innen und Expert*innen aus den Bereichen
Technik und Recht.


Weitere Informationen zum Projekt:

www.tu-berlin.de/?180828

Videomaterial:

https://www.youtube.com/channel/UCj9cdDUg7M-LCM-TE9wkNFw

Weitere Informationen über das Patent:

https://srv.zfge.tu-berlin.de/de/techoffer/methode-und-vorrichtung-zur-kontinuierlichen-z-faltung-von-lithium-ionen-batterien/

Weitere Informationen unter:

http://www.tu-berlin.de/?206703

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 23.07.2019
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ENERGIE/1645: Batterieproduktion in Rekordgeschwindigkeit (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 30.07.2019

Batterieproduktion in Rekordgeschwindigkeit



Mit einem neuen Beschichtungsverfahren gelingt einem Forschungsteam des
Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) die bislang schnellste
Produktion von Elektroden für Lithium-Ionen-Batterien. Gleichzeitig
verbessert das neue Verfahren die Qualität der Elektroden und reduziert
die Produktionskosten.

Beim Herstellen von Elektroden für Batterien wird Elektrodenmaterial als
dünne Paste in einem rechteckigen Muster auf eine Folie aus Kupfer oder
Aluminium aufgetragen. Unterbrochen ist das Muster von kurzen Abschnitten
unbeschichteter Folie, die zur Ableitung der Elektronen unerlässlich sind.
Für diese Abschnitte muss der Beschichtungsprozess immer wieder
unterbrochen und neu gestartet werden. Eine besondere Herausforderung
besteht dabei darin, scharfe Kanten ohne ein Verschmieren des Materials
bei gleichzeitig sehr hohen Produktionsgeschwindigkeiten zu ermöglichen.

"Präzision bei der Elektrodenbeschichtung ist ein ganz wesentlicher Faktor
für die Effizienz und die Kosten der gesamten Batteriezellenproduktion",
sagt Professor Wilhelm Schabel vom Institut für Thermische
Verfahrenstechnik - Thin Film Technology (TVT-TFT), der am KIT für die
Forschung zu diesem Thema verantwortlich ist. "Selbst kleine
Produktionsfehler machen Batteriezellen unbrauchbar. Aufgrund des hohen
Ausschusses und des geringen Durchsatzes sind Lithium-Ionen-Batterien
heute teurer, als es eigentlich notwendig wäre." Gerade dieser Bereich
ermögliche die höchsten Kosteneinsparungen in der Zellfertigung, betont
Schabel.

Schnellere Beschichtung mittels Membrandüse

Eine entscheidende Weiterentwicklung gelang nun dem Doktoranden Ralf Diehm
in Schabels Gruppe. Er hat die Düse für das Elektrodenmaterial mit einer
schwingenden Membran, die das Auftragen der Beschichtungspaste zyklisch
stoppt und wieder startet, ausgestattet und weiterentwickelt. "Da diese
Membran im Vergleich zu mechanischen Ventilen viel leichter ist, sind sehr
schnelle Reaktionszeiten und somit hohe Geschwindigkeiten möglich",
erklärt Diehm. "Bislang waren Hersteller auf Geschwindigkeiten von etwa 30
bis 40 Meter pro Minute begrenzt. Mit der neuen Technologie erreichen wir
bis zu 150 Meter pro Minute bei der Elektrodenbeschichtung." Neben einer
höheren Produktionsgeschwindigkeit hat ein Wegfall mechanischer Teile in
der Auftragsdüse noch weitere Vorteile für die Elektrodenherstellung: Weil
sich die Membran viel präziser steuern lässt als mechanische Ventile,
verbessert sich die Fertigungsqualität und der Ausschuss verringert sich.
Die Technologie soll nun im Rahmen eines Spin-offs von Ralf Diehm und
seinem Team vom Labor zur industriellen Produktion überführt werden.

Schnellere Trocknung durch systematische Prozessoptimierung

Damit die Batterieherstellung insgesamt von einer schnelleren
Elektrodenbeschichtung profitiere, müsse der Produktionsprozess allerdings
an anderer Stelle nachjustiert werden, erklärt Dr. Philip Scharfer, Leiter
der Gruppe Thin Film Technology (TFT) am KIT, der gemeinsam mit Professor
Schabel seit vielen Jahren zu diesem Thema forscht. "Eine schnellere
Beschichtung erfordert kürzere Trocknungszeiten. Andernfalls müssten
Trocknerstrecke und damit die gesamte Anlage entsprechend vergrößert
werden." Auf Basis von grundlegenden Untersuchungen unterschiedlicher
Trocknungsbedingungen konnte am KIT bereits eine wissensbasierte
Optimierung des Trocknungsprozess erfolgen, der die Trocknungszeit bei
gleichbleibenden Elektrodeneigenschaften um etwa 40 Prozent reduziert. Im
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderten
Forschungscluster ProZell II sollen diese Arbeiten nun gemeinsam mit
Partnern von der Technischen Universität Braunschweig und dem Zentrum für
Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW) in Ulm
weitergeführt werden.

Forschungsplattform CELEST als Technologietreiber

Eine Elektrodenfertigung in Rekordgeschwindigkeit bei gleichzeitig hoher
Fertigungsqualität ermöglicht erhebliche Kosteneinsparung für die
Zellherstellung. Auf einer typischen Fertigungslinie können Elektroden für
bis zu dreimal so viele Batteriezellen hergestellt werden und so dazu
beitragen, den wachsenden Bedarf für die Elektromobilität zu decken. Die
TFT entwickelt ihre Technologien zur Elektrodenherstellung - auch für
zukünftige neue Materialsysteme - als Teil des Center for Electrochemical
Energy Storage Ulm & Karlsruhe (CELEST), einer der weltweit größten
Forschungsplattformen im Bereich der Batterieforschung. Neue Erkenntnisse
zur Produktionstechnologie fließen zudem direkt in das Exzellenzcluster
Post Lithium Storage (POLiS), in dem das KIT gemeinsam mit der Universität
Ulm die Batterien der Zukunft entwickelt.


Details zum KIT-Zentrum Energie:

http://www.energie.kit.edu

Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 100 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.


Weitere Informationen Sie unter:

http://www.sek.kit.edu/presse.php

http://www.energie.kit.edu

https://www.kit.edu/kit/pi_2019_103_batterieproduktion-in-rekordgeschwindigkeit.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 30.07.2019
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BILDUNG/937: Standortvergabe Batteriezellenforschung - Bundesregierung verschleppt Aufklärung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. August 2019

Standortvergabe Batteriezellenforschung: Bundesregierung verschleppt Aufklärung



Zu den weiterhin ungeklärten Umständen der Standortvergabe für die
Forschungsfabrik Batteriezelle durch das Bundesforschungsministerium
erklären Dr. Anna Christmann, Sprecherin für Innovations- und
Technologiepolitik, und Kai Gehring, Sprecher für Forschung,
Wissenschaft und Hochschule:

Ministerin Karliczek konnte Zweifel an der Vergabe von Fördergeldern
in Höhe von einer halben Milliarde Euro bisher nicht ausräumen. Sie
blieb auch in der Sondersitzung des Forschungsausschusses am letzten
Mittwoch wichtige Antworten schuldig, obwohl sie ihren
Aufklärungswillen beteuerte. Es ist völlig unverständlich, dass die
Ministerin nicht endlich dafür sorgt, dass dem Parlament alle für die
Aufklärung nötigen Dokumente des Entscheidungsprozesses zur Verfügung
stehen und sie damit ihren Informationspflichten und Zusagen um
Aufklärung nachkommt.

Das Ministerium ließ damit gleich zwei Fristen verstreichen. Die
Anfrage nach dem Informationsfreiheitsgesetz von Anna Christmann liegt
bereits seit vier Wochen vor und wurde noch nicht beantwortet. Der
Aufforderung im Rahmen der Sondersitzung, die zugesagten Unterlagen
nun innerhalb einer Woche zu liefern, ist das Ministerium ebenfalls
nicht nachgekommen. Echter Aufklärungswillen sieht anders aus.

Das Parlament, die Forschungsgemeinde und die Bürgerinnen und Bürger
haben ein Recht darauf zu erfahren, wie die Standortentscheidung in
einem so wichtigen Zukunftsbereich wie der Batterieforschung zustande
kam. Wir als Grüne Bundestagsfraktion werden weiterhin alle uns zur
Verfügung stehenden parlamentarischen Mittel nutzen, um zur Aufklärung
beizutragen.

Die Forschungsministerin muss endlich Transparenz darüber herstellen,
wie es zur Standortentscheidung für die Forschungsfabrik Batteriezelle
kam. Umfassende Transparenz ist auch für das Vertrauen in öffentliche
Förderentscheidungen unabdingbar. Die Ministerin muss endlich weiteren
Schaden von allen Beteiligten abwenden. Kann sie die Zweifel am
Verfahren nicht ausräumen, könnte eine nachvollziehbare, transparente
Neubewertung der Bewerberstandorte durch eine unabhängige Kommission
eine notwendige Konsequenz sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. August 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de
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EUROPA/1811: Ein Platz im kollektiven Gedächtnis der Deutschen für die Opfer des Warschauer Aufstandes 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Juli 2019

Ein Platz im kollektiven Gedächtnis der Deutschen für die Opfer des Warschauer Aufstandes und die NS-Verbrechen in Polen



Zum 75. Jahrestag des Ausbruchs des Warschauer Aufstandes am 1. August
1944 erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Heute vor genau 75 Jahren erhob sich die polnische Heimatarmee (Armia
Krajowa) in Warschau, unterstützt von der Zivilbevölkerung, gegen das
deutsche NS-Besatzungsregime. Es war der heroische Versuch von circa
150.000 Frauen und Männern, ihre Stadt aus eigener Kraft vom deutschen
Aggressor und Peiniger zu befreien, nachdem Hitler die Auslöschung
Warschaus und seiner Bevölkerung befohlen hatte. 63 Tage lang
leisteten die Aufständischen dem militärisch überlegenen Feind
erbitterten Widerstand.

Die brutale Zerschlagung des Aufstandes kostete fast 200.000 Polen das
Leben. Heute steht dieses Opfer für den Freiheitswillen des polnischen
Volkes - für den Wunsch nach Freiheit von der NS Herrschaft, aber auch
von der sowjetischen Unterdrückung.

Dass unsere polnischen Nachbarn ihr Gedenken heute gemeinsam mit uns
begehen wollen, ist eine Geste der Versöhnung, die ihresgleichen
sucht.

Es ist jedoch wichtig, dass wir an Jahrestagen wie diesem die
historische Verantwortung Deutschlands für die von 1939 bis 1945 im
deutschen Namen begangenen Verbrechen in Polen bekräftigen und
benennen. Es ist unverständlich und beschämend, dass wir innerhalb
Deutschlands nicht selten Unkenntnis über die Ausmaße der Tragödie und
ihre heutige Symbolkraft begegnen.

Das heutige gemeinsame Gedenken ist gut. Niemand kann Geschichte
ungeschehen machen, aber wir können und sollten sie kennen und
verantwortlich mit ihr umgehen.

Ein Berliner Gedenkort für die Opfer des nationalsozialistischen
Vernichtungskrieges und der Besatzung würde dazu einen wichtigen
Beitrag leisten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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INNEN/3164: Gedenken an den Porajmos, den Völkermord an den europäischen Roma


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Juli 2019

Gedenken an den Porajmos, den Völkermord an den europäischen Roma:

75. Jahrestag des Massenmordes in Auschwitz-Birkenau am 2. und 3. August



Anlässlich des 75. Jahrestages der Liquidierung des Lagerabschnittes
B II e in Auschwitz-Birkenau erklärt Filiz Polat, Sprecherin für
Migrations- und Integrationspolitik:

An diesen zwei Tagen gedenken wir den hunderttausenden Angehörigen der
Roma und Sinti, die im nationalsozialistischen Unrechtsstaat
systematisch entrechtet, verfolgt, und ermordet wurden und besonders
denjenigen, die das verbrecherische Nazi-Regime in der Nacht vom
2. auf den 3. August 1944 bei der Liquidierung des Lagerabschnittes
B II e in Auschwitz-Birkenau grauenvoll in den Tod riss. Der
Völkermord an den europäischen Roma und das Leid der Opfer und
Hinterbliebenen von Auschwitz-Birkenau, das dort vor 75 Jahren
entstand und bis heute andauert, entzieht sich unserem
Vorstellungsvermögen.

Das Unrecht, das damals begangen wurde, mahnt uns auch heute, dieser
Schrecken zu erinnern und dafür Sorge zu treffen, dass solche
unmenschlichen Verbrechen nie wieder geschehen. Gemeinsam müssen wir
immer wieder dafür einstehen, dass antiziganistische Hetze, Hass,
Extremismus und Gewalt keinen Platz in unserer Gesellschaft haben und
dass Toleranz und die Würde und Freiheit jedes Menschen an erster
Stelle stehen müssen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SICHERHEIT/973: Formelles Auslaufen des INF-Vertrages - Wir brauchen eine Initiative für die Denuklearisierung Europas


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. August 2019

Formelles Auslaufen des INF-Vertrages: Wir brauchen eine Initiative für die Denuklearisierung Europas



Zum morgigen formellen Auslaufen des INF-Vertrages erklärt Katja Keul,
Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Es ist höchst besorgniserregend, dass mit dem nun auch formellen
Auslaufen des INF-Vertrages ein weiterer Baustein des europäischen und
globalen nuklearen Sicherheitssystems zusammenbricht. Die
Bundesregierung muss angesichts der sich daraus ergebenden wachsenden
Risiken ihre Zuschauerrolle beenden und eine Initiative für die
Denuklearisierung Europas ergreifen, damit alle Nuklearwaffen aus
Europa und Deutschland abgezogen werden.

Der jetzt aufgelöste INF-Vertrag hat nach seinem Inkrafttreten dazu
geführt, dass eine ganze Kategorie von atomwaffenfähigen
Trägersystemen eliminiert wurden und war von der klugen Erkenntnis
getragen, dass mehr nuklear bestückbare Raketen nicht die Sicherheit
sondern das Risiko erhöhen. Schon damals war klar, dass kleinste
Missverständnisse genügen können, um einen zerstörerischen Atomschlag
auszulösen - besonders bei den kurzen Zeitfenstern, die nach einem
möglichen Raketenstart für eine Reaktion bestanden hätten. Ohne den
INF-Vertrag besteht nun die Gefahr, dass wieder Mittelstreckenraketen
in Europa stationiert werden. Das Ende des INF-Vertrages ist daher
eine enorme Herausforderung für eine zukünftige Abrüstungspolitik.

Dass trotz der weiterhin hohen Risiken, die mit Atomwaffen verbunden
sind, die Staaten, die solche Waffen besitzen, ihre Arsenale
modernisieren und damit gegenwärtig eine neue nukleare
Aufrüstungsspirale auslösen, ist absolut verantwortungslos.

Gleichzeitig stecken weitere wichtige Abkommen und Verträge zur
nuklearen Rüstungskontrolle, darunter das Nuklearabkommen mit dem
Iran, in der Krise.

Die hohe Ablehnung der deutschen Bevölkerung gegen eine Stationierung
von Mittelstreckenraketen in Deutschland muss für die Bundesregierung
der Auftrag sein, sich für eine konsequente Abrüstungspolitik
einzusetzen. Dazu gehört, dass sie tatkräftig mithilft, dass die
nächstjährige Überprüfungskonferenz des Atomwaffensperrvertrages ein
Erfolg wird, nicht nur das Wettrüsten beendet wird, sondern dass der
2017 von 122 Staaten verabschiedete Atomwaffenverbotsvertrag als
wichtige Ergänzung zum Atomwaffensperrvertrag international verankert
wird. Darüber hinaus muss sie dafür Sorge tragen, dass auch die NATO
nicht stärker nuklearisiert, sondern die Bedeutung von Nuklearwaffen
im Rahmen der NATO weiter reduziert wird.

 * 
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ARBEIT/1875: Bernd Riexinger zum Rekordanstieg der Tariflöhne


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 1. August 2019

Zum Rekordanstieg der Tariflöhne



Zum Rekordanstieg der Tariflöhne sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender
der Partei DIE LINKE:

Dass die Tariflöhne in Deutschland nach langen Jahren der
Zurückhaltung endlich kräftig gestiegen sind, ist eine sehr gute
Nachricht. Man soll aber nicht glauben, damit sei jetzt das mögliche
ausgeschöpft. Nach der jahrelangen Stagnation gibt es durchaus noch
Luft nach oben.

Man muss aber auch sehen, dass von den steigenden Tariflöhnen viel zu
wenige Menschen profitieren. Nur noch knapp die Hälfte der
Beschäftigten fällt unter den Geltungsbereich von Tarifverträgen.
Besonders die Beschäftigten im unteren und mittleren Bereich
profitieren kaum. Die Bundesregierung schaut seit Jahren zu.
Damit mehr Menschen an der guten Lohnentwicklung teilhaben können,
brauchen wir deshalb eine leichtere Allgemeinverbindlichkeitserklärung
von Tarifverträgen und höhere Mindestlöhne. 12 Euro müssen schon drin
sein.

 * 
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SICHERHEIT/1991: Nach INF-Vertragsaus US-Atomwaffen aus Deutschland abziehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. August 2019

Nach INF-Vertragsaus US-Atomwaffen aus Deutschland abziehen



"Das von US-Präsident Donald Trump mutwillig herbeigeführte Ende des
INF-Abrüstungsvertrags gefährdet die Sicherheit in Europa. Die
Bundesregierung muss jetzt mit aller Kraft ein neues atomares und
konventionelles Aufrüsten verhindern und den Abzug der US-Atomwaffen
aus Deutschland in die Wege leiten", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den INF-Ausstieg der USA am
2. August. Dagdelen weiter:

"Bundeskanzlerin Angela Merkel und Außenminister Heiko Maas haben die
sicherheitspolitische Bedeutung des Vertrages über nukleare
Mittelstreckensysteme (INF - Intermediate-Range Nuclear Forces Treaty)
aus dem Jahr 1987 ganz offensichtlich verkannt. Sie sind mit ihrer
Beihilfe für Trump für das Scheitern dieser historisch wichtigen
Abrüstungsvereinbarung mitverantwortlich. Statt sich für
vertrauensbildende Maßnahmen starkzumachen, aktiv für den Erhalt des
INF-Vertrags zu kämpfen und energisch auf eine unabhängige Überprüfung
der von den USA und Russland gegenseitig erhobenen Vorwürfe zu
drängen, hat die Bundesregierung vollkommen verantwortungslos die
unbelegten Anschuldigungen des US-Präsidenten nachgebetet. In der
Folge können ab dem 2. August wieder mit Atomsprengköpfen bestückte
landgestützte Raketen mit einer Reichweite zwischen 500 und 5.500
Kilometern in Europa stationiert werden.

Die USA wollen für die Modernisierung und Aufstockung ihres
Atomwaffenarsenals eine Billion US-Dollar ausgeben. Die
Bundesregierung darf diesen Aufrüstungswahnsinn nicht länger
unterstützen und muss klarstellen, dass sie einer weiteren
Stationierung von US-Atomwaffen auf deutschem Boden nicht zustimmen
wird. DIE LINKE unterstützt die Proteste der Friedensbewegung für
einen Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland und Europa."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2178: Postreform darf nicht zu weiterer Absenkung der Zustellqualität führen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. August 2019

Postreform darf nicht zu weiterer Absenkung der Zustellqualität führen



"Die Vorschläge aus dem Bundeswirtschaftsministerium sind wenig
durchdacht und in sich widersprüchlich ", erklärt Pascal Meiser,
dienstleistungspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE und
stellvertretendes Mitglied im Beirat der Bundesnetzagentur, zu den
heute vorgestellten Eckpunkten für eine Reform des Postgesetzes.
Meiser weiter:

"Es ist in der Tat längst überfällig, die Rechte der Verbraucher
gegenüber den Postdienstleistern zu stärken und die Bundesnetzagentur
als zuständige Aufsichtsbehörde mit zusätzlichen Kontroll- und
Sanktionsinstrumenten auszustatten. Doch die Lizenzpflicht für
Briefdienstleister abzuschaffen und durch eine einfache Meldepflicht
zu ersetzen, wie sie heute bereits für die Paketbranche gilt, würde
das Gegenteil bewirken. Eine weitere Absenkung der Qualitätsstandards
bei der Briefzustellung wäre die Folge

Stattdessen muss die Lizenzpflicht endlich auch auf die Paketbranche
ausgeweitet werden, damit Zuverlässigkeit, Leistungsfähigkeit und
Fachkunde künftig auch von Paketdienstleistern nachgewiesen werden
müssen. Schließlich sollten auch sie die Einhaltung des
grundgesetzlich geschützten Postgeheimnisses garantieren.

Der Vorschlag, für mehr Wettbewerb auch bei der Briefzustellung zu
sorgen, läuft darauf hinaus, den Teufel mit dem Beelzebub
auszutreiben. Die desaströse Entwicklung bei den Paketzustellern
zeigt, wohin blinde Marktgläubigkeit führt und was das für die
Arbeitsbedingungen der Zusteller und die Qualität der Zustellung
bedeutet."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8709: Heute im Bundestag Nr. 852 - 01.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 852

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. August 2019, Redaktionsschluss: 14.10 Uhr

1. AfD will Bargeldversorgung sichern

2. Vier Subventionen gestrichen

3. Zolltarif und Exportkontrolle

4. Berufliche und akademische Bildung

5. Qualitätsoffensive Lehrerbildung



1. AfD will Bargeldversorgung sichern

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion will die Bargeldversorgung im
ländlichen Raum und das Angebot von Finanzberatungen durch eine
Änderung des Kreditwesengesetzes sicherstellen. In einem Gesetzentwurf
(19/11943) der Fraktion wird der Auftrag der Sparkassen neu definiert.
So wird den Sparkassen als dem gemeinen Nutzen dienenden
Wirtschaftsunternehmen die Aufgabe zugewiesen, in ihrem
Geschäftsgebiet die flächendeckende Versorgung mit
Finanzdienstleistungen sicherzustellen. "Zu den Finanzdienstleistungen
nach Satz 1 zählen das Angebot von Bargeld und das Angebot von
Beratungsleistungen", heißt es in dem Gesetzentwurf.

Nach Angaben der AfD-Fraktion ist in Deutschland seit Jahren ein
sogenanntes Sparkassensterben vor allem in den ländlichen Regionen zu
verzeichnen. Die Anzahl der Sparkasseninstitute habe sich bundesweit
von 576 zu Beginn des Jahres 2000 auf 385 im Jahr 2018 um knapp ein
Drittel reduziert. Dieser Konzentrationsprozess gehe einher mit einem
Rückbau der Sparkassenautomaten und der Schließung von Zweigstellen.
Vor allem im ländlichen Raum werde das Angebot von Bargeld und
Beratungsleistungen eingestellt. In 15 Jahren seien über 2.000
Zweigstellen geschlossen und Sparkassenautomaten abgebaut worden.

Nach Angaben der AfD-Fraktion kann bisher weder durch die Vorgaben des
Kreditwesengesetzes noch durch Gesetze der Bundesländer das Angebot
von Bargeld und Beratungsleistungen sichergestellt werden. Die
Aufsichtsbehörden hätten keinerlei Steuerungs- und Kontrollinstrumente
zur Weiterentwicklung der Sparkassenlandschaft. Weder gegen die
Schließung der Zweigstellen noch gegen das Einstellen weiterer
Finanzdienstleistungen gebe es eine rechtliche Handhabe. Durch die von
der Afd-Fraktion beantragte Gesetzesänderung soll sichergestellt
werden, dass eine Kontrolle des öffentlichen Auftrags der Sparkassen
als Teil der Daseinsvorsorge gewährleistet ist.

 * 

2. Vier Subventionen gestrichen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Seit dem 26. Subventionsbericht sind vier
Subventionen beendet worden. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/11903) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/10827) mit. Dabei handle es sich um die bis 2016
ausfinanzierten Zuschüsse im Rahmen des Programms "Niedrigenergiehaus
im Bestand", die Zuschüsse zum High-Tech-Gründerfonds, die Darlehen
zum Explorationsprogramm (Explo II) und die Zuschüsse zur
Digitalisierung der Filmtheater in Deutschland. Nach Angaben der
Regierung wird derzeit der 27. Subventionsbericht der Bundesregierung
erstellt. Im diesem Rahmen erfolge auch eine Aktualisierung der
Nachhaltigkeitsprüfung für jede Subvention. Diese
Nachhaltigkeitsprüfung werde veröffentlicht.

 * 

3. Zolltarif und Exportkontrolle

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat auf die Unterschiede
zwischen Zolltarif und Exportkontrolle hingewiesen. Sie beruhten auf
unabhängig voneinander zu betrachtenden Rechtsquellen und verfolgten
unterschiedliche Ziele, erklärt die Bundesregierung in der Antwort
(19/11832) auf eine Kleine Anfrage (19/10937) der Fraktion Die Linke.
"Es besteht zwischen ihnen kein notwendiger Zusammenhang." Die
Abgeordneten hatten unterschiedliche Codes für Munitionsteile
aufgeführt und nach Listen für Codes beziehungsweise Positionen
gefragt. In der Antwort geht es außerdem um Kennzeichnungsfragen
bezüglich des Endverbleibs und Weitertransports von Munition und
weiteren Rüstungsgütern.

 * 

4. Berufliche und akademische Bildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung sieht in Forschungsaktivitäten,
die die Gleichwertigkeit beruflicher und akademischer Bildung zum
Thema haben, einen relevanten Beitrag zur Wissensgewinnung, um
Herausforderungen für die berufliche Bildung benennen zu können. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11916) auf die
Kleine Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen (19/11457).

Sowohl in der universitären als auch in der außeruniversitären
Forschungslandschaft stelle dies einen relevanten Themenschwerpunkt
dar. So untersuchten das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) und
das Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB) unter anderem
Bildungsentscheidungen und Bildungsverläufe von Jugendlichen und
jungen Erwachsenen sowie die Rekrutierungs- und
Personaleinsatzstrategien von Unternehmen. Darüber hinaus gebe es die
Forschung zur Beteiligung an der Hochschulbildung, die unter anderem
über die Langzeiterhebungen zur sozialen und wirtschaftlichen Lage der
Studenten in Deutschland (Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks,
durchgeführt durch das Deutsche Zentrum für Wissenschafts- und
Hochschulforschung) Auskunft gibt. Diese Forschung werde noch durch
die Studienberechtigten- und Absolventenpanels des Deutschen Zentrums
für Wissenschafts- und Hochschulforschung ergänzt.

Die Akteure befänden sich in unterschiedlichen Gremien und Foren in
einem intensiven und kontinuierlichen Austausch, unterstreicht die
Bundesregierung. Diese Formate umfassten dauerhaft etablierte Gremien,
wie etwa den Arbeitskreis (AK) DQR, in dem neben Bund und Ländern
Einrichtungen der Hochschulbildung und der beruflichen Bildung,
Sozialpartner und Wirtschaftsorganisationen sowie Expertinnen und
Experten aus Wissenschaft und Praxis mitwirken. Als weiteres Beispiel
für einen institutionalisierten Austausch nennt die Bundesregierung
den Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB).

Im ersten Rahmenprogramm zur Förderung der empirischen
Bildungsforschung (Laufzeit 2007 bis 2017) habe der Schwerpunkt vor
allem auf der Etablierung und strukturellen Stärkung einer
leistungsfähigen empirischen Bildungsforschung gelegen, der
inhaltliche Fokus auf dem Bereich der schulischen Bildung. Nach fast
zehnjähriger erfolgreicher Laufzeit sei das Programm im Sommer 2017
durch das neue Rahmenprogramm empirische Bildungsforschung abgelöst
worden.

Im Fokus des neuen Programms stehe die Forschung zur Unterstützung bei
der Verbesserung der Qualität des Bildungswesens und der Lösung von
drängenden Problemen, die sich aus aktuellen gesellschaftlichen
Herausforderungen ergeben.

Das Rahmenprogramm empirische Bildungsforschung (Laufzeit: Juli 2017
bis Juni 2024), bündele den größten Teil der Forschungsförderung des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung im Bildungsbereich. Die
künftige Forschungsförderung gliedere sich in die Themen
"Bildungsgerechtigkeit verbessern - individuelle Potenziale erkennen
und entwickeln", in "mit Vielfalt umgehen und gesellschaftlichen
Zusammenhalt stärken", "Qualität im Bildungswesen fördern", und
"Technologische Entwicklungen im Bildungsbereich gestalten und
nutzen".

 * 

5. Qualitätsoffensive Lehrerbildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung sieht in der "Qualitätsoffensive
Lehrerbildung" (QLB) ein großes Potenzial, die Lehrerbildung für die
beruflichen Schulen und die Digitalisierung in der Lehrerbildung zu
optimieren. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/11886) auf die Kleine Anfrage (19/11437) der FDP. Die QLB ist eine
im Jahr 2013 beschlossene Bund-Länder-Vereinbarung über ein
gemeinsames Programm zur Aus und Weiterbildung von Lehrkräften.

Insgesamt wurden 66 Vorhabenbeschreibungen eingereicht. Die
Gesamtsumme der beantragten Mittel belief sich auf fast 134 Millionen
Euro, für die zusätzliche Bewilligungsrunde standen Fördermittel in
einer Höhe von bis zu 79 Millionen Euro zur Verfügung. Die
eingegangenen Vorhabenbeschreibungen gehören zu den Themenbereichen
"Digitalisierung in der Lehrerbildung" und "Lehrerbildung für
berufliche Schulen".

 * 
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BUNDESTAG/8708: Heute im Bundestag Nr. 851 - 01.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 851

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. August 2019, Redaktionsschluss: 12.26 Uhr

1. Linke thematisiert INF-Abrüstungsvertrag

2. Umrüstung der Netze von UMTS auf LTE

3. AfD fragt nach Bundesstraße 107

4. Digitalisierung in Entwicklungskooperation

5. Chinas Seidenstraßeninitiative in Afrika

6. Familienplanung in Niger thematisiert

7. Medienpolitische Aktivitäten im Ausland



1. Linke thematisiert INF-Abrüstungsvertrag

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit dem "1987 zwischen den USA und der damaligen
UdSSR geschlossenen INF-Vertrag (Intermediate Range Nuclear Forces -
nukleare Mittelstreckensysteme)" befasst sich die Fraktion Die Linke
in einer Kleinen Anfrage (19/11879). Wie die Fraktion darin schreibt,
haben die USA den INF-Vertrag am 1. Februar 2019 gekündigt; am 4. März
sei die formelle Kündigung Russlands gefolgt. Wissen wollen die
Abgeordneten unter anderem, inwieweit die Bundesregierung Kenntnisse
hat, "ob es sich bei den wechselseitigen Vorwürfen der
Vertragsverletzung durch die USA und Russland um Fehleinschätzungen
oder um unterschiedliche Vertragsinterpretationen handelt, die durch
technische Zusatzprotokolle oder gemeinsame Erklärungen einvernehmlich
entschärft werden könnten".

 * 

2. Umrüstung der Netze von UMTS auf LTE

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Bundesregierung erwartet, "dass sich die
Mobilfunkversorgung in Deutschland -insbesondere im ländlichen Raum -
unabhängig von einem nach und nach erfolgenden Rückbau von UMTS weiter
verbessern wird." Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/11743) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/11365). Darin
hatten sich die Abgeordneten nach der geplanten Abschaltung der
UMTS-Technologie durch Mobilfunkanbieter erkundigt und gefragt, ob
dadurch mit einem Anstieg der Funklöcher zu rechnen sei.

Die LTE-Netzabdeckung sei heute bereits höher als die UMTS-Abdeckung.
Die Aktivitäten der Mobilfunknetzbetreiber, ihre Netze von UMTS auf
LTE umzurüsten, seien zu begrüßen. Die Bundesregierung werde die
weitere Entwicklung beim Übergang vom UMTS- auf den LTE-Standard
beobachten und darauf achten, "dass Interessen der Endverbraucher
gewährt bleiben", heißt es in der Antwort.

 * 

3. AfD fragt nach Bundesstraße 107

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Mit der Sanierung der Bundesstraße 107 in der Stadt
Oranienbaum-Wörlitz befasst sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/11924). Darin fragen die Abgeordneten die Bundesregierung
nach dem Planungsstand für die Ortsumgehung der B107 und nach dem
Stand der Entwässerungsplanung innerhalb des Ortes Oranienbaum. Weiter
interessiert die Fraktion, warum die heutige Ortsdurchquerung saniert
werden soll.

 * 

4. Digitalisierung in Entwicklungskooperation

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach von der Bundesregierung im Rahmen der
Entwicklungszusammenarbeit seit 2005 unterstützten Projekte in Bezug
auf Digitalisierung erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/11951). Auch fragt sie darin unter anderem, was die
Bundesregierung unter dem Begriff der "Digitalisierung" im Rahmen der
Entwicklungszusammenarbeit versteht.

 * 

5. Chinas Seidenstraßeninitiative in Afrika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Afrika als Plattform für den Ausbau Chinas neuer
Seidenstraßeninitiative - Wirtschaftliche Kooperationspotentiale für
deutsche Unternehmen nutzen" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage
der AfD-Fraktion (19/11747). Darin erkundigt sich die Fraktion danach,
welche entwicklungs- und wirtschaftspolitischen Auswirkungen der neuen
Seidenstraßeninitiative sich nach Ansicht der Bundesregierung für
Afrika ergeben. Auch will sie unter anderem wissen, wie viele
Kooperationsabkommen nach Kenntnis der Bundesregierung in den
vergangenen fünf Jahren zwischen führenden chinesischen und deutschen
Unternehmen im Rahmen der Umsetzung chinesischer Afrikainvestitionen
unterzeichnet wurden, "damit Know-how und Technik aus Deutschland und
China sich ergänzen und gemeinsam mit afrikanischen Partnern für eine
nachhaltige Entwicklung in Afrika sorgen".

 * 

6. Familienplanung in Niger thematisiert

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte wissen, welche Maßnahmen
"die nigrische Regierung im Bereich der Familienplanung und
Geburtenkontrolle nach Kenntnis der Bundesregierung in Niger"
anwendet. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11731)
unter anderem danach, "welche Maßnahmen im Bereich Familienplanung"
jemals von der Bundesregierung in Niger in Auftrag gegeben oder
gefördert wurden.

 * 

7. Medienpolitische Aktivitäten im Ausland

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Medienentwicklungszusammenarbeit der
Bundesregierung" ist Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11730). Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach, in welchen
Staaten die Bundesregierung wie viele Medienprojekte seit 2008
förderte und fördert. Auch wollen sie unter anderem wissen, ob "jemals
die Regierung eines Staates die medienpolitischen Aktivitäten der
Bundesregierung im Ausland" kritisiert hat.

 * 
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BUNDESTAG/8707: Heute im Bundestag Nr. 850 - 01.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 850

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. August 2019, Redaktionsschluss: 11.34 Uhr

1. Definition von Hassposting

2. Wahlberechtigte mit Wohnsitz im Ausland

3. Politisch links motivierte Straftaten

4. Wachsender Bedarf an Blindleistung

5. Monitoring zur Kreativwirtschaft

6. Batteriekosten für Elektromobilität

7. AfD fragt nach Korrekturbitten des AA



1. Definition von Hassposting

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Definition des Begriffs "Hassposting"
berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11908) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11394). Danach verwendet das
Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) folgende Definintion:
"Hasspostings sind Beiträge im Internet, die in allen
Phänomenbereichen im Rahmen von Debatten zu aktuellen Themen eine
Emotionalität und zum Teil auch Schärfe aufweisen, die jenseits der
freien Meinungsäußerung liegen beziehungsweise bei denen die Schwelle
zur Strafbarkeit mitunter deutlich überschritten wird. Derartige
Aussagen umfassen Drohungen, Nötigungen, Verunglimpfungen,
extremistische Inhalte sowie unverhohlene Aufrufe zu Straf- und
Gewalttaten."

Wie die Bundesregierung weiter ausführt, hat für den Polizeibereich
die Kommission Staatsschutz den Begriff "Hassposting" folgendermaßen
definiert: "Ein Posting ist ein Beitrag oder Artikel, der im oder über
das Internet mehreren Nutzern gleichzeitig zugänglich gemacht wird.
Politisch motivierten Hasspostings werden solche Straftaten
zugerechnet, die in Würdigung der Umstände der Tat oder der
Einstellung des Täters Anhaltspunkte dafür geben, dass diese wegen
einer zugeschriebenen oder tatsächlichen politischen Haltung,
Einstellung und/oder Engagements, Nationalität, ethnischer
Zugehörigkeit, Hautfarbe, Religionszugehörigkeit, Weltanschauung,
sozialen Status, physischer und/oder psychischer Behinderung oder
Beeinträchtigung, sexuellen Orientierung und/oder sexuellen Identität
oder äußeren Erscheinungsbildes kausal gegen eine oder mehrere
Person(en), Gruppe(n), oder Institution(en) gerichtet sind."

 * 

2. Wahlberechtigte mit Wohnsitz im Ausland

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Bei der Bundestagswahl im Jahr 2017 sind laut
Bundesregierung 112.989 Deutsche mit Wohnsitz im Ausland aufgrund
ihrer Eintragung in ein Wählerregister in Deutschland wahlberechtigt
gewesen. Wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/11921) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/11498) ferner hervorgeht, lag
diese Zahl bei der vorherigen Bundestagswahl im Jahr 2013 noch bei
67.057.

 * 

3. Politisch links motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte erfahren, wie viele Fälle
politisch links motivierter Kriminalität es nach Kenntnis der
Bundesregierung im zweiten Quartal dieses Jahres in Deutschland
gegeben hat. Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11957) unter anderem danach, wie viele Tatverdächtige im
Zusammenhang mit diesen Fällen ermittelt wurden.

 * 

4. Wachsender Bedarf an Blindleistung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung geht von einem erhöhten Bedarf
an zusätzlichen Blindleistungs-Anlagen aus. Zum einen fielen mit dem
Ausstieg aus Kohle und Kernkraft Blindleistungsquellen im
Übertragungsnetz weg, erklärt die Bundesregierung in der Antwort
(19/11834) auf eine Kleine Anfrage (19/11422) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. Zum anderen erhöhe sich der Bedarf durch einen höheren
Stromtransport und eine höhere Auslastung der Netze. Unter
Blindleistung versteht man die zusätzlich zur Wirkleistung, also dem
tatsächlichen Verbrauch, bestehende Netzleistung.

Derzeit könne der Bedarf an Blindleistung zwar aus vorhandenen Quellen
gedeckt werden, heißt es weiter. "Teilweise kommt es jedoch bereits
heute zu spannungsbedingtem Redispatch, der auch auf einen Mangel an
Blindleistung zurückzuführen sein kann."

 * 

5. Monitoring zur Kreativwirtschaft

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Das wissenschaftliche Monitoring zur Kultur- und
Kreativwirtschaft soll in der zweiten Jahreshälfte 2019 für mehrere
Jahre neu ausgeschrieben werden. Die Bundesregierung rechnet dabei von
Kosten in Höhe von weniger als 200.000 Euro pro Jahr, wie aus der
Antwort (19/11835) auf eine Kleine Anfrage (19/11421) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen hervorgeht. Wie bisher sollten die Daten zu den
einzelnen Teilmärkten auch in Zukunft neu ausgewiesen werden, heißt es
weiter.

 * 

6. Batteriekosten für Elektromobilität

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Kosten von Antriebsbatterien könnten sich bis
2030 auf etwa 100 Euro pro Kilowattstunde halbieren. Dies erklärt die
Bundesregierung in der Antwort (19/11833) auf eine Kleine Anfrage
(19/10954) der FDP-Fraktion unter Verweis auf einen "Lernkurvenansatz"
bei der gegenwärtigen Entwicklung von Batteriekosten und -nachfrage.
Sie legt außerdem dar, dass aus rein technischer Sicht Fahrzeuge in
Deutschland bereits heute mit einer entsprechend großen so genannten
Traktionsbatterie ausgestattet werden könnten. Allerdings erhöhten
sich die Anschaffungskosten erheblich mit der Reichweite. "Um
Elektrofahrzeuge kostengünstiger für den Langstreckenbetrieb zu
ertüchtigen, bedarf es neuer Batteriekonzepte, die aktuell Gegenstand
der Forschung sind", heißt es in der Antwort weiter. Aufgelistet
werden darüber hinaus derzeit unterstützte Forschungsprojekte.

 * 

7. AfD fragt nach Korrekturbitten des AA

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Auswärtige Amt (AA) im März 2019
bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/19/11861) danach, "aus welchen Anlässen" das
AA im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/8706: Heute im Bundestag Nr. 849 - 01.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 849

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. August 2019, Redaktionsschluss: 09.58 Uhr

1. Steigende Zahl an Zeit- und Berufssoldaten

2. Drohneneinsatz der Bundeswehr in Mali

3. FDP fragt nach digitalem Verteidigungsfall

4. Linke fragt nach Rüstungsprojekt

5. AfD fragt nach Korrekturbitten

6. Schadstoffbelastung in Deutschland

7. Befreiung von Billy Six aus Venezuela



1. Steigende Zahl an Zeit- und Berufssoldaten

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Zahl der Zeit- und Berufssoldaten der Bundeswehr
ist seit Beginn der "Trendwende Personal" im Jahr 2016 bis März 2019
um rund 7.000 auf 173.400 gestiegen. Dies teilt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/11740) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/10975) mit. Bis 2025 soll die Zahl der Zeit- und Berufssoldaten
auf 186.300 erhöht werden. Einschließlich von 12.500 Freiwillig
Wehrdienstleistender und 4.500 Reserve Dienstleistenden soll der
Umfang der Streitkräfte bis 2025 auf insgesamt 203.000 Soldaten
wachsen. Nach Angaben der Regierung ist das Durchschnittsalter der
deutschen Soldaten von 2011 bis 2018 von 29,04 auf 30,69 Jahre
gestiegen.

 * 

2. Drohneneinsatz der Bundeswehr in Mali

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Für die Beteiligung an der UN-Mission in Mali
(MINUSMA) stehen der Bundeswehr regelmäßig drei unbemannte
Luftfahrzeuge von Typ Heron 1 zur Verfügung. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11744) auf eine Kleine Anfrage
der Linksfraktion (19/11003) mit. Seit Beginn des Drohnen-Einsatzes in
Mali im Jahr 2016 seien bis zum 1. Juli dieses Jahres insgesamt 921
Flüge absolviert worden. In den Jahren 2018 und 2019 seien bislang
3.293 beziehungsweise 1.662 Flugstunden erbracht worden.

 * 

3. FDP fragt nach digitalem Verteidigungsfall

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion will von der Bundesregierung wissen,
ob sie die Aussage von Generalleutnant Ludwig Leinhos teilt, es
brauche für den Umgang mit Hackerangriffen, Propaganda und
Desinformationskampagnen die Kategorie "digitaler Verteidigungsfall".
In einer Kleinen Anfrage (19/11734) möchte sie erfahren, was die
Bundesregierung konkret unter dem Begriff "digitaler
Verteidigungsfall" versteht und wie sich dieser von einem klassischen
Verteidigungsfall unterscheidet. Zudem möchte sie wissen, unter
welchen Voraussetzungen die Bundeswehr für die Abwehr von
Hackerangriffen zuständig ist.

 * 

4. Linke fragt nach Rüstungsprojekt

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion fordert Informationen über das
Projekt "Optimisation of the Main Battle Tank Capability in Europe
with initial focus in Leopard 2" (OMBT-Leo2) der Europäischen
Verteidigungsagentur (EDA). In einer Kleinen Anfrage (19/11746) will
sie unter anderem wissen, ob es zutrifft, dass im Rahmen des Projektes
die Kampfpanzer Leopard 2 auf den Standard A7 modernisiert und in
einen Pool eingespeist werden sollen, aus dem andere Staaten dies
leasen, mieten oder kaufen können. Zudem möchte sie erfahren, ob es
zutrifft, dass das Projekt durch das Unternehmen Krauss-Maffei Wegmann
(KMW) industrieseitig organisiert werden soll.

 * 

5. AfD fragt nach Korrekturbitten

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion möchte erfahren, aus welchen
Anlässen das Verteidigungsministerium im Februar 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
der entsprechenden Kleinen Anfrage (19/11818) danach, aus welchen
Anlässen das Ministerium im Februar 2019 bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen.

 * 

6. Schadstoffbelastung in Deutschland

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die regionale Belastung durch Schadstoffe stellt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/11793) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/11405) dar. In der Antwort
werden die Orte mit der höchsten Belastung an Feinstaub (PM 10, PM
2,5), Ozon und Stickstoffdioxid aufgeführt. Die Angaben basieren der
Bundesregierung zufolge auf den Luftqualitätsdaten des Berichtsjahres
2018. Zudem sind in der Antwort analog Angaben zu den Orten
(Fließgewässermessstellen und Grundwassermessstellen) mit der höchsten
Belastung mit Wasserschadstoffen genannt. Bezugsjahr ist demnach
jeweils 2017.

 * 

7. Befreiung von Billy Six aus Venezuela

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Hintergründe der Befreiung von Billy Six aus
Venezuela" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11708). Darin schreibt die Fraktion, dass der deutsche Journalist
Billy Six am 18. März 2019 nach Deutschland zurückgekehrt sei, nachdem
er zuvor 119 Tage in venezolanischer Haft verbracht habe. Wissen
wollen die Abgeordneten, wann die venezolanische Regierung die
deutschen Behörden erstmals über die Inhaftierung von Billy Six
informierte. Auch erkundigen sie sich unter anderem danach, warum
"durch die Bundesregierung keine Beweise für den vermeintlichen
(gegebenenfalls inoffiziellen) Protest der Bundesregierung gegen die
Verhaftung des Journalisten Billy Six" vorgelegt worden seien.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1896: Regierungspressekonferenz vom 31. Juli 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 31. Juli 2019

Regierungspressekonferenz vom 31. Juli 2019

Themen: Kabinettssitzung (Entwurf eines Gesetzes zur weiteren
steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer
steuerlicher Vorschriften, Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Grunderwerbsteuergesetzes, Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der
Änderungsrichtlinie zur Vierten EU-Geldwäscherichtlinie, Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung zivilprozessrechtlicher Vorschriften), mögliche
maritime Schutzmission am Persischen Golf, Urteil des Niedersächsischen
Oberverwaltungsgerichts zu Asylanträgen von zwei Jesiden in Deutschland,
INF-Vertrag, Forderung des UN-Flüchtlingskommissariats nach einer
Ausweitung des Familiennachzugs, Tötungsdelikt am Hauptbahnhof Frankfurt am
Main, Grundrente, Festnahmen von Demonstranten in Moskau,
Wiederaufforstungsprogramm, Meldungen über die Weitergabe von Daten des SIS
durch Großbritannien an die USA


Sprecher: SRS'in Demmer, Wogatzki (BMF), Strater (BMVI), Burger
(AA), von Plüskow (BMVg), Ruwwe-Glösenkamp (BMI), Jäger (BMAS), Bürgelt
(BMEL)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Heute hat das Kabinett unter Leitung des Vizekanzlers Olaf
Scholz getagt und diverse Dinge beschlossen.

Unter anderem hat die Bundesregierung heute den Entwurf eines Gesetzes zur
weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung
weiterer steuerlicher Vorschriften beschlossen. Das Ziel der
Bundesregierung ist klar: Wir wollen den Aufwuchs bei der Zahl der E-Autos
weiter beschleunigen. Dazu stützt sich die Bundesregierung auf eine ganze
Palette von Maßnahmen:

Für rein elektrische Lieferfahrzeuge wird eine Sonderabschreibung von 50
Prozent im Jahr der Anschaffung eingeführt. Wer ein E-Auto oder einen
extern aufladbaren Hybridwagen als Dienstwagen fährt, für den wird die
Bemessungsgrundlage halbiert; man zahlt also auch jetzt schon nur die
Hälfte an Steuern. Diese Regelung ist jetzt bis Ende 2030 verlängert
worden. Bis Ende 2030 wird auch von der Steuer befreit, wer sein Elektro-
oder Hybridelektroauto im Betrieb auflädt. Das Gleiche gilt für die
zeitweise Überlassung einer betrieblichen Ladevorrichtung zur privaten
Nutzung. Bei Jobtickets wird eine neue Pauschalbesteuerung ohne Anrechnung
auf die Entfernungspauschale eingeführt. Die Steuerbefreiung für die
Überlassung eines betrieblichen Fahrrads durch den Arbeitgeber wird bis
Ende 2030 verlängert. Zu begrüßen ist auch, dass mit dem Gesetzentwurf
endlich der ermäßigte Umsatzsteuersatz für elektronische Bücher und
Publikationen eingeführt wird. Deutschland hatte sich auf europäischer
Ebene seit Langem für diese Art der Gleichstellung mit physischen Produkten
eingesetzt. Darüber hinaus erfolgen neben weiteren begünstigenden Maßnahmen
zwingend notwendige Änderungen im Steuerrecht, darunter Anpassungen an 
EU-Recht und Rechtsprechung.

Die Bundesregierung hatte sich im Koalitionsvertrag darauf verständigt,
Steuerumgehungen bei der Grunderwerbsteuer, sogenannte Share Deals, wirksam
einzudämmen. Dazu hat das Bundeskabinett heute den Entwurf eines Gesetzes
zur Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes beschlossen.

Die Praxis hat gezeigt, dass es insbesondere im Bereich hochpreisiger
Immobilientransaktionen immer wieder gelingt, durch gestalterische
Maßnahmen die Grunderwerbsteuer zu vermeiden. Diese Gestaltungen führen zu
erheblichen Steuerausfällen. Dabei werden anstelle einer Immobilie selbst
Anteile an einem Unternehmen erworben, das Immobilien besitzt. Dieser
Erwerb bleibt bislang grunderwerbsteuerfrei, wenn weniger als 95 Prozent
der Unternehmensanteile übertragen werden. Der Gesetzentwurf schränkt diese
Grunderwerbsteuerbefreiung nun erheblich ein.

Das Bundeskabinett hat heute den Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der
Änderungsrichtlinie zur Vierten EU-Geldwäscherichtlinie beschlossen. Mit
dem Gesetzentwurf werden die Änderungsrichtlinie in nationales Recht
umgesetzt, Prävention gegen Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung gestärkt
und die Befugnisse der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen
erweitert.

Die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung ist ein zentrales
Anliegen der Finanzmarktpolitik der Bundesregierung. Damit trägt die
Bundesregierung der staatlichen Aufgabe Rechnung, Bürger und Wirtschaft vor
Verbrechen und Terror zu schützen. Für den Kampf gegen Geldwäsche und
Terrorismusfinanzierung ist es gut und effizient, dass auf europäischer
Ebene einheitliche Standards festgelegt worden sind.

Wesentliche Regelungen sind: Der Kreis der geldwäscherechtlich
Verpflichteten wird um Finanzdienstleistungen mit bestimmten Kryptowerten
und das Kryptoverwahrgeschäft als neue erlaubnispflichtige
Finanzdienstleistung erweitert. Im Nicht-Finanzsektor werden als Mietmakler
tätige Immobilienmakler, Kunstgalerien und Kunstauktionshäuser sowie
Kunstlagerhalter in den Kreis der Verpflichteten einbezogen, die
geldwäscherechtliche Verpflichtungen erfüllen müssen. Bei öffentlichen
Versteigerungen sind künftig bei Barzahlungen ab 10 000 Euro bestimmte
Pflichten des Geldwäschegesetzes einzuhalten, insbesondere bei
Zwangsversteigerungen von Immobilien durch Gerichte. Das 2017 geschaffene
Transparenzregister wird für die gesamte Öffentlichkeit zugänglich sein;
ein Nachweis eines berechtigten Interesses ist dann nicht mehr notwendig.
Die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen wird beim Abgleich
polizeilicher Datenbanken auch über Treffer in geschützten Dateien
informiert, und sie erhält Zugang zum Zentralen Staatsanwaltschaftlichen
Verfahrensregister. Die Verdachtsmeldepflicht freier Berufe bei
Immobilientransaktionen wird angesichts aktueller Geldwäscheverdachtsfälle
und erhöhter Geldwäscherisiken in diesem Sektor konkretisiert.

Dann hat das Bundeskabinett den Entwurf eines Gesetzes beschlossen, mit dem
verschiedene Vorschriften der Zivilprozessordnung geändert und modernisiert
werden. Im Wesentlichen geht es darum, die Qualität und Effizienz von
zivilgerichtlichen Verfahren zu steigern und die Funktionsfähigkeit der
Zivilsenate des Bundesgerichtshofes weiterhin zu gewährleisten. Um auch
künftig die hohe Qualität der Ziviljustiz zu sichern, sind entsprechende
gesetzliche Anpassungen des Zivilprozessrechts erforderlich. Die neuen
Regelungen tragen dem Wandel der Lebensverhältnisse, der gewachsenen
Komplexität der Rechtsbeziehungen und auch den veränderten Erwartungen an
die Justiz Rechnung.

Frage: An das Finanzministerium und das Verkehrsministerium: Noch sind
Elektroautos ja in sehr Kleiner Zahl in Deutschland unterwegs. Welchen
Effekt erhoffen Sie sich von der Steuererleichterung, der Förderung, für
das Klima und für die Marktbelebung?

Zweite Frage: Elektroautos sind immer noch sehr teuer im Vergleich zu den
Autos mit Verbrennungsmotoren. Was haben jetzt Normalverdiener davon, wenn
Dienstwagen steuerlich erleichtert werden?

Wogatzki: Zunächst ist diese Maßnahme ein Baustein zur Erreichung des
Klimaziels, das hat der Minister mehrfach betont. Zu Ihrer Frage kann man
sagen, dass ein großer Anteil der Neuzulassungen - die konkreten Zahlen
liegen mir jetzt nicht vor - Dienstwagen sind. Wenn diese steuerlich
gefördert werden, dann kann man davon ausgehen, dass Firmen da auch
zugreifen. Nach einem Jahr oder vielleicht etwas länger stehen diese Wagen
dann ja dem Gebrauchtwagenmarkt zur Verfügung, sodass so schrittweise auch
eine Sättigung des Gebrauchtwagenmarkts herbeigeführt wird.

Strater: Sie haben gefragt, was wir im Bereich der Elektromobilität tun.
Zunächst einmal begrüßen wir natürlich den Gesetzentwurf des
Finanzministeriums - es ist ein wichtiger Baustein für den Hochlauf der
Elektromobilität, hier die steuerliche Förderung voranzubringen. Ich möchte
den Blick hinsichtlich unserer Ziele in diesem Bereich, gerade mit Blick
auf die Klimaschutzziele, die wir hier als Bundesregierung haben, auch
einmal ein bisschen weiten: Wir brauchen hierfür bis 2030 auf deutschen
Straßen 10 Millionen Elektro-Pkw, 500 000 Elektro-Nutzfahrzeuge und 300 000
Ladepunkte.

Was den Bereich der privaten Elektrofahrzeuge angeht, hat der Minister
immer gesagt, dass wir den sogenannten Elektro-Käfer-Effekt brauchen, also
das E-Auto als Breitenprodukt - nicht als Nischenprodukt, sondern als
Breitenprodukt. Wir müssen den Blick auch auf die Ladeinfrastruktur lenken
und hier das Henne-Ei-Problem lösen, das heißt, Laden muss immer, für alle
und überall möglich sein. Was tun wir dafür? Wir fördern alternative
Antriebstechnologien technologieoffen und verkehrsträgerübergreifend. Das
heißt, Elektromobilität mit Batterie-, Wasserstoff- und
Brennstoffzellentechnologie, alternative Kraftstoffe: Das sind die
Förderbereiche, die wir haben.

Ich möchte Ihnen einmal einige Programme nennen, mit denen wir die
Elektromobilität nach vorne bringen. Das ist zum einen das Förderprogramm
"Ladeinfrastruktur Elektromobilität" mit bereits 300 Millionen Euro, das
Förderprogramm "Elektromobilität vor Ort" mit bereits 140 Millionen Euro,
das Nationale Innovationsprogramm Wasserstoff- und
Brennstoffzellentechnologie mit 247 Millionen Euro, die Mobilitäts- und
Kraftstoffstrategie mit 248 Millionen Euro. Im Rahmen des Sofortprogramms
"Saubere Luft" kümmern wir uns auch mit einer Förderrichtlinie um die
Elektromobilität, und wir haben auch eine Förderrichtlinie für
energieeffiziente und/oder CO2-arme Lkw.

Das heißt, wir werden in den nächsten Jahren massiv in diesem Bereich
fördern und investieren, um auch den Massenmarkt weiter voranzubringen.

Frage : Soweit ich mich erinnere, ist die Abschreibungsfrist für
betrieblich genutzte Fahrräder länger als die für betrieblich genutzte
Autos. Bleibt diese Ungleichbehandlung auch bei der E-Mobilität bestehen?

Wogatzki: Das kann ich Ihnen jetzt konkret nicht sagen, das müsste ich
gegebenenfalls nachreichen - so tief stecke ich in den Details der
Gesetzentwürfe jetzt nicht drin.

Frage: So, wie ich das verstanden habe, geht es hier um eine Verlängerung
bereits bestehender Maßnahmen. Was genau ist jetzt neu?

Wogatzki: Es geht zum Teil um die Verlängerung, da haben Sie recht. Bei der
Dienstwagenbesteuerung war vorgesehen, die Regelung bis Ende 2021 zu
befristen; jetzt soll sie darüber hinaus bis 2030 befristet werden. Zu den
neuen Maßnahmen gehört die Sonderabschreibung für Elektro-Lieferfahrzeuge;
diese Förderung war in dem alten Steuergesetz nicht vorgesehen. Darunter
fallen zum Beispiel die Sprinter, die dann auch steuerlich gefördert
werden. Verlängert wird auch die Steuerbefreiung für den Ladestrom und die
Pauschalbefreiung für die Ladestromvorrichtungen. Neu ist auch die
Erleichterung bei der Gewerbesteuer bei Miete und Leasing von
Elektrofahrzeugen. Es ist also ein Mischmasch aus Verlängerungen und
Neuregelungen.

Frage : Eine Frage im Prinzip an alle Ministerien und auch an das
Bundespresseamt: Ist denn geplant, jetzt vielleicht mit gutem Beispiel
voranzugehen? Greifen die Ministerien dann künftig ausschließlich noch auf
E-Fahrzeuge zurück, oder haben Sie nach wie vor auch Benziner und Diesel im
Fuhrpark stehen?

SRS'in Demmer: Vielleicht kann ich den Anfang machen: Ich fahre hier in der
Regel immer mit einem E-Auto vor - ausgerechnet heute nur mit einem
Hybridfahrzeug, weil das andere in der Reparatur ist.

Burger: Unser Fuhrpark wird ebenfalls Stück für Stück auf Elektrofahrzeuge
umgerüstet. Ich bin gerade ebenfalls mit einem Plug-in-Hybrid elektrisch
hierhergefahren worden. Ich glaube, eine Kleine Einschränkung gilt für
unsere Auslandsvertretungen, weil zum Teil in manchen Ländern einfach die
Infrastruktur für Elektromobilität nicht in derselben Form besteht oder es
besondere Sicherheitsanforderungen an Fahrzeuge gibt.

Vorsitzende Wefers: Ich möchte hier jetzt ungern die ganzen Häuser
abfragen.

Zusatzfrage : Aber eine Nachfrage noch: Kann das also jedes Ministerium für
sich nach eigenem Gutdünken entscheiden?

SRS'in Demmer: Die Verantwortung für die Fuhrparks liegt in den Ressorts.

Vorsitzende Wefers: Gibt es irgendeine Möglichkeit einer Übersicht, in der
das einmal zusammengefasst wird? Vielleicht hat die Regierung ja schon
einmal eine entsprechende Anfrage beantwortet.

Zusatzfrage : Oder gibt es eine Empfehlung der Bundesregierung?

SRS'in Demmer: Wir reichen das gegebenenfalls nach.

Frage (zur Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes): Erste Frage: Was ist
denn der Grund dafür, dass das aus dem Jahressteuergesetz herausgelöst
wurde?

Zweite Frage: Es gibt aus der Opposition ja schon Befürchtungen, dass
deshalb das Gesetz ganz scheitern könnte. Wie sicher sind Sie sich denn,
das diesmal durchzubekommen - vielleicht anders auch als bei der
Grundsteuer, wo ja im Nachhinein noch sehr stark verbessert worden ist?

Wogatzki: Zu den internen Überlegungen, wie wir unsere Gesetze ausgestalten
und wo wir was andocken oder rausnehmen, möchte ich hier jetzt ungern
Stellung nehmen. Ganz klar ist, dass es ein ganz besonderes Bedürfnis von
Minister Scholz ist, Steuermissbrauch zu bekämpfen. Klar ist auch, dass es
einen Beschluss der Länderfinanzminister gibt, dass gerade auch bei diesen
Share Deals die missbräuchliche Gestaltung möglichst eingedämmt wird. Zur
Frage, warum das jetzt ein eigenes Gesetz ist, kann ich Ihnen hier jetzt
nichts weiter sagen.

Frage : Im Gesetzentwurf steht ja schon, dass Sie die Steuerausfälle
derzeit nicht beziffern können. Können Sie denn etwas zu den erwarteten
Mehreinnahmen sagen?

Wogatzki: Das kann ich im Moment auch nicht, das müsste ich gegebenenfalls
nachreichen.

Zusatzfrage : im Gesetzentwurf heißt es ja auch: "Es ist nicht weiter
hinnehmbar, dass die durch Gestaltungen herbeigeführten Steuerausfälle von
denjenigen finanziert werden, denen solche Gestaltungen nicht möglich
sind". Sie haben es ja gerade selber angesprochen: Hier gibt es ein
erhebliches Gerechtigkeitsproblem. Die einfachen Immobilienkäufer zahlen
die Grunderwerbsteuer; diejenigen, die größere Objekte kaufen, drücken sich
darum. Deshalb meine Frage: Warum erschwert man diesen Sachverhalt nur,
warum schafft man ihn nicht ab und sagt einfach: "Egal, welche Immobilie
verkauft wird, es ist immer grundsätzlich Grunderwerbsteuer zu zahlen"?

Wogatzki: Finanzminister Scholz hat diesen Gesetzentwurf so vorgelegt, wie
er auch mit seinen Länderfinanzkollegen abgestimmt ist - die
Grunderwerbsteuer steht ja den Kommunen zu. Insofern ist das der politische
Konsens, der gefunden wurde.

Zusatzfrage : Es wäre ja trotzdem ein ursoziales Anliegen, die Käufer von
größeren Immobilien genauso zur Kasse zu bitten wie die normalen
Immobilienkäufer. Warum ist das nicht möglich?

Wogatzki: Ich habe Ihnen dazu jetzt gesagt, was ich hier sagen kann.

Zusatzfrage : Ich habe noch eine Frage zum Thema Geldwäsche: Wie viele
Meldungen gab es denn zum Beispiel im letzten Jahr in Sachen Geldwäsche,
bevor diese Änderung kam?

Wogatzki: Diese Zahlen finden Sie auf unserer Internetseite beziehungsweise
auf der Seite der FIU; die habe ich hier jetzt nicht dabei.

Frage : Vermutlich an das Auswärtige Amt, aber auch an Frau Demmer als die
Sprecherin des Vizekanzlers - wir haben heute Morgen ja den Vizekanzler zu
diesem Thema gehört -: Die Aussage der Bundesregierung im Hinblick auf eine
US-geführte Schutzmission in der Straße von Hormus ist ja relativ eindeutig
und klar. Verstehe ich es richtig, dass das kein Präjudiz für eine anders
gestaltete, aber dennoch militärische Geleitschutzoperation in dieser
Region ist?

SRS'in Demmer: Vielleicht mache ich einmal den Anfang. Ich würde gerne
vorwegschicken: Im transatlantischen Bündnis besteht Einigkeit darüber,
dass die Festsetzung der "Stena Impero" durch den Iran als überaus
gefährlicher und rechtswidriger Eingriff in die Freiheit der Seeschifffahrt
durch nichts zu rechtfertigen war. Wir haben das iranische Vorgehen
gemeinsam scharf verurteilt. Die freie Navigation in der Straße von Hormus
und ihrer Umgebung ist für die Stabilität der ganzen Region von großer
Bedeutung. Wir fordern Teheran erneut in aller Klarheit auf, das britische
Schiff "Stena Impero" unverzüglich freizugeben.

Die USA haben vor Kurzem einer Reihe von Verbündeten, auch Deutschland, ihr
Konzept für eine Seeraumüberwachungsmission am Persischen Golf vorgestellt
und um Beiträge gebeten. Dazu und zu den weiteren Fragen maritimer
Sicherheit in der Region sind wir mit Frankreich und Großbritannien in
enger Abstimmung. Wie der Außenminister wiederholt betont hat, liegt aus
unserer Sicht die Priorität auf diplomatischen Bemühungen und Deeskalation.
Die Bundesregierung steht dem konkreten US-Vorschlag zurückhaltend
gegenüber und hat keinen Beitrag angeboten, da der Gesamtansatz unserer
Politik vom derzeitigen Ansatz der USA deutlich abweicht. Uns ist wichtig,
den Weg der Diplomatie weiter zu beschreiten und in aller inhaltlichen
Klarheit das Gespräch auch mit dem Iran zu suchen, eine Deeskalation zu
erreichen und auf den Fortbestand des Nuklearabkommens hinzuwirken. Eine
Beteiligung an einer US-geführten Mission könnte dieses Anliegen
erschweren, obwohl wir das konkrete Ziel der Freiheit der Schifffahrt
natürlich teilen.

Zusatzfrage : Frau Demmer, Sie haben jetzt all das gesagt, was ich
eigentlich vorausgesetzt hatte und was auch gar keine Antwort auf meine
Frage war. Sie sagen ja, Sie seien mit Großbritannien und Frankreich im
Gespräch. Meine Frage ist: Hält die Bundesregierung eine Beteiligung an
einer solchen Operation oder Mission weiter offen, wenn sie eben nicht eine
US-geführte Mission ist?

Daran anknüpfend: Sie sagen, die diplomatischen Bemühungen hätten oberste
Priorität. "Priorität" bedeutet ja, dass es daneben auch andere
Handlungsmöglichkeiten gibt. Verstehe ich das so richtig, oder heißt
"Priorität" in Ihrem Sprachgebrauch, dass es die einzige
Handlungsmöglichkeit ist?

SRS'in Demmer: Sie haben mich völlig richtig verstanden: Priorität.

Zu Ihrer ersten Frage: Grundsätzlich betrachtet die Bundesregierung den
Vorschlag einer maritimen Schutzmission europäischer Staaten natürlich
weiterhin als erwägenswert, und wir sind dazu, wie schon gesagt, mit den
europäischen Partnern im Austausch - insbesondere mit Frankreich und
Großbritannien.

Zusatzfrage : Wenn Sie jetzt sagen, die Bundesregierung halte die
Überlegungen zu einer Schutzmission europäischer Staaten weiterhin für
erwägenswert, heißt das dann: Die Bundesregierung zieht dabei auch den
Einsatz militärischer Mittel in Betracht? Sonst wäre es ja nicht
erwägenswert.

SRS'in Demmer: Ich glaube, Sie haben mich völlig richtig verstanden. Die
Bundesregierung betrachtet den Vorschlag einer maritimen Schutzmission im
europäischen Rahmen weiterhin als erwägenswert.

Frage: Wie steht es denn um die Beteiligung der Akteure vor Ort, wenn Sie
sagen, Sie ständen in Gesprächen?

Dann eine Frage zur Präsenz vor Ort: Wie ist denn das jetzt? Werden die
deutschen Schiffe auch begleitet oder nicht? Wie sieht es dort also aktuell
vor Ort aus?

Burger: Zu den Gesprächen kann ich gerne ausführen, dass wir im Moment
gemeinsam mit Großbritannien und Frankreich als E3 ganz intensiv
diplomatische Gespräche mit Washington und mit Teheran führen, um zu
Deeskalation und Dialog beizutragen, weil wir uns einig sind, dass wir an
diesem diplomatischen Ansatz gegenüber dem Iran festhalten wollen. Wir
unterstützen dabei ausdrücklich auch die Vermittlungsbemühungen von
Präsident Macron.

Daneben stehen wir mit den EU-Partnern und den weiteren verbleibenden
Staaten, die sich am JCPOA beteiligen, in intensivem Kontakt, um den JCPOA
zu erhalten. Ich hatte Ihnen hier am Montag von der Sitzung der Joint
Commission berichtet, die am Sonntag in Wien stattgefunden hat. Es war sehr
wichtig, dass sich dort, in Wien, alle verbliebenen Teilnehmer des JCPOA
für die Bewahrung der Vereinbarung ausgesprochen haben.

Wir sprechen mit den E3 auch darüber, wie man die Staaten der Region
bezüglich des Themas der maritimen Sicherheit an einen Tisch bekommen kann.
Dafür gibt es natürlich auch durchaus Kontakte mit genau diesen Staaten der
Region. Aus unserer Sicht bedarf es funktionierender Gesprächskanäle, um in
so einer angespannten Situation ungewollte Eskalationen zu vermeiden und um
den Respekt und die Geltung der gemeinsamen Regeln für die freie
Schifffahrt unter anderem durch Vertrauensbildung zu verbessern.

Vorsitzende Wefers: Jetzt ist noch die Frage offen, wie die praktische
Situation aussieht.

Burger: Vielleicht kann das BMVg das ergänzen, was die Präsenz deutscher
Militäreinheiten vor Ort angeht, wenn das die Frage ist.

Zusatzfrage: Die Frage war tatsächlich: Werden jetzt auch deutsche Tanker
von den Briten und Amerikanern begleitet, oder profitieren wir von deren
Präsenz vor Ort?

Burger: Ich habe darüber keine Erkenntnisse.

Plüskow: Seitens der Bundeswehr gibt es dort keine Einheiten, wenn das Ihre
Frage war.

Frage: Frau Demmer, seit der Regierungspressekonferenz vom Montag gab es ja
weitere Stimmen aus dem Parlament - nicht nur aus der Union -, die eben auf
diese europäische Mission drängen. Würden Sie angesichts dieser dauernden
Appelle davon sprechen, dass sich Deutschland dabei in einer
Führungsverantwortung sieht, wenn es darum geht, eine europäische Mission
auf jeden Fall sicherzustellen?

Wenn Großbritannien nicht dabei wäre, wäre die mögliche europäische Mission
dann gescheitert?

SRS'in Demmer: Wir haben zunächst einmal zur Kenntnis genommen, dass dem
neuen britischen Premierminister Boris Johnson eine enge Bindung britischer
Aktivitäten in der Straße von Hormus an die Planungen der USA vorschwebt.
Dennoch bleibe ich dabei: Grundsätzlich betrachtet die Bundesregierung den
Vorschlag einer maritimen Schutzmission europäischer Staaten weiterhin als
erwägenswert, und darüber stehen wir in einem engen Austausch.

Zusatzfrage: Hat irgendjemand der drei Genannten dabei eine
Verantwortungsrolle oder eine Führungsrolle, oder geschieht das wirklich in
der Trias der Drei?

Sie sagten eben "vor allen Dingen mit Frankreich und Großbritannien". Gibt
es weitere Länder, die da gelegentlich einbezogen werden?

SRS'in Demmer: Wir stehen eben, wie gesagt, vor allen Dingen mit jenen
beiden in engem Austausch - und das auf Augenhöhe.

Frage : Das Verteidigungsministerium sagte ja gerade, es gebe keine
deutschen Einheiten vor Ort. Aber ich gehe einmal davon aus, dass die
Bundesregierung immer sehr vorausschauend plant und auch Eventualitäten
berücksichtigt. Deswegen habe ich die Frage an das Verteidigungsministerium
und auch an die Bundesregierung: Was machen Sie denn, wenn ein deutsches
Schiff vom Iran aufgebracht wird? Fragen Sie dann die Amerikaner um Hilfe?

Burger: Ich glaube, auf solche spekulativen Fragen antworten wir in dieser
Regierungspressekonferenz aus gutem Grund nicht.

Zusatzfrage : So ganz spekulativ ist das ja nicht. Das ist ja schon
britischen Schiffen geschehen. Insofern ist es ja naheliegend, dass auch
deutsche betroffen sein können.

Burger: Wie gesagt: Das ist die Frage, was wäre, wenn ein deutsches Schiff
betroffen wäre, und auf diese Art von Fragen würden wir hier ganz
grundsätzlich nie Antworten geben.

Frage : Zum einen würde ich gerne noch einmal diese wirtschaftliche Frage
stellen. Vielleicht ist das Verkehrsministerium an dieser Stelle ja
hilfreich: Gibt es eine Übersicht über den Schiffsverkehr deutscher Reeder
beziehungsweise deutsch geflaggter Schiffe in dieser speziellen Seeregion?

Noch eine Frage an das Auswärtige Amt: Wie bewerten Sie eigentlich das
gestrige Gespräch auf der Ebene von Marinekommandeuren der UAE und des
Iran? Darüber gibt es gegensätzliche Darstellungen. Manche sagen, das sei
ein Durchbruch für eine regionale Sicherheitskonstruktion, und andere
sagen, die hätten nur über Fischereithemen geredet.

Strater: Ich kann es kurz machen: Eine solche Übersicht kann ich Ihnen
nicht geben. Die liegt mir nicht vor. Ich würde Sie bitten, dann direkt mit
dem Verband der Reeder Kontakt aufzunehmen, damit Sie dort entsprechende
Informationen enthalten.

Zusatzfrage : Heißt das, das Verkehrsministerium hat kein Lagebild?

Strater: Ich habe im Moment keinen solchen Überblick. Wenn Sie direkt
Informationen haben wollen, dann wenden Sie sich doch bitte einfach direkt
an den Reederverband. Dann werden Sie da auch eine entsprechende Auskunft
erhalten.

Zusatzfrage : Meine Frage ist: Hat das Ministerium kein entsprechendes
Lagebild?

Strater: Ich habe - - -

Zuruf : (akustisch unverständlich)

Strater: Mehr kann ich Ihnen im Moment nicht sagen. Ich habe es im Moment
nicht parat.

Zusatzfrage : Das verstehe ich ja. Das werfe ich Ihnen ja auch gar nicht
vor. Da Sie mich an den Reederverband verweisen, wollte ich wissen: Hat das
Ministerium grundsätzlich ein solches Lagebild?

Strater: Wir stehen natürlich mit dem Reederverband und den Reedern in
Kontakt. Ob wir eine solche Übersicht haben, kann ich im Moment nicht
sagen.

Vorsitzende Wefers: Wollen Sie noch einmal nachschauen?

Strater: Im Moment kann ich nicht nachschauen.

Vorsitzende Wefers: Nein, ich meinte nicht "im Moment", -

Strater: Ich bemühe mich gerne.

Vorsitzende Wefers: - sondern dass Sie noch einmal schauen, falls Sie etwas
haben, -

Strater: Ich verspreche hier aber nichts.

Vorsitzende Wefers: - dass Sie es vielleicht nachreichen, was ja nicht
heißt, dass man nicht trotzdem den Reederverband anrufen kann oder sich an
ihn wenden kann.

Die zweite Frage ging an das Auswärtige Amt.

Burger: Ich hatte ja gesagt, dass es aus unserer Sicht angesichts der Lage
wichtig ist, im Dialog zu bleiben. Deswegen sind aus unserer Sicht alle
Gesprächsinitiativen grundsätzlich zu begrüßen. Ich habe heute noch keine
vertiefte Bewertung der emiratisch-iranischen Gesprächskontakte, die Sie
erwähnt hatten, dabei. Aber es ist aus unserer Sicht ein sehr gutes
Zeichen, dass es jetzt überhaupt wieder Gesprächskontakte gegeben hat. Das
entspricht dem, was wir meinen, wenn wir sagen, dass es wichtig ist, die
Staaten der Region an einen Tisch zu bringen.

Zusatzfrage : Die Frage ist doch gerade, ob diese Gesprächskontakte nur die
üblichen dreimonatigen Routinegesprächskontakte in Bezug auf Fischfangzonen
sind oder ob das das ist, was Sie vermuten oder erwarten. Wird es dazu von
Ihrer Seite noch eine Stellungnahme geben?

Burger: Wie gesagt: Ich glaube, in der derzeitigen angespannten Lage ist
jede Art von Gesprächskontakt grundsätzlich positiv zu bewerten. Eine
vertiefte Bewertung dieser jetzt gerade erfolgten Kontakte habe ich heute
noch nicht.

Frage : Herr von Plüskow, hat die Marine denn derzeit Kapazitäten, um sich
zum Beispiel an einer erwägenswerten Mission europäischer Art zu
beteiligen?

Plüskow: Ich hatte ja bereits am Montag etwas dazu gesagt. Daran hat sich
für uns im Grunde nichts geändert. Es liegt weder ein Auftrag für die
Bundeswehr noch ein Parlamentsbeschluss noch irgendetwas anderes vor.
Insofern kann ich Ihnen darauf jetzt noch keine Antwort geben, da wir nicht
genau wissen, was überhaupt von uns in so einem Fall verlangt werden würde.

Zusatz : Wenn jetzt zum Beispiel eine Korvette gebraucht wird, dann können
Sie doch "Ja, wir haben eine, die können wir losschicken" oder "Wir haben
keine" oder "Wir haben zwei oder drei" sagen.

Plüskow: Ja, aber das ist ja das, was ich meinte: Wir wissen ja nicht, ob
eine Korvette gebraucht wird oder nicht. Insofern hat es überhaupt keinen
Sinn, jetzt darüber zu spekulieren, was wir gegebenenfalls irgendwohin
schicken könnten.

Frage: Noch einmal zu der Frage der amerikanischen Anfrage an die
Bundesregierung: Halten Sie es angesichts der Bedeutung der USA für die
europäische und für die deutsche Situation für möglich, Frau Demmer, dass
die deutsche Seite diese Anfrage negativ bescheidet? Auf welchem Wege
beziehungsweise Level wird das beantwortet und geklärt?

SRS'in Demmer: Es bleibt bei dem, was ich schon gesagt habe. Die
Bundesregierung steht diesem Vorschlag der Vereinigten Staaten
zurückhaltend gegenüber und hat zunächst keinen Beitrag angeboten, weil der
Gesamtansatz unserer Politik gegenüber dem Iran eben deutlich vom
derzeitigen Ansatz der USA abweicht.

Zusatzfrage: Herr Burger, gestern gab es eine Entscheidung des
Oberverwaltungsgerichts Lüneburg in Bezug auf Asyl für Jesiden. Da wurden
Asylanträge eines Jesiden und einer Jesidin abgelehnt, weil es im 
Sindschar-Gebirge keine hinreichende Gefahr einer Massenverfolgung mehr gebe. Mich
würde interessieren, ob sich diese schon höherinstanzliche Entscheidung mit
den Lageberichten des Auswärtigen Amtes deckt oder ob es da eine Diskrepanz
gibt.

Burger: Zunächst einmal muss ich vorwegschicken: Das Urteil liegt uns nicht
vor. Insofern kann und will ich hier keine Bewertung des Urteils vornehmen.

Es ist auch grundsätzlich so, dass die Entscheidung über Asylanträge durch
die Zuständigen in den Behörden und gegebenenfalls eben durch Gerichte
erfolgt. Die Entscheidung über Asylanträge erfolgt auf Basis der
persönlichen Anhörung und der eingehenden Überprüfung von Dokumenten und
Beweismitteln für den Einzelfall. In diesem Zusammenhang unterstützt das
Auswärtige Amt die genannten Behörden und Gerichte auf dem Wege der
Amtshilfe mit Berichterstattung - grundsätzlich und im Einzelfall - über
Erkenntnisse zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in den betreffenden
Ländern. Diese Berichterstattung erfolgt unverzüglich und gegebenenfalls
auch unaufgefordert.

Was die Lage im Nordirak angeht, kann ich sagen, dass die Sicherheitslage
in den Hauptsiedlungsgebieten der Jesiden - insbesondere im Raum Sindschar -
 weiterhin prekär ist und ein Haupthinderungsgrund für eine breitere
Rückkehr von jesidischen Binnenvertriebenen ist. Seit dem kurdischen
Unabhängigkeitsreferendum im September 2017 stehen die Gebiete zwar formell
unter Kontrolle Bagdads, die zentralirakische Regierung kann jedoch nur
begrenzt für Sicherheit sorgen. Zahlreiche Milizen sind ebenso präsent wie
PKK-nahe Gruppen.

Hinzu kommt: Es gibt immer noch ca. 300 000 jesidische Binnenvertriebene,
von denen nach einer IOM-Umfrage 87 Prozent derzeit nicht in ihre Heimat
zurückkehren wollen. Neben der Sicherheitslage und zerstörter Infrastruktur
beziehungsweise fehlender Grundlage für den Lebensunterhalt spielen oft
auch schwere Traumata und großes Misstrauen gegenüber den arabischen
Nachbarn eine Rolle. Dazu muss aber auch gesagt werden: Die Situation
gerade der IDPs variiert je nachdem, wo sie sich aufhalten, sehr stark.
Insgesamt ist gerade, was die Situation der Jesiden im Nordirak angeht,
auch eine sehr differenzierte Betrachtung des genauen Orts und der genauen
persönlichen Umstände notwendig.

Zusatzfrage: Wenn jetzt immerhin schon ein Oberverwaltungsgericht geurteilt
hat und laut Presseberichten eben nicht auf die individuellen Asylanträge,
sondern auf die Lage vor Ort verwiesen hat, kann man dann davon ausgehen,
dass das Gericht vorher mit Ihnen Kontakt hatte?

Burger: Das kann ich Ihnen in diesem Einzelfall nicht beantworten. Ich
hatte ja gerade darzustellen versucht, wie die Zusammenarbeit grundsätzlich
funktioniert.

Frage: Kurze Nachfrage zum Thema Visa/Familiennachzug: Haben Sie da
eigentlich in Bezug auf Jesiden und den Nordirak eine Statistik darüber,
wie es aktuell aussieht?

Burger: Unsere Visastatistiken sind grundsätzlich nicht nach
Religionszugehörigkeit aufgeschlüsselt. Deswegen kann ich Ihnen darauf
keine spezifische Antwort geben.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesverteidigungsministerium vor dem
Hintergrund der Auflösung des INF-Vertrags: Gibt es darüber aktuell
Gespräche mit Russland? Hat sich da in den letzten Tagen noch etwas getan?

Plüskow: Nach meiner Kenntnis nicht, nein.

Zusatzfrage: Also keine Neuigkeiten?

Plüskow: Nein.

Frage: Auch noch zum Familiennachzug: Das UN-Flüchtlingskommissariat hat
heute gefordert, den Familiennachzug, der ja nur das Recht umfasst, die
Kernfamilie, also minderjährige Kinder, oder Eltern nachzuholen, auf
Geschwister auszuweiten und den Hinweis gegeben, dass das in Deutschland
besonders restriktiv gehandhabt werde. Andere EU-Länder lassen also
durchaus auch Geschwister nachholen. Da würde mich einfach - vielleicht vom
BMI oder vom Auswärtigen Amt, oder auch Sie, Frau Demmer, können etwas dazu
sagen - interessieren, warum Deutschland das so restriktiv handhabt. Wäre
zu bedenken, dass man das ausweitet?

Die andere Frage, weil morgen der Jahrestag sein wird, betrifft die seit
einem Jahr bestehende Kontingentregelung für Subsidiäre: Haben Sie
vielleicht aktuelle Zahlen darüber vorliegen, wie viele jetzt im ersten
Jahr über das Kontingent eingereist sind?

Ruwwe-Glösenkamp: Ich kann gerne anfangen, was den Familiennachzug zu
subsidiär Schutzberechtigten angeht. In der Tat wird sich morgen das
Inkrafttreten der entsprechenden Regelung im Aufenthaltsgesetz jähren. Aus
unserer Sicht, wenn man das erste Jahr bilanziert, kann man sagen, dass
sich die Regelungen für das Kontingent von 1000 Personen für
Familiennachzüge zu subsidiär Schutzberechtigten bewährt haben und
inzwischen auch wirklich reibungslos funktionieren. Sie wissen vielleicht,
dass das Bundesverwaltungsamt - das ist eine Besonderheit bei diesen Fällen
des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten - in allen von den
Ausländerbehörden übermittelten Fällen umgehend auf der Grundlage der durch
die Ausländerbehörden und Auslandsvertretungen ermittelten auslands- und
inlandsbezogenen Sachverhalte eine verbindliche Auswahlentscheidung anhand
der Kriterien, die vor einem Jahr im Aufenthaltsgesetz festgeschrieben
worden sind, trifft.

Die Anzahl der durch die Auslandsvertretungen über die Ausländerbehörden
dem BVA zugeleiteten Anträge überstieg in den vergangenen zwölf Monaten in
fünf Monaten knapp die Grenze von 1000 Anträgen. In den Monaten November
und Dezember 2018 konnten sämtliche Anträge durch das BVA Berücksichtigung
finden, da - Sie erinnern sich sicherlich noch - von August bis Dezember
2018 keine monatliche Kontingentgrenze von 1000 galt, sondern eine
Gesamtzahl von 5000 möglichen Auswahlentscheidungen bis Jahresende 2018.
Hintergrund war damals, dass das Verfahren erst anlaufen musste.

In den Monaten Februar, März und April dieses Jahres haben die übersandten
Anträge an das Bundesverwaltungsamt knapp das Kontingent von 1000
überstiegen. Diejenigen Anträge, die in diesen Monaten über diese
Kontingentgrenze von 1000 fielen, konnten dann in den Folgemonaten
berücksichtigt werden.

Insgesamt ist es so, dass das Bundesverwaltungsamt bislang allen Anträgen
auf Familiennachzügen zu subsidiär Schutzberechtigten innerhalb der letzten
zwölf Monate zustimmen konnte, sofern sie die Voraussetzungen nach 36a
Aufenthaltsgesetz erfüllt haben. Das waren aber nur ganz wenige Fälle -
einige wenige Dutzend -, in denen einfach Voraussetzungen dafür gefehlt
haben, dass das Bundesverwaltungsamt darüber entscheiden konnte, oder in
denen es gar nicht um Fälle des subsidiären Schutzes ging, sondern um
andere Fälle, also Fehlläufe an das Bundesverwaltungsamt.

Zusatzfrage: Wie viele waren es jetzt im ersten Jahr?

Ruwwe-Glösenkamp: In der Tat habe ich das vergessen. Gut, dass Sie
nachfragen! - Ich habe mir noch einmal die aktuellen Zahlen kommen lassen.
Das Bundesverwaltungsamt hat zum gestrigen Stichtag, den 30. Juli,
insgesamt 9990 Male dem Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten
zugestimmt. Das ist jetzt noch nicht der Monatswert für Juli; der heutige
Tag fehlt ja noch. Der Stichtag ist der 30. Juli.

Zusatzfrage: Könnten Sie noch etwas zum Nachzug von Geschwistern sagen?

Ruwwe-Glösenkamp: Das würde, glaube ich, eher das Auswärtige Amt betreffen.

Burger: Mir sind keine Überlegungen dazu bekannt, hier den rechtlichen
Rahmen in Deutschland zu verändern. Ich kenne, ehrlich gesagt, auch noch
nicht die Äußerungen, auf die Sie sich bezogen haben.

Frage : Zum Tötungsdelikt auf dem Frankfurter Hauptbahnhof, vielleicht an
das Innenministerium: Der mutmaßliche Täter war ja in der Schweiz zur
Fahndung ausgeschrieben. Wenn er an der deutschen Grenze kontrolliert
worden wäre, wäre er deswegen überhaupt aufgefallen?

Zum Zweiten: Ab wann wird denn jemand zur internationalen Fahndung
ausgeschrieben? Gibt es dafür Richtlinien?

Ruwwe-Glösenkamp: Ich weiß nicht, ob Sie gestern die Pressekonferenz bei
uns im Haus mit dem Bundesinnenminister, dem Präsidenten des BKA und dem
Präsidenten der Bundespolizei verfolgt haben. Dabei sind genau diese Fragen
auch erörtert worden. Letztlich ist es natürlich auch eine hypothetische
Frage, was wäre, wenn er kontrolliert worden wäre. Aber in der gestrigen
Pressekonferenz ist schon ausgeführt worden, dass es eben keinen
Fahndungsbestand im SIS für diese Person gab. Das heißt, wenn er an der
deutsch-schweizerischen Grenze kontrolliert worden wäre - Sie wissen, dass
es da anders als an der deutsch-österreichischen Grenze keine
Grenzkontrollen gibt -, dann wäre er dabei mangels Fahndungsbestand auch
nicht aufgefallen.

Ihre zweite Frage war, ab wann Personen im SIS und nicht nur national
ausgeschrieben werden. Eine Pflicht, eine nationale Fahndung auch im SIS II
einzustellen, besteht nur im individuellen Einzelfall, sofern die
Ausschreibungskategorien der SIS-Rechtsgrundlagen erfüllt sind.
Voraussetzung dafür ist, dass es sich um einen Tatvorwurf mit einer
schwereren Straftat handelt, die einen europäischen Haftbefehl begründen
oder ein Mindestmaß von vier Monaten Freiheitsstrafe - hypothetisch - bei
einer solchen Tat erreicht würde. Nur dann gibt es die Pflicht zur
Ausschreibung über die nationale Fahndung hinaus.

Frage: Wenn ich darf, noch eine Frage zu Hormus, weil die Situation für
mich selbst neu ist. Es soll heute in Bahrain eine Konferenz der Amerikaner
und der Briten geben, wo militärische Möglichkeiten beschlossen oder
Möglichkeiten dieser Mission beraten werden sollen. Zusätzlich sind andere
internationale Partner eingeladen. Ist Deutschland dabei? Können Sie dazu
etwas sagen?

Burger: Ich habe dazu keine Erkenntnisse. Wenn wir dazu Informationen
hätten, würde ich Ihnen das gerne nachreichen.

Frage : Ich würde die gleiche Frage natürlich auch an das BMVg richten.

Plüskow: Ich habe darüber auch keine Kenntnisse. Ich frage nach.

Frage: Zum Thema Grundrente eine Frage an Frau Demmer und die Vertreterin
des Arbeitsministeriums. Können Sie uns auf den neuesten Stand der
Informationen bringen, was die Gespräche zwischen Herrn Heil und Herrn
Braun zum Thema Grundrente angehen? Kommt man da voran? Gibt es
Fortschritte?

Jäger: Danke für die Frage. - Die Gespräche laufen derzeit noch. Es sind
konstruktive Gespräche, die, glaube ich, allen Seiten Anlass zur Hoffnung
geben, dass wir zeitnah zu einem Ergebnis kommen. Zu den Details der
Gespräche kann ich hier natürlich keine Stellung nehmen.

SRS'in Demmer: Die Grundrente ist und bleibt ein wichtiges Thema für beide
Koalitionspartner. Über die konkrete Ausgestaltung wird innerhalb der
Bundesregierung diskutiert.

Zusatzfrage: Trotzdem eine Nachfrage. Könnten Sie das Wort "zeitnah" etwas
konkretisieren?

Eine Detailfrage: Bleibt das Ministerium bei einer Grundrente ohne
Bedürftigkeitsprüfung?

Jäger: "Zeitnah" ist schwer zu definieren. Ich könnte auch sagen: in Bälde.
Ich kann es Ihnen nicht genau sagen. Die Gespräche laufen, und das wäre ein
ungehöriger Vorgriff.

Was unsere Positionierung angeht, hat Minister Heil mehrfach betont, dass
für uns die Bedürftigkeitsprüfung weder Tatbestand des Koalitionsvertrags
ist noch in irgendeiner Weise Eingang in das Gesetz finden wird. Was er
allerdings auch sagt, ist, dass es eine Kompromissbereitschaft auf beiden
Seiten geben muss, um das Projekt erfolgreich abschließen zu können.

Zusatzfrage: Anfang Juni war die Rede von einer Arbeitsgruppe, die
eingerichtet wurde. Können Sie uns diesbezüglich etwas zum Stand der Dinge
sagen?

Jäger: Eine Arbeitsgruppe gibt es im klassischen Sinne nicht.

Zusatzfrage: Zum Thema Grundrente?

Jäger: Nein.

SRS'in Demmer: Die Beteiligten sind genau zu diesem Thema im Gespräch.

Vorsitzende Wefers: Gibt es noch andere Fragen? Will denn niemand eine
Frage zu Russland stellen, damit für unsere Gäste wenigstens einmal das
Thema aufgerufen wird? - Herr Kollege!

Frage : Dann muss ich aber leider an ein Thema anknüpfen, das wir
eigentlich schon als abgeschlossen betrachtet haben.

Russland hat nach Gesprächen mit dem Iran angekündigt, gemeinsame
Seemanöver im Persischen Golf und gegebenenfalls auch in der Straße von
Hormus abzuhalten. Ich nehme an, dass das bei Ihnen auch aufgeschlagen ist.
Wie bewerten Sie das denn im Zuge der Sicherheitsarchitektur und der
Bemühungen, regionale Anrainer zusammenzubekommen?

Burger: Es tut mir leid. Bei mir ist es noch nicht aufgeschlagen. Wenn
unser Haus dazu etwas weiß, muss ich es Ihnen nachreichen.

Frage : Ich stelle auch noch eine Frage zu Russland. Es liegt ja schon ein
paar Tage zurück. Wie bewertet das Auswärtige Amt die Übergriffe auf
friedliche Demonstranten in Moskau?

Burger: Dazu hat die Regierungssprecherin am Montag hier schon vorgetragen.
Aus unserer Sicht ist es wichtig, dass die Versammlungs- und
Meinungsfreiheit sowie das Recht auf freie und faire Wahlen geschützt
werden. Nach unserem Kenntnisstand handelt es sich um friedliche Proteste
gegen die systematische Nichtregistrierung von Oppositionskandidaten.
Deshalb ist unser Aufruf und unsere Erwartung, dass die Inhaftierten
freigelassen werden.

In diesem Zusammenhang beobachten wir mit Sorge die Eröffnung von
Ermittlungen eines Strafverfahrens nach dem Straftatbestand unter dem
russischen Strafkodex der Organisation von Massenunruhen. Da drohen bis zu
15 Jahre Haft. Bei der Einleitung eines solchen Strafverfahrens und bei den
bisher 61 verhängten Arreststrafen gegen Vertreter der Opposition stellt
sich für uns die Frage der Verhältnismäßigkeit. Es ist wichtig, dass die in
den internationalen Konventionen garantierten Bürgerrechte der Betroffenen
gewahrt werden.

Zusatzfrage : Haben Sie in diesem Zusammenhang in Erwägung gezogen, den
russischen Botschafter einzubestellen?

Burger: Einen solchen Termin habe ich Ihnen heute nicht anzukündigen. Wir
stehen mit der russischen Regierung aber auf verschiedenen Ebenen und auf
verschiedenen Kanälen im Gespräch.

Frage: Frau Demmer, gibt es irgendwelche Signale oder Andeutungen, dass es
dazu kommen kann, dass Herr Nawalny angesichts seines unklaren
Gesundheitszustands nach einem Krankenhausaufenthalt in Russland zur
Behandlung nach Deutschland kommt?

SRS'in Demmer: Wir haben die erneute Inhaftierung und Verurteilung von
Herrn Nawalny, der sich für die uneingeschränkte Teilnahme von
Oppositionskräften an den Kommunalwahlen eingesetzt hatte, natürlich auch
mit Sorge verfolgt. Die Bundesregierung ist insbesondere aufgrund der
Medienberichte über die Verschlechterung des Gesundheitszustands besorgt.
Angesichts der zeitlichen Nähe zur Inhaftierung sind Transparenz und
Aufklärung von russischer Seite in diesem Fall von großer Bedeutung. Ich
habe aber keine eigenen Erkenntnisse zu diesem Fall.

Frage: Ich würde ganz gerne auf das Thema Wald zu sprechen kommen. Eine
Frage an das Agrarministerium. Es gibt die Idee eines großen
Aufforstungsprogramms mit Geldern aus dem Klimafonds. Die Ministerin ist in
dieser Woche in Sachen Wald unterwegs. Könnten Sie uns konkret auf den
Stand der Dinge bringen, was das Aufforstungsprogramm angeht? Ist das schon
konkret?

Bürgelt: In der Tat steht diese Woche für uns im Zeichen des Waldes. Die
Ministerin ist bei verschiedenen Terminen unterwegs, unter anderem wird sie
morgen die Moritzburger Erklärung zum Schutz des Waldes annehmen. Dazu
werden sich einige Minister in Moritzburg/Sachsen konkret austauschen.

Zum Thema Aufforstungsprogramm kann ich Ihnen hier an dieser Stelle nicht
mehr sagen als das, was schon gesagt worden ist. Klar ist die Forderung,
dass wir mehrere Millionen Bäume aufforsten müssen. Dazu sind wir in
Gesprächen. Konkreteres kann ich Ihnen dazu gerade nicht sagen.

Frage : Stichwort Schengen. Ich weiß nicht, ob BMI oder AA der richtige
Ansprechpartner ist. Großbritannien ist ohnehin nicht Teil des
Schengengebiets, hat aber Zugriff auf das Schengener Informationssystem. Es
gab in den vergangenen Tagen Meldungen, dass die Briten sozusagen Kopien
von Datensätzen des SIS illegal an Firmen in den USA weitergegeben hätten.
Ist Ihnen das bekannt? Ist das etwas, was Sie ernst nehmen? Können Sie
überhaupt dazu etwas sagen?

Ruwwe-Glösenkamp: Ich kann dazu nichts sagen. Ich muss gestehen, dass mir
diese Meldung im Moment auch nicht bekannt ist. Ich schaue mir das gerne
noch einmal an. Sollten wir dazu Erkenntnisse haben, liefere ich das gerne
nach.

Mittwoch, 31. Juli 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 31. Juli 2019
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AGRAR/072: Task Force zur Rettung der Wälder nötig


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. August 2019

BUSEN: Task Force zur Rettung der Wälder nötig



Zum Waldgipfel der Union erklärt der forstpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Karlheinz Busen:

"Zur Rettung der Wälder müssen alle Beteiligten dringend an einen
Tisch geholt werden. Es ist höchste Zeit, dass
Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner das Waldsterben ernst nimmt.
Ein Waldgipfel der Union und die Forderung nach Haushaltsmitteln von
über einer Milliarde Euro werden allerdings nicht ausreichen. Die
FDP-Fraktion fordert daher eine echte Task Force zur Rettung der
Wälder. Ziel ist die Entstehung von robusten Wälder, die dem
Klimawandel trotzen. Dafür ist es nötig, auch gentechnisch veränderte
oder nicht in Deutschland heimische Baumarten anzupflanzen. Unsere
Waldflächen müssen zudem naturnahe und nachhaltig bewirtschaftet
werden. Der Schutz der Wälder muss höchste Priorität haben, denn sie
sind für Klima und Wirtschaft essentiell."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/4775: Verhältnismäßigkeit muss bei DNA-Analysen gewahrt bleiben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. August 2019

THOMAE: Verhältnismäßigkeit muss bei DNA-Analysen gewahrt
bleiben



Zum Gesetzentwurf zur Erweiterung der DNA-Fahndung erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Auch wenn die DNA-Analyse grundsätzlich ein geeignetes Mittel zur
Aufklärung von Straftaten ist, stellt sie stets einen erheblichen
Eingriff in die informationelle Selbstbestimmung dar. Deshalb wurde
ihr Anwendungsbereich zurecht auf den persönlichkeitsneutralen
Bereich beschränkt. Dies geschah auch, um dem sogenannten Racial
Profiling vorzubeugen. Die Bundesjustizministerin muss erklären, wie
sie diese Gefahr bannen will. Die FDP-Fraktion fordert, dass zuerst
kritisch geprüft wird, ob eine Analyse weiterer DNA-Merkmale
überhaupt sinnvoll ist. So können bereits gefärbte oder ergraute
Haare den Ermittlungserfolg bei analysegestützter Fahndung gefährden.
Zudem müsste klar definiert sein, bei welchen Straftaten die
DNA-Analyse zur Anwendung kommen soll. In einem Rechtsstaat muss bei
jedem staatlichen Eingriff sichergestellt sein, dass die
Verhältnismäßigkeit gewahrt bleibt."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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HAMBURG/4828: Schulen brauchen mehr Stellen - und bessere Arbeitsbedingungen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 1. August 2019

 Schulen brauchen mehr Stellen - und bessere Arbeitsbedingungen



986 neue Lehrkräfte will Senator Ties Rabe zum neuen Schuljahr
einstellen. "Es ist richtig, dem akuten Mangel an qualifiziertem
Lehrpersonal entgegenzuwirken", erklärt die schulpolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Sabine
Boeddinghaus. "Denn schon heute kann über alle Schulen hinweg der
tatsächliche Bedarf nicht gedeckt werden." Das zeige sich in einer
enormen Quote an Lehraufträgen (vgl. Drs. 21/16902, Anlage 3) und
zeitlich befristeten Verträgen (vgl. Drs. 21/17333, Anlage 1), so die
Abgeordnete. "Neben der Aufstockung der Stellen muss aber auch die
Situation in den Schulen deutlich verbessert werden, um diesen enorm
herausfordernden Beruf attraktiver zu machen. Dazu gehört, endlich die
Besoldung aller Lehrer_innen anzugleichen!"

Boeddinghaus erinnert daran, dass Hamburg als einziges Bundesland ein
sehr restriktives Arbeitszeitmodell hat: "Das wird den vielfältigen
Aufgaben schon längst nicht mehr gerecht. Die Folgen sind ständige
Selbstausbeutung und hohe Krankheitsraten mit entsprechendem
Unterrichtsausfall." Immer mehr Lehrkräfte entschieden sich präventiv,
in Teilzeit zu arbeiten, wie die hohen Zahlen an vielen Schulen
eindrücklich belegen (vgl. Drs. 21/17333, Anlage 1). "Das ist
wahrlich kein Aushängeschild für das Hamburger Schulsystem", so
Boeddinghaus. "Der Senator hätte die einmalige Chance, zum letzten
Schuljahresbeginn seiner Amtszeit aus seinen zahlreichen Baustellen
wahre Tempel der Bildung entstehen zu lassen, so wie es Olaf Scholz
einmal versprochen hatte!"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 1. August 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5201: Verbindliches Tierschutzlabel ist überfällig (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
17.07.2019

Verbindliches Tierschutzlabel ist überfällig

Klinkel: "Klöckner muss rasch liefern"



Anlässlich der aktuellen Debatte um die Einführung eines
Tierschutzlabels erklärt die tierschutzpolitische Sprecherin der
SPD-Fraktion, Nina Klinkel:

"Der jüngst von Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner vorgelegte
Entwurf für ein freiwilliges Tierschutzlabel ist abzulehnen, die
Bundesministerin muss nun rasch einen neuen Vorschlag auf den Tisch
legen. Für uns als SPD-Landtagsfraktion ist klar: Wir brauchen in
Deutschland eine Kennzeichnung, die verbindlich und aussagekräftig
ist. Nur durch klare Vorschriften kann die Tierhaltung verbessert und
für Verbraucherinnen und Verbraucher Klarheit geschaffen werden.
Mittelfristig geht es darum, die Strukturen der Agrarindustrie zu
verändern. Folgende Prinzipien müssen dabei gelten: Vernünftige
Haltung fördern statt Massenproduktion subventionieren, eine
Schweinehaltungsverordnung mit Übergangszeit einführen, die Qual von
Tieren per Gesetz verbieten. Es muss schlicht gelten: Mehr Platz im
Stall, weniger Stress auf dem Weg zum Schlachthof."

Klinkel betont: "Mit einem freiwilligen Aufkleber im Supermarkt, wie
von Klöckner vorgeschlagen, kommen wir nicht weiter. Ihre Pläne sind
ein Etikettenschwindel. Sie sagt, dass Mastschweine in der ersten
Stufe 20 Prozent mehr Platz erhalten sollen. Fakt ist: Bei einem
Schwein mit bis zu 110 Kilogramm Gewicht sind 0,9 Quadratmeter mehr
Raum nicht ausreichend; das Extra wäre kleiner als die Matratze eines
Babybettes. Für andere Nutztiere wie Geflügel, Rinder und Schafe sind
noch gar keine konkreten Vorgaben bekannt. Dabei werden in
Rheinland-Pfalz gar nicht vorrangig Schweine gehalten: Schweine machen
gerade einmal 31 Prozent aus, 66,4 Prozent der Betriebe haben Rinder."

Weiter sagt Klinkel: "Mit den geplanten Regelungen wird sich auch für
Landwirte wenig ändern. Sie werden weiterhin ins Preisdumping
geschickt. Denn Bauern können und müssen weiterhin mit dem einfachsten
Argument bei Kunden punkten - mit dem billigen Preis. Schweinezüchter,
die die Lebensbedingungen für ihre Tiere verbessern wollen, werden aus
wirtschaftlichen Gründen abgehalten. Dies wird auch nicht den vielen
Bauern gerecht, die eine tiergerechte Haltung umsetzen wollen.
Klöckners bisheriger Vorschlag ist ein Alibi-Vorschlag, der weder
Landwirten Planungssicherheit gibt, noch den Willen der Verbraucher
nach mehr Tierwohl gerecht wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Juli 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5200: Bürgermeister sprechen sich für Erhalt der Straßenausbaubeiträge aus (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
26.07.2019

Bürgermeister im Rhein-Pfalz-Kreis sprechen sich für Erhalt der
Ausbaubeiträge aus

Haller: "CDU-Fraktion hat sich verrannt"



Zur aktuellen Berichterstattung über die Finanzierung von
Gemeindestraßen im Rhein-Pfalz-Kreis erklärt der Parlamentarische
Geschäftsführer der SPD-Landtagsfraktion und örtliche SPD-Abgeordnete,
Martin Haller:

"Die CDU-Fraktion sollte endlich anerkennen, dass sie sich beim Thema
Straßenausbaubeiträge verrannt hat. Dort, wo wie im Rhein-Pfalz-Kreis
überwiegend wiederkehrende Beiträge erhoben werden, finden sie die
Zustimmung der kommunalen Familie sowie der Bürgerinnen und Bürger.
Wie die RHEINPFALZ berichtet, stoßen die Baldauf-Vorschläge zur
Abschaffung der Ausbaubeiträge auch im Heimat-Wahlkreis des
CDU-Fraktionsvorsitzenden auf Unverständnis: Die Bürgermeister im
Rhein-Pfalz-Kreis haben sich geschlossen und parteiübergreifend für
den Erhalt der Straßenausbaubeiträge ausgesprochen. Das bestehende
System zur Finanzierung von Gemeindestraßen sei transparent, gerecht
und solidarisch geregelt und lasse den Kommunen den notwendigen
Gestaltungsspielraum. Beim örtlichen CDU-Abgeordneten Baldauf scheinen
die Bürgermeister mit ihren Argumenten aus der kommunalen Praxis
bisher allerdings auf taube Ohren zu stoßen.

Bereits im Juni hatte sich der Innenausschuss des Landtags in einer
Anhörung mit der Finanzierung von Gemeindestraßen beschäftigt. Die
Mehrzahl der Anzuhörenden hatte sich darin im Grundsatz für die
Beibehaltung des bestehenden Finanzierungssystems ausgesprochen,
darunter auch die Vertreter des Gemeinde- und Städtebunds. Nicht
nachvollziehbar ist vor diesem Hintergrund, dass die CDU-Fraktion
weiter an einer Abschaffung des Beitragssystems festhält und die
Allgemeinheit durch ein steuerfinanziertes Modell belasten möchte. Zu
diesem Schluss kann nur kommen, wer Politik mit dem Finger in der Luft
und nicht auf Basis von Fakten macht."

 * 
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BILDUNG/1521: Ein BAföG, von dem man wohnen, leben und lernen kann


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 31. Juli 2019

Arbeitsgruppen:

Ein BAföG, von dem man wohnen, leben und lernen kann



Oliver Kaczmarek, bildungs- und forschungspolitischer Sprecher:

Am Donnerstag tritt die Bafög-Reform in Kraft. Neu ist: Jeweils zu
Beginn des Schuljahres beziehungsweise des Wintersemesters werden die
Bedarfssätze erhöht. Der Wohnzuschlag für BAföG-Geförderte, die nicht
bei den Eltern wohnen, wird um 30 Prozent angehoben, von derzeit 250
Euro auf 325 Euro. Außerdem treten viele weitere
Leistungsverbesserungen zur Kindererziehung, Krankversicherung oder
Verschuldungsängsten in Kraft, auf die die SPD-Bundestagsfraktion als
BAföG-Partei stolz ist.

"Wir sorgen dafür, dass wieder mehr Menschen Bafög erhalten werden,
indem wir die Einkommensfreigrenzen erhöhen. Außerdem verbessern wir
die BAföG-Leistungen, denn ein Studium oder eine Ausbildung darf nicht
vom Geldbeutel der Eltern abhängen. Das BAföG ist wieder eine echte
Alternative zum Nebenjob und ermöglicht es den Geförderten, sich voll
auf ihre Ausbildung zu konzentrieren. Die SPD-Bundestagsfraktion wirbt
bei Schülerinnen, Schülern und Studierenden dafür, einen BAföG-Antrag
zu stellen.

Ab dem Wintersemester 2019/20 verbessern sich die Leistungen des BAföG
deutlich. Insgesamt steigt der Förderhöchstsatz beim BAföG von 735
Euro auf 861 Euro monatlich. Davon werden zukünftig mehr Studierende,
Schülerinnen und Schüler profitieren. Das ist ein wichtiger Beitrag
zur Chancengleichheit im Bildungswesen, den die SPD-Bundestagsfraktion
in der Koalition durchsetzen konnte. Deshalb investieren wir deutlich
mehr als eine Milliarde Euro, wie im Koalitionsvertrag vereinbart,
nämlich bis 2021 insgesamt 1,3 Milliarden Euro."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3071: Der vergessene Massenmord - Die Vernichtung der Sinti und Roma


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 1. August 2019

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Der vergessene Massenmord: Die Vernichtung der Sinti und Roma



Gabriela Heinrich, stellvertretende menschenrechtspolitische
Sprecherin:

Die SPD-Bundestagsfraktion erinnert anlässlich des europäischen
Holocaust-Gedenktages für die Roma und Sinti an die Ermordung
hunderttausender Menschen in der Zeit des Nationalsozialismus. Am
2. August 1944 wurden in Auschwitz 2.900 Roma und Sinti von der SS
ermordet - vorwiegend Kinder, Mütter und Ältere. Gedenken und
Aufklären lautet die Devise, um gegen das Vergessen des Mordes an
Hunderttausenden Sinti und Roma durch die Nationalsozialisten
anzukämpfen.

"Viele Menschen sind sich nicht bewusst, dass bis zu 500.000 Sinti und
Roma dem Holocaust zum Opfer gefallen sind. Im Jahr 2011 wurde der
2. August als Roma-Holocaust-Gedenktag festgelegt. 67 Jahre zuvor - am
2. August 1944 - wurden 2.900 Sinti und Roma im Konzentrationslager
Auschwitz-Birkenau ermordet.

2012 wurde in direkter Nähe zum Reichstag das Denkmal für die im
Nationalsozialismus ermordeten Sinti und Roma eröffnet, das viele
Menschen zum ersten Mal mit diesem Aspekt deutscher Geschichte
konfrontiert und zugleich berührt. Das Denkmal wurde, wie erst wieder
jüngst geschehen, bereits mehrfach angegriffen und beschädigt.

Dies unterstreicht, dass über das Schicksal der verfolgten und
ermordeten Sinti und Roma, die Geschichte ihrer Diskriminierung aber
auch über ihre Kultur mehr informiert werden muss - auch in
Schulbüchern. Sinti und Roma wurden in Deutschland auch nach dem Krieg
viele Jahre diskriminiert und ihre Verfolgung während des
Nationalsozialismus wurde lange Zeit nicht anerkannt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2777: Deutsche Bahn muss barrierefreies Reisen gewährleisten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 1. August 2019

Deutsche Bahn muss barrierefreies Reisen gewährleisten



Angelika Glöckner, Beauftragte für die Belange für Menschen mit
Behinderungen:

Bahnreisen für Menschen mit Behinderung ist in vielen Fällen eine
Herausforderung. Es fehlt häufig an Rolltreppen oder Aufzügen sowie
behindertengerechten Toiletten in den Zügen. Im Koalitionsvertrag ist
das Ziel barrierefreier Mobilität vereinbart. Die
SPD-Bundestagsfraktion fordert die Deutsche Bahn auf, barrierefreies
Bahnreisen für alle möglich zu machen.

"Rollstuhlfahrerinnen und Rollstuhlfahrer müssen sich vor Reiseantritt
mit hohem bürokratischem Aufwand bei der Deutschen Bahn anmelden,
damit ein barrierefreier Ein- und Ausstieg gewährleistet werden kann.
All das macht es schwer bis unmöglich, dass sich
mobilitätseingeschränkte Menschen selbständig auf Bahnhöfen und in
Zügen bewegen können.

Nur wenn mobilitätseingeschränkte Menschen problemlos die Bahn nutzen
können, kommen wir unserem Ziel der Inklusion von Menschen mit
Behinderung einen wichtigen Schritt näher, zu dem wir uns in der
UN-Behindertenrechtskonvention verpflichtet haben. Die
SPD-Bundestagsfraktion fordert die Bahn auf, mehr zu tun, um
bestehende Hürden abzubauen.

Im Koalitionsvertrag ist das Ziel barrierefreie Mobilität vereinbart
worden. Nun geht es um die praxisnahe Umsetzung. Verkehrsminister
Scheuer muss tätig werden. Von der Deutschen Bahn fordern wir einen
entsprechenden Aktionsplan."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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ASYL/1403: Ein Jahr Gesetz zum Familiennachzug - UNHCR will Ausweitung auf Geschwister (UNHCR)


UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees

Pressemitteilung vom 31. Juli 2019

Ein Jahr Gesetz zum Familiennachzug: UNHCR will Ausweitung auf
Geschwister

"Es ist nicht nachvollziehbar, dass minderjährige Flüchtlinge zwar ihre
Eltern nachholen können, nicht aber ihre minderjährigen Geschwister. Damit
wird ein Recht zur Farce", sagte Dominik Bartsch, Repräsentant von UNHCR in
Deutschland



Ein Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Familienzusammenführung von
subsidiär Schutzberechtigten hat sich UNHCR, der Hohe Flüchtlingskommissar
der Vereinten Nationen, für eine sinnvollere Regelung des Familiennachzugs
ausgesprochen. "Es gibt in allen Kulturen kaum einen wichtigeren Wert als
die Familie", sagte
UNHCR-Repräsentant Dominik Bartsch am Mittwoch in Berlin. "Deshalb ist es
nicht nachvollziehbar, dass minderjährige Flüchtlinge zwar ihre Eltern
nachholen können, nicht aber ihre minderjährigen Geschwister. Damit wird
ein Recht zur Farce."

Bartsch forderte eine Erweiterung des Begriffes der Kernfamilie. "Kleine
Geschwister gehören dazu. Keine Mutter und kein Vater würde das bestreiten,
egal ob Deutsche oder Syrer. Und auch wenn eine Tochter während des
Verfahrens 18 wird, ist sie damit noch nicht eine eigene Familie. Auch für
sie muss es eine Möglichkeit geben, bei ihrer Familie zu bleiben."

Während Flüchtlinge generell das Recht auf Familienzusammenführung mit
ihren Eltern oder Kindern haben, gilt das für sogenannte subsidiär
Geschützte, was zum Beispiel viele Flüchtlinge aus Syrien betrifft, erst
wieder seit dem Gesetz vom 1. August 2018 im Rahmen eines monatlichen
Kontingents von 1 000 Plätzen. Die Möglichkeit zum Familiennachzug gilt
aber bei beiden Gruppen nicht für die minderjährigen Geschwister.
"Natürlich lässt kein Vater und keine Mutter die kleinen Kinder in Damaskus
oder Aleppo zurück, um zum Sohn oder zur Tochter nach Deutschland zu gehen.
Damit wird dieser Teil des Gesetzes zu einer reinen Fassade."

Hinzu komme, dass der Familiennachzug sehr bürokratisch gestaltet worden
sei: "Der Prozess der Erteilung der Visa ist leider sehr kompliziert,
langwierig und stellt Bedingungen, die an den Realitäten oft vorbeigehen."
Bartsch forderte die Bundesregierung auf, das Gesetz zu novellieren, es
familienfreundlicher zu gestalten und effizienter zu machen - für die
Antragsteller wie für die Verwaltung.

 * 
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MENSCHENRECHTE/359: Gedenktag Genozid an den Sinti und Roma am 2. August (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 1. August 2019

Gedenktag Genozid an den Sinti und Roma am 2. August - 

Gegen Hetze und Diskriminierung, für Respekt und den Schutz vor Verfolgung



Berlin. Anlässlich des Europäischen Tags des Gedenkens an den Genozid an
den Sinti und Roma (2. August) erklärt das Deutsche Institut für
Menschenrechte:

"Heute vor 75 Jahren ermordeten die Nationalsozialisten und ihre Helfer
die im Lagerabschnitt B II e von Auschwitz-Birkenau verbliebenen etwa
4.000 Sinti und Roma in den Gaskammern. Auf der Grundlage der
nationalsozialistischen Rassenideologie wurden Sinti und Roma mit Beginn
der NS-Herrschaft schrittweise entrechtet, ihrer Lebensgrundlagen beraubt
und schließlich in Vernichtungslager deportiert oder in
Massenerschießungen ermordet . Insgesamt fielen in Europa mehrere
Hunderttausend Menschen dem Porajmos, dem Genozid an den Sinti und Roma,
zum Opfer.

Die volle Anerkennung dieses rassistischen Menschheitsverbrechens mussten
Sinti und Roma im Nachkriegsdeutschland über Jahrzehnte mühsam
erkämpfen. Die Verleugnung der rassistischen Verfolgung ging mit der
Fortsetzung staatlicher und nichtstaatlicher Diskriminierung von Sinti und
Roma einher - wie etwa der Reproduktion rassistischer Stereotype in der
Gesellschaft und der stigmatisierenden polizeilichen Erfassung.

Bis heute erleben Sinti und Roma alltäglich Diskriminierung. Das Gedenken
an die Opfer der grausamen nationalsozialistischen Verfolgung muss
verbunden sein mit dem Einsatz für die gleichen Rechte und dem Schutz vor
Verfolgung, Hetze und Diskriminierung."

 * 
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KRIEG/1746: Bundesrepublik Deutschland - Kriegsbeteiligung aber wie ... (SB)




Sicher, die Gefahren eines solchen Einsatzes wären beträchtlich:
Schlimmstenfalls könnte Europa und damit die Bundeswehr in einen
militärischen Konflikt mit Iran hineingezogen werden. (...) Trotzdem
wäre es ein Fehler, wenn Deutschland sich ein weiteres Mal hinter der
Kultur der militärischen Zurückhaltung verschanzen würde. Mehr als ein
Vierteljahrhundert nach dem ersten bewaffneten Einsatz der Bundeswehr
kann Deutschland sich nicht mehr aus der Verantwortung stehlen. (...)
Worauf wartet Berlin noch? Wann, wenn nicht jetzt?

Christiane Hoffmann (Stellvertretende Chefredakteurin beim Spiegel) [1]

Wenn allerorts die Messer gewetzt werden, will auch Deutschland nicht
zurückstehen, obgleich längst noch nicht ausgemacht ist, wer am Ende
das Schlachtopfer abgeben muß. Als habe man aus zwei Weltkriegen nicht
gelernt, daß auch der dritte und womöglich letzte zuallererst in
Mitteleuropa ausgetragen würde, sofern der Griff nach dem Lebensraum
im Osten nicht unwiderruflich auf den Müllhaufen der Geschichte
geworfen wird, ist das bellizistische Kalkül abermals in aller Munde.
Der Diskurs, um es einmal zeitgenössisch vernebelnd auszudrücken,
kreist nicht etwa um die Frage, auf welche Weise der Krieg verhindert
werden könnte, sondern vielmehr um die Erwägung, wann und mit wem man
am günstigsten losschlagen sollte. Wer traut sich heute noch, dem
Auslandseinsatz der Bundeswehr eine uneingeschränkte Absage zu
erteilen? Daß der hiesige Lebensstandard am seidenen Faden
ungehinderter Ausbeutung ferner Ressourcen und Menschenvernutzung
hängt, was seine Unterfütterung mit Waffengewalt zum unangefochtenen
Selbstgänger macht, wird in allen erdenklichen Nuancen verklausuliert,
bis auch der letzte Einwand verstummt.

Was die sogenannte Weltlage beim Blick durch die deutsche Brille so
ungemütlich macht, ist nicht etwa der Umstand, daß Menschen massenhaft
verdursten und verhungern, verelenden und dahinsiechen, beim
Fluchtversuch in der Wüste zugrunde gehen oder im Meer ertrinken. Als
bedenkliche Schieflage wird vielmehr wahrgenommen, daß der Pakt der
Räuber viel schneller brüchig und der Drang nach der letzten Schlacht
viel früher auf die Tagesordnung gesetzt wurde, als es der
Bundesrepublik gelungen ist, bestmöglich aufgestellt in vorderster
Front zu marschieren. Noch vor wenigen Jahren schien für die deutschen
Eliten aus Politik und Wirtschaft alles nach Plan zu laufen. Die von
ihrer Schöpfung an zwiespältige Konfiguration der Bundesrepublik aus
eigener Stärke und entlehnter Übermacht des westlichen Bündnisses
beflügelte ihren Aufstieg zur europäischen Führungsnation. Dank
gesteigerter Produktivkraft, des größten Niedriglohnsektors eines
Industrielandes und einer Friedhofsruhe an der Arbeits- und
Elendsfront war das Haus des Exportweltmeisters wohlbestellt, der die
Hungerleiderstaaten innerhalb der EU niederkonkurrierte und zugleich
das Projekt EU-europäischer Konsolidierung und Militarisierung
vorantrieb.

Auch in globalen Dimensionen lag der strategische Langzeitplan längst
in der Schublade: Einkreisung Rußlands und Chinas, deren letztendliche
Unterwerfung, bis nur noch die USA und Europa übrigblieben, um sich
die Beute zu teilen oder übereinander herzufallen. Zentrale Elemente
dieses Entwurfs waren eine wohlabgewogene Schrittfolge und ein
angemessenes Timing, wie es noch in den deutschen Strategiepapieren
"Neue Macht. Neue Verantwortung" (2013) und "Weißbuch zur
Sicherheitspolitik und zur Zukunft der Bundeswehr" (2016)
ausformuliert wurde. Die USA würden sich Zug um Zug aus dem Nahen und
Mittleren Osten zurückziehen, um sich auf den pazifischen Raum und
China zu konzentrieren. Die entstehende Lücke an der auf Rußland
abzielenden Front könnte eine entsprechend motivierte und aufgerüstete
Bundesrepublik nahtlos füllen, die damit auch über Europa hinaus in
eine Führungsrolle hineinwachsen würde.

Daß dieses ambitionierte Vorhaben unter wachsenden Unwuchten heftig
ins Schlingern geraten ist, hängt insbesondere damit zusammen, daß die
globale Verwertungskrise des Kapitals, der wachsende Mangel an
Ressourcen und der einsetzende Klimawandel die vorherrschende
Wirtschaftsweise sehr viel schneller und tiefgreifender erschüttern,
als dies von den Planungsstäben deutscher Vorherrschaft in Rechnung
gestellt wurde. Die Devise, die EU im Inneren auszubeuten, aber
zugleich als Block zusammenzuschweißen, der nach außen hin im Konzert
der Großmächte mitspielen kann, ist an seinen inneren Widersprüchen
nahezu gescheitert. Zugleich erhöhen die USA nicht nur weltweit massiv
den Druck, um ihren schwindenden Einfluß zu kompensieren und dem
Erstarken Chinas zuvorzukommen, sondern setzen mit ihrer Forderung
nach Umverteilung der Lasten auch die NATO einer Zerreißprobe aus.

Angesichts multipler Krisen, deren Bewältigung nur in internationaler
Zusammenarbeit und unter grundlegender Umwälzung der
Produktionsverhältnisse etwa in Gestalt eines ökosozialistischen
Entwurfs zumindest denkbar erschiene, dröhnt der Marschtritt in die
entgegengesetzte Richtung immer lauter durch die Welt. Nicht die
Lösung der Krisen gilt als Ultima ratio, sondern aus ihnen als Sieger
hervorzugehen. Daraus resultiert die Regression auf ausschließliche
nationale Stärke, die man unter dem Dach der Bündnisse und dem
Vorbehalt internationaler Abkommen nicht länger gesichert wähnt. Das
ist fatal für das deutsche Großmachtstreben, das den vorerst noch
benötigten Schirm der EU und der NATO bröckeln sieht, bevor die eigene
Aufrüstung mit der hiesigen Wirtschaftsmacht gleichgezogen hat, die
wiederum ohne entsprechende Waffengewalt ein Riese auf tönernen Füßen
bliebe, wie der Handelskrieg mit den USA unterstreicht.

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung, die den deutschen Vormarsch
auf leisen Sohlen und in begehbaren Etappen zu konterkarieren droht,
gleicht die Frage möglicher Kriegsbeteiligung im persischen Golf einem
Eiertanz zwischen Flucht nach vorn und gezügelter Aggression, um nur
ja nicht als Bauernopfer vorzupreschen. Weder will man fehlen, wenn
die Räuber die Beute teilen, noch sich zu weit aus dem Fenster hängen
und in einem verlustreichen und kostspieligen Waffengang ausbluten. So
gleicht denn die parteipolitische und mediale Scheinkontroverse einer
Schmierenkommödie mit verteilten Rollen, in der Falken und Tauben auf
ein und derselben Stange aufgeregt flatternd über den günstigsten
Abflug streiten.

"Wann, wenn nicht jetzt?" hetzt wie eingangs zitiert der Spiegel, und
F.A.Z.-Redakteur Rainer Hermann stellt unmißverständlich klar:
"Amerika und Europa können die Golfregion aus eigenem Interesse nicht
anderen Akteuren überlassen, weder einer anderen externen Macht, etwa
Russland, noch weniger der Islamischen Republik Iran, denn eine Pax
Iranica würde die heutige Ordnung einer Region gefährden, in der die
Hälfte der bekannten Ölvorkommen liegen." Wolfgang Ischinger, Leiter
der Münchner Sicherheitskonferenz, fordert Deutschland auf, "die
Reservebank" zu verlassen" und sich an einer europäischen
Schutzmission am Golf zu beteiligen: "Kaum ein Land hängt von der
Freiheit der internationalen Schifffahrt so stark ab wie der
Exportweltmeister Deutschland." Auch der CDU-Außenpolitiker Norbert
Röttgen will Teheran eine Lektion erteilen: "Das Verhalten des Irans
verlangt eine europäische Antwort." Der Iran habe die freie Schiffahrt
angegriffen, die "Grundlage des freien Handels, des Exports und damit
unseres Wohlstands". [2]

Angesichts der verworrenen Gemengelage im Westen herrscht allerdings
Unklarheit darüber, an wessen Seite man den Iranern mit Kriegsschiffen
drohen will. Wenngleich von einer europäischen Mission die Rede ist,
sind vor allem die Führungsmächte Frankreich, Deutschland und
Großbritannien mit im Boot, wobei die Briten unter ihrer neuen
Regierung zu den Amerikanern umschwenken. Röttgen sieht darin kein
Hindernis: "Die Gründe für eine eigene europäische Mission am Golf
bleiben bestehen, auch wenn sich Großbritannien für eine Mission mit
den USA entscheiden sollte." Außenminister Heiko Maas hat eine
Forderung der US-Regierung um Unterstützung bei der Sicherung des
Schiffsverkehrs durch die Meerenge von Hormus abgeschlagen. Die
Bundesregierung halte die US-Strategie des "maximalen Drucks" auf den
Iran für falsch, wünsche keine militärische Eskalation und setze
weiterhin auf Diplomatie. Und der außenpolitische Sprecher der
SPD-Fraktion, Nils Schmid, warnt vor der Gefahr, in einen
militärischen Konflikt hineingezogen zu werden. "Jetzt ist nicht der
Moment, über Militäreinsätze zu spekulieren - jetzt ist Diplomatie und
Deeskalation gefordert."

Nimmt man die Sozialdemokraten beim Wort, ist von einer
grundsätzlichen Ablehnung einer Kriegsdrohung keine Rede, man hält nur
den Zeitpunkt einer Eskalation für ungünstig. Während die Große
Koalition also nach außen hin ein disparates Bild abgibt, nutzen die
Grünen mit einem aberwitzigen Spagat die Gunst der Stunde. So erklärt
ihr außenpolitischer Sprecher Omid Nouripour, "eine besonnene Reaktion
auf die iranische Provokation" sei notwendig, um eine
iranisch-amerikanische Überreaktion zu verhindern. Angesichts der
Spannungen in der Region könne ein Einsatz der Bundeswehr zur
"Deeskalation beitragen". Und die europapolitische Sprecherin
Franziska Brantner erklärt, daß ein Militäreinsatz mit deutscher
Beteiligung unter dem Dach der EU stattfinden müßte. "Eine Koalition
der Willigen unter de facto amerikanischer Führung wäre rechtlich und
politisch schwierig, ihre deeskalierende Wirkung fraglich." [3]

Als hätten die Kriege in Afghanistan, im Irak, in Libyen und Syrien
mit ihren katastrophalen Folgen für diese Länder und weit darüber
hinaus nie stattgefunden, bringen die Grünen abermals ihr Konstrukt
einer gerechtfertigten und notwendigen militärischen Intervention in
Stellung: Wenn sie diesmal nicht Schutzverantwortung oder humanitäre
Mission, sondern Deeskalation heißt, zeugt das nur vom
opportunistischen Wortwitz dieser Partei, die keine Probleme damit
hat, ihre Regierungsfähigkeit auch an der Front unter Beweis zu
stellen. Als sie zusammen mit der SPD an der Regierung war, fand auf
dem Balkan der erste Angriffskrieg der Bundeswehr statt, weil es laut
Joseph Fischer einen Holocaust zu verhindern galt. Welchen Krieg wird
die nächste Bundesregierung unter Beteiligung der Grünen führen, wo
diese jetzt schon deutsche Fregatten im persischen Golf als Mittel der
Deeskalation einfordern?


Fußnoten:

[1] www.wsws.org/de/articles/2019/07/31/golf-j31.html

[2] www.tagesschau.de/inland/iran-hormus-militaeeinsatz-101.html

[3] www.heise.de/tp/features/Bundeswehreinsatz-im-Persischen-Golf-4483326.html

1. August 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





KIND/200: Kinderarmut - Studie belegt wachsende soziale Ungleichheit in Deutschland (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 1.
August 2019

Kinderarmut: Paritätische Studie belegt wachsende soziale
Ungleichheit in Deutschland



Eine wachsende soziale Kluft zwischen armen und reichen Familien
belegt eine neue Studie der Forschungsstelle des Paritätischen
Gesamtverbands, für die aktuelle amtliche Daten ausgewertet wurden.
Der Paritätische Wohlfahrtsverband geht darin der Frage nach, wie viel
Geld Familien mit Kindern zur Verfügung haben und was sie für die
physischen und für soziale Grundbedarfe der Teilhabe der Kinder
ausgeben.

Im Zehn-Jahres-Vergleich ging die ohnehin breite Schere zwischen den
Haushaltseinkommen der ärmsten und der reichsten Familien weiter
auseinander, so der Befund. Während der Konsum im Durchschnitt moderat
und beim obersten Zehntel spürbar zugenommen hat, mussten sich die
ärmeren Kinder über die Jahre weiter einschränken: Arme Familien
hatten real weniger Geld als noch zehn Jahre zuvor zur Verfügung, um
ihren Kindern mehr als das physisch Notwendige zu finanzieren. "Arme
Kinder werden ärmer und immer weiter abgehängt. Das, was für die
Mehrheit Gleichaltriger selbstverständlich ist, bleibt ihnen auf Grund
der Einkommenssituation ihrer Eltern versagt. Arme Familien haben
faktisch immer weniger im Portemonnaie und gespart wird notgedrungen
an allem, was über das physisch Überlebensnotwendige hinausgeht", so
Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen
Gesamtverbands. "Während die breite Mehrheit sich immer mehr leisten
kann, sind arme Kinder zunehmend außen vor. Das Gefühl nicht dazu zu
gehören, ausgegrenzt zu sein und abseits stehen zu müssen, ist das
Lebensgefühl armer Kinder in Deutschland. Frust, Resignation, weniger
Bildungserfolg und höhere Krankheitsanfälligkeit sind schließlich sehr
häufig die Folgen der Einkommensarmut der Familien", so Schneider.

Während die durchschnittlichen Ausgaben für ein Kind bei rund 600 Euro
liegen, konnten sich die ärmsten zehn Prozent der Paarhaushalte mit
einem Kind nur 364 Euro für ihr Kind leisten. Die reichsten zehn
Prozent der Familien gaben im Schnitt 1.200 Euro im Monat für ihr Kind
aus. Besonders eklatant sind die Differenzen bei den Ausgaben für die
sozialen Grundbedarfe der Teilhabe. Ob Spielzeug, Zoo-Besuch, das
gelegentliche Eis bei einem Ausflug oder auch eine
Kindertheatervorstellung: Insgesamt konnten die ärmsten Paarhaushalte
mit einem Kind gerade einmal 44 Euro pro Monat für Freizeit,
Unterhaltung und Kultur sowie außerhäusliche Verpflegung ihres Kindes
ausgeben und damit - preisbereinigt - fast 30 Prozent weniger als zehn
Jahre zuvor. Der Durchschnitt gab für ein Kind fast drei Mal so viel
(123 Euro) aus, die reichsten zehn Prozent dagegen sogar 257 Euro und
damit fast sechs Mal so viel wie die ärmsten Familien und
preisbereinigt sogar 14,7 Prozent mehr als zehn Jahre vorher. "Ein
gleichberechtigtes Aufwachsen ist für die Kinder in den
einkommensarmen Haushalten nicht möglich. Die wachsende Schere
zwischen Arm und Reich manifestiert sich am Ende im sozialen
Ausschluss der Kinder", so Mit-Autor der Studie Andreas Aust von der
Paritätischen Forschungsstelle.

Der Paritätische Wohlfahrtsverband fordert, das Bildungs- und
Teilhabepaket zu ersetzen durch einen Rechtsanspruch auf Teilhabe im
Kinder- und Jugendhilfegesetz. Darüber hinaus müsse der
Familienlastenausgleich "vom Kopf auf die Füße gestellt" werden: Der
Verband plädiert für die Einführung einer einkommens- und
bedarfsorientierten Kindergrundsicherung.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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RENTE/733: Höherer Rentenbeitrag würde weder Wachstum noch Beschäftigung bremsen (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 31.07.2019

Höherer Rentenbeitrag würde weder Wachstum noch Beschäftigung bremsen -
positive und negative Effekte heben sich auf

Forscher berechnen volkswirtschaftliche Folgen



In den kommenden Jahren gehen viele Beschäftigte aus geburtenstarken
Jahrgängen - die sogenannten Babyboomer - in den Ruhestand. Das wird nicht
ohne Folgen für das deutsche Rentensystem bleiben. Dass die Beitragssätze
steigen werden, erscheint längerfristig unvermeidlich. Denn ohne eine
finanzielle Stärkung der gesetzlichen Rentenversicherung lässt sich
künftig kein auskömmliches Sicherungsniveau für alte Menschen erreichen.

Sind höhere Ausgaben für die Rente ein Problem für die wirtschaftliche
Entwicklung in Deutschland? Nein, ergibt eine neue Studie des Instituts
für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung.
Eine Ausweitung der Finanzierung ist möglich, ohne Wirtschaftswachstum und
Beschäftigung zu bremsen. Das liegt daran, dass dann Menschen im Ruhestand
insgesamt mehr Geld für ihren Konsum zur Verfügung haben. Es geht also
keine Kaufkraft verloren, sondern sie wird zwischen Rentnern, aktiv
Beschäftigten und Unternehmen umverteilt, zeigt die Untersuchung von Dr.
Fabian Lindner, Dr. Rudolf Zwiener und Dr. Florian Blank
(Hans-Böckler-Stiftung) sowie Prof. Dr. Camille Logeay (Hochschule für
Wirtschaft und Technik Berlin).* Die Ökonomen stützen ihre Untersuchung auf
umfassende Berechnungen mit dem makroökonomischen Modell des IMK, das die
Verflechtungen der deutschen Gesamtwirtschaft Daten gestützt nachbildet.

Nach einer weit verbreiteten Meinung schaden höhere Rentenbeiträge der
Wirtschaft, weil sie die Arbeitskosten steigern und damit die
internationale Wettbewerbsfähigkeit gefährden. Sie würden das
Wirtschaftswachstum bremsen und zu steigender Arbeitslosigkeit führen,
wird argumentiert. So einfach ist der Zusammenhang jedoch nicht, erklären
die Wissenschaftler. Sie haben berechnet, wie sich das
Bruttoinlandsprodukt langfristig entwickelt, wenn die Beitragssätze um
einen Prozentpunkt steigen. Ergebnis: Es bleibt nahezu unverändert,
nominal würde es sogar minimal um 0,3 Prozent höher ausfallen als ohne
Erhöhung. Die Beschäftigungsentwicklung wäre nicht negativ betroffen.

Das liegt daran, dass sich verschiedene Effekte gegenseitig aufheben: Zwar
fallen die Lohnstückkosten dann tatsächlich etwas höher aus. Das dürfte in
erster Linie die Exportwirtschaft treffen. Auf der anderen Seite kämen die
höheren Beiträge einer großen Zahl von Rentnerinnen und Rentnern zugute.
Diese hätten in der Summe mehr Geld zur Verfügung, was wiederum die
Binnennachfrage stärken würde. Selbst wenn man einrechnet, dass die
Reallöhne der Arbeitnehmer wegen ihres nun höheren Beitrags zur
Rentenversicherung weniger stark zulegen, bleibt unter dem Strich eine
leicht positive Wirkung für den Konsum. Steigen die Beitragssätze um mehr
als einen Prozentpunkt, erhöhen sich die gesamtwirtschaftlichen Effekte
proportional stärker.

Forscher empfehlen Mix aus höherem Beitrag und Steuermitteln

Die Folgen für das Wachstum wären nach Berechnungen des IMK ähnlich
gering, wenn man die Rentenkasse nicht durch höhere Beiträge, sondern
alternativ mit höheren direkten Steuern stärken würde. Allerdings würden
sich dann insbesondere die Nettolöhne pro Kopf etwas schlechter als bei
einer Beitragssatzerhöhung entwickeln, weil nun die Unternehmen - im
Unterschied zur Beitragsfinanzierung - weit weniger an der Finanzierung
beteiligt würden. Einen Vorteil hätten Zuschüsse aus Steuermitteln aber:
Besserverdiener würden stärker belastet als im Falle der
Beitragsfinanzierung und Beamte und Selbständige würden einbezogen.
Gesamtgesellschaftlich betrachtet könne dies "die notwendige Akzeptanz von
steigenden Rentenausgaben erhöhen".

Das Fazit der Ökonomen lautet: Die steigenden Rentenausgaben sollten durch
eine Kombination aus höheren Beitragssätzen und Steuermitteln finanziert
werden. Dadurch seien "keine nennenswerten negativen Wachstums- und
Beschäftigungseffekte" zu befürchten. Zusätzlich sollten Selbstständige
und Beamte schrittweise in die gesetzliche Rentenversicherung einbezogen
werden, um die notwendigen Ausgaben auf mehr Schultern zu verteilen.


Originalpublikation:

(*) Fabian Lindner, Camille Logeay, Rudolf Zwiener, Florian Blank:

Demografischer Wandel: Zu den gesamtwirtschaftlichen Effekten höherer
Beitragssätze und Steuern,

IMK Policy Brief, Juli 2019.

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_pb_2_2019.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 31.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/1563: Im Blindflug am Steuer (idw)


Duale Hochschule Baden Württemberg Karlsruhe - 30.07.2019

Im Blindflug am Steuer

Forscher der Dualen Hochschule Baden-Württemberg Karlsruhe warnen vor
Smartphone-Nutzung am Steuer.



Ablenkungen sind die häufigste Unfallursache im Straßenverkehr. Forscher
der Dualen Hochschule Baden-Württemberg Karlsruhe warnen deshalb vor der
unerlaubten Smartphone-Nutzung am Steuer.

Wie gefährlich das Verfassen einer Textnachricht tatsächlich sein kann,
zeigen die Ergebnisse einer Eye Tracking-Studie.

Durch Eye Tracking lässt sich der gesamte Blickverlauf während einer
virtuellen Autofahrt digital erfassen und aufzeichnen. So kann gemessen
werden, wie hoch das Ausmaß der Ablenkung während des Schreibens einer
Textnachricht ist, und was die Person in dieser Zeit vom Straßenverkehr
nicht mehr wahrnimmt.

23 Teilnehmer einer Ad-hoc-Studie (18 - 70 Jahre, zwölf Frauen und elf
Männer) bekamen folgende Aufgabe zugewiesen: Erstellen Sie während einer
simulierten Autofahrt bei 50 km/h eine WhatsApp-Nachricht mit dem
Textinhalt 'Bin gleich da.'.

Das Ergebnis ist alarmierend. Die Zeitspanne vom Griff zum Handy bis zum
Verschicken der Kurznachricht betrug durchschnittlich 13,9 Sekunden.
Frauen benötigten dafür 2,8 Sekunden weniger Zeit als ihre männliche
Vergleichsgruppe. Im Durchschnitt legten die Probanden eine Distanz von
193 Metern zurück, während sie die Verkehrssituation lediglich durch
flüchtige, oft unkoordinierte Kontrollblicke erfassten.

"Keine Chance! Da ist ein Unfall doch schon vorprogrammiert.", zeigte sich
ein Teilnehmer entsetzt. Allein der Bremsweg würde bei dieser
Geschwindigkeit noch einmal zusätzlich etwa 25 Meter betragen, bis der
Wagen zum Stillstand kommt.

Eine gewissenhafte Selbstreflektion ist begründet: Lediglich 39% der
Probanden gaben an, niemals ohne Freisprechfunktion zu telefonieren. 43%
lesen Kurznachrichten und 39% verfassen diese sogar auch mal während der
Fahrt.

Der Leiter des Eye Tracking Labors der DHBW Karlsruhe Jan Michael Rasimus,
der die Studie bereits im vergangenen Jahr schon einmal mit jungen
Erwachsenen durchführte, sieht dennoch eine positive Entwicklung: "Der
Einsatz von Sprachsteuerung und das Versenden von Sprachnachrichten
erfreut sich zunehmender Beliebtheit. Dadurch reduziert sich das Ausmaß
der Ablenkung erheblich und der Griff zum Smartphone ist nicht mehr
erforderlich." Dennoch sollte das Fahrzeug immer stehen und der Motor
vollständig abgeschaltet sein, wenn das Smartphone zum Einsatz kommt.
Bereits ein längerer Blick auf das Display während der Fahrt ist nicht nur
rechtswidrig, sondern kann auch fatale Folgen haben, wie die Studie
verdeutlicht.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2112

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Duale Hochschule Baden Württemberg Karlsruhe, 30.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/287: Korrupt sind immer die Anderen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin, 24. Juli 2019

Korrupt sind immer die Anderen

Von Claudia Fix, Dominik Zimmer und Thilo F. Papacek, Lateinamerika
Nachrichten, Juli 2019
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Waschechter Skandal - Sergio Moro ist sein Saubermann-Image erst mal
los

Bild: PT via flickr.com | CC BY 2.0

https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/



Leaks von The Intercept zeigen Absprachen der Justiz im Prozess
gegen den brasilianischen Ex-Präsidenten Lula da Silva, dadurch wurde
er, als Kandidat der Arbeiterpartei PT, der zum Haftantritt im April
die Umfragen zur Präsidentschaftswahl im Oktober 2018 mit großem
Vorsprung anführte, ausgeschaltet.

Aus Lava Jato wird Vaza Jato: Sergio Moro, der Richter,
der im Korruptionsskandal um den Ölkonzern Petrobras (bekannt als
Lava Jato) den brasilianischen Ex-Präsidenten Luiz Inácio Lula
da Silva hinter Gitter brachte, steht nun selbst im Zentrum der
Kritik. Geleakte Chat-Protokolle belasten den heutigen brasilianischen
Justizminister schwer, im Laufe des Lula-Prozesses illegale Absprachen
mit Staatsanwälten getroffen zu haben. Und das scheint nur der Anfang
eines Justizskandals zu sein, denn auch ein weiteres Gericht wird von
den vazamentos (Leaks) belastet.

Sergio Moro bekommt seine eigene Medizin zu kosten. Im März 2016 hatte
der ehemalige Bundesrichter und jetzige Justizminister
Audio-Mitschnitte von Telefongesprächen zwischen dem ehemaligen
Präsidenten Lula da Silva und dessen Amtsnachfolgerin Dilma Rousseff
an die Presse weitergegeben. Es ging mutmaßlich um die Möglichkeit,
Lula da Silva einen Ministerposten als Kabinettschef und damit
Immunität zu verschaffen. Die Veröffentlichung trug wesentlich dazu
bei, dass sich die öffentliche Meinung gegen die Regierung der
Arbeiterpartei PT richtete und diese als Hauptschuldige im
Korruptionsskandal Lava Jato angesehen wurde.

Nun ist Moro derjenige, dessen politische Laufbahn durch geleakte
Kommunikation kompromittiert wird. Die Nachrichtenplattform The
Intercept von Glenn Greenwald - mehrfach ausgezeichneter
Investigativjournalist und international bekannt durch seine
Zusammenarbeit mit dem Whistleblower Edward Snowden - publizierte seit
dem 9. Juni zweimal Textnachrichten und einmal Audio-Mitschnitte, die
Moro als Bundesrichter mit Staatsanwälten über den Messaging-Dienst
Telegram ausgetauscht hatte. Das Material war The Intercept
bereits Wochen zuvor von einer anonymen Quelle zugespielt worden. Laut
Greenwald ist es äußerst umfangreich und beinhaltet außer privaten und
beruflichen Nachrichten sowie Audioaufnahmen auch Videos, Fotos und
juristische Dokumente. The Intercept habe alle veröffentlichten
Dokumente unter Heranziehung von digitalen Spezialist*innen vor der
Veröffentlichung auf das Genaueste auf ihre Authentizität und
Stichhaltigkeit geprüft, betonte Greenwald am 11. Juli vor der
parlamentarischen Kommission für Verfassung und Justiz in Brasilien.


Moro unterrichtete die Staatsanwälte vorab von seinen
Entscheidungen und beriet sie strategisch

Die Chats aus der ersten Publikation stammen aus einer Gruppe von
verschiedenen Bundesanwälten und der direkten Kommunikation zwischen
dem Bundesstaatsanwalt Deltan Dallagnol und Sergio Moro aus den Jahren
2015 bis 2018. Darin gibt Richter Moro direkte Anweisungen und
Ratschläge an die Staatsanwaltschaft, um Lula da Silva möglichst noch
vor der Wahl im Oktober 2018 in Haft zu bringen. Dies ist ein äußerst
brisantes Politikum, weil Sergio Moro als Bundesrichter den ehemaligen
Präsidenten Luiz Inácio Lula da Silva wegen Korruption zu einer
Haftstrafe von neuneinhalb Jahren verurteilte. Dadurch wurde der
Kandidat der Arbeiterpartei PT, der zum Haftantritt im April die
Umfragen zur Präsidentschaftswahl im Oktober 2018 mit großem Vorsprung
anführte, ausgeschaltet.

Die brasilianische Linke und internationale Beobachter*innen
verurteilten das Vorgehen der Justiz im Korruptionsfall Lava
Jato als politisch motiviert. Diese Vorwürfe bestritten Moro und
die beteiligten Staatsanwälte stets. "Man hört viel Gerede über die
'Untersuchungsstrategie von Moro'. Ich habe keine
Untersuchungsstrategie", beteuerte Moro in einer Rede im März 2016.
"Die Leute, die die Untersuchungen leiten und die Entscheidungen
treffen sind die Staatsanwaltschaft und die Bundespolizei. Der Richter
reagiert nur." Der zuständige Bundesstaatsanwalt Deltan Dallagnol
schrieb in einem Tweet vom 25. April 2019: "Noch einmal, die Arbeit
der Bundesstaatsanwaltschaft im Fall Lava Jato ist technisch
und unparteiisch, und verfolgt egal wen, der Verbrechen im
Zusammenhang mit dem Mega-Korruptionsfall bei Petrobras begangen hat."

Die geleakten Dokumente auf The Intercept zeichnen ein anderes
Bild. "Die Chats zeigen, dass die Staatsanwälte nicht unpolitisch und
unparteiisch sind, sondern anscheinend ideologisch motiviert handelten
und versuchten, die Rückkehr der Arbeiterpartei PT an die Regierung zu
verhindern", kommentierten Glenn Greenwald und Victor Pougy. Richter
und Staatsanwaltschaft kommunizierten, als gehörten sie zum selben
Team. Demnach unterrichtete Moro die Staatsanwälte vorab von seinen
Entscheidungen, beriet sie strategisch, wen sie zuerst verfolgen
sollten, gab Informationen weiter und half bei der Erstellung von
Strafverfolgungsakten. Einmal kritisierte er sogar Dallagnol wegen
eines Patzers, so als sei er dessen Vorgesetzter. Auch die Weitergabe
des Telefongesprächs zwischen Lula da Silva und Rousseff vom März 2016
sprachen Richter und Staatsanwaltschaft miteinander ab, wobei sie im
Chat zugaben, dass dies eigentlich illegal sei. Zur Anklage gegen Lula
da Silva äußerten die Staatsanwälte in den Chats schwere Zweifel, ob
die Beweislast ausreiche. Öffentlich versicherten sie aber stets die
Stichhaltigkeit ihrer Anklage gegen den ehemaligen Präsidenten. Auch
nach der Inhaftierung Lula da Silvas nahmen die Staatsanwälte
mutmaßlich Einfluss auf die Wahlen. Durch Klagen versuchten sie zu
verhindern, dass er aus der Haft heraus ein Interview gab - angeblich
um laufende Ermittlungen zu schützen. Nach der Wahl berief der neu
gewählte Präsident Jair Bolsonaro dann Sergio Moro zu seinem
Justizminister.

Sergio Moro reagierte auf die Leaks mit Ausflüchten: Sein
Telegram-Account sei gehackt worden, die Kommunikation gefakt. Er
könne sich an die Gespräche nicht mehr genau erinnern, da sie schon
vor Monaten geführt worden seien. Gespräche zwischen Richtern und
Staatsanwalt seien normal, er habe sich nichts zuschulden kommen
lassen. Er habe die Chats gelöscht, daher könne er sein Telefon nicht
der Polizei vorlegen, um zu beweisen, dass es sich um Fakes handle.

Präsident Bolsonaro traf sich mit Moro am Tag nach den Leaks zu einem
40-minütigen Vieraugengespräch, um ihn danach zur Verleihung des
höchsten Ordens der Marine zu begleiten. Bisher hat er ihm
vorbehaltlos den Rücken gestärkt.

Am 19. Juni musste der Justizminister vor dem Senat und am 2. Juli vor
dem Kongress zur Task-Force des Lava Jato Rede und Antwort
stehen. In den Anhörungen wiederholte er im Wesentlichen die These,
dass sein Telegram-Konto gehackt worden sei. Das Material, belege
aber, falls es authentisch sei, auf jeden Fall keine kriminellen
Handlungen seinerseits.

Ob Sergio Moro eine fortgesetzte scheibchenweise Enthüllung seines
Verhaltens während seiner Untersuchungen des Lava Jato-Skandals
als Justizminister überleben wird, ist trotz seiner Reputation als
"Held im Kampf gegen die Korruption" fraglich. Zum Redaktionsschluss
hatte er jedenfalls "aus privaten Gründen" Urlaub genommen, der ihm
aber auch keine lange Atempause verschaffen wird. Denn Intercept legte
am 13. Juli nach: Auch im Tribunal Regional 4, der juristischen
Instanz, die die meisten von Moros Richtersprüchen in der Causa
Lava Jato bestätigt hat, sollen geleakte Chats Absprachen
zwischen Richter und Staatsanwalt bestätigen. Für Moro wäre auch diese
Enthüllung mehr als pikant: Denn die Bestätigung seiner Urteile durch
eben dieses Gericht hatte er bis jetzt als Hauptargument für die
Unabhängigkeit seiner Urteilssprüche angeführt. Entspannung für den
Justizminister ist also nicht in Sicht, im Gegenteil: Es sieht so aus,
als hätte Vaza Jato gerade erst begonnen.


Erstveröffentlichung:

https://lateinamerika-nachrichten.de/artikel/korrupt-sind-immer-die-anderen/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Lateinamerika Nachrichten
für die Nachdruckgenehmigung.

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/013: Wieder deutscher Staatsbürger auf Geheiß von Ankara festgenommen (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 30.07.2019

Wieder deutscher Staatsbürger auf Geheiß von Ankara festgenommen

Rote Hilfe e.V. fordert die Freilassung von Ismet Kilic



Auf der Rückreise aus dem Urlaub in Kroatien wurde Ismet Kilic am 26. Juli
an einem Grenzübergang von der slowenischen Polizei festgenommen und
befindet sich seitdem in Haft.

Es liegt der Verdacht nahe, dass auch in diesem Fall das türkische Regime
dahinter steckt. Bereits in der Vergangenheit waren politische Flüchtlinge
aus der Türkei, die teilweise seit Jahrzehnten in der BRD leben
vorübergehend festgesetzt worden, da die Regierung in Ankara sie per
Haftbefehl über Interpol suchen lässt.

Dabei steht Ankara international in der Kritik, mit diesem Instrument Jagd
auf politische Gegner*innen zu machen, selbst wenn diese seit langer nicht
mehr in der Türkei leben oder politisch aktiv sind.

Ismet Kilic musste 1997 die Türkei verlassen, da er sich als linker
Gewerkschafter für Menschenrechte eingesetzt hatte. Er wurde in Abwesenheit
zu sieben Jahren und sechs Monaten Haft verurteilt, bevor ihm die Flucht
nach Deutschland gelang. Hier beantragte der vorher als Tierarzt tätige
Aktivist dann politisches Asyl, welches ihm auch gewährt wurde. Seit 2009
besitzt Kilic nun die deutsche Staatsangehörigkeit, die in der Türkei
verhängte Strafe wäre im Mai nächsten Jahres verjährt.

Seine Familie und Freund*innen befürchten seine Auslieferung an den
Folterstaat Türkei.

Hierzu erklärt Anja Sommerfeld, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe
e.V.:

"Es ist wirklich eine Farce, dass immer wieder anerkannte politische
Flüchtlinge verhaftet werden, weil sie über Interpol von eben jenem
türkischen Regime per Haftbefehl gesucht werden, dem sie ja
glücklicherweise entkommen sind. Ankara muss diese Möglichkeit komplett
entzogen werden. Die Rote Hilfe e.V. fordert die sofortige Freilassung von
Ismet Kilic. Er muss unverzüglich nach Deutschland zurückgeholt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30.07.2019

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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SCHACH-SPHINX/07000: Keine Insel der Meinungstyrannei (SB)


Das britische Inselreich kann sicherlich mit Stolz eine Menge guter
Schachpartien vorweisen. Bedeutende Meister hat das Land
hervorgebracht, und nicht weniger bedeutsame lebten und wirkten dort.
Über Schönheit läßt sich ebensowenig streiten wie über den Geschmack.
Das Individuelle gibt auch hier den Ausschlag vor aller
Meinungstyrannei. Das heutige Rätsel der Sphinx beansprucht daher
nicht, die schönste Partie der englischen Insel zu präsentieren, wohl
aber eine, die es wert wäre, unter die ersten zehn schönsten und
besten zu kommen. Gespielt wurde sie 1966, und sie besitzt den Charme
alles Jungfräulichen, sie bezaubert durch Unschuld und entwaffnet
durch Überraschung. Meister Cooke hatte sich mit den weißen Steinen
eine solide Stellung aufgebaut. So unscheinbar, wie sie im ersten
Augenschein wirkte, war sie indes nicht, Wanderer.
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Cooke - Littlewood

England 1966


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nach 1.Dd5-b3 Le7xc5!! war alle äffische Beutegier verraucht. Der
Läufer war wegen 2.b4xc5 Tc8xc5+ 3.Kc1-d2 Db6-d6+ 4.Db3-d3 Tc5-d5
nicht zu rauben. Also griff Weiß nach einem anderen Halt mit 2.Td1-d7,
aber seine Hände glitten ins Leere: 2...Lc5xb4+ 3.Kc1-b1 Te8-e6 4.Sf3-
d4 Tc8-c3 5.Db3-b2 Te6-e5 6.Th1-d1 Te5-c5 7.Sd4-b3 Tc5-c8 8.Td1-d3 Db6-
e6 9.Td7-d8+ Tc8xd8 10.Td3xd8+ Kg8-g7 11.Sb3-c1 De6-e4+ 12.Kb1-a1 Tc3-
c2 13.Td8-d4 Tc2xc1+ 14.Db2xc1 De4xd4+ 15.Ka1-b1 Dd4xf2 16.Dc1-c4 Df2-
f5+ und Weiß gab auf.



Erstveröffentlichung am 28. Juli 2006
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INFOPOOL / TIERE / FAKTEN





VETERINÄR/469: Erneut weniger Antibiotika in der Tiermedizin abgegeben (idw)


Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
25.07.2019

Erneut weniger Antibiotika in der Tiermedizin abgegeben

Abgabemengen für Fluorchinolone und Cephalosporine der 3. und 4.
Generation erstmals unter dem Niveau von 2011



Die Menge der in der Tiermedizin abgegebenen Antibiotika in Deutschland
ist 2018 weiter leicht zurückgegangen. Sie sank im Vergleich zum Vorjahr
um 10,7 auf 722 Tonnen (minus 1,5 %) und erreichte damit das bislang
niedrigste Niveau seit 2011, dem ersten Jahr der Erhebung (minus 57,6 %
gegenüber 1706 Tonnen im Jahr 2011). Zum ersten Mal seit der Erfassung der
Abgabemengendaten für Antibiotika und deren Auswertung durch das Bundesamt
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) liegen auch die
Mengen der abgegebenen Fluorchinolone sowie Cephalosporine der 3. und 4.
Generation unter dem Wert von 2011. Diese Wirkstoffklassen sind für die
Therapie beim Menschen von besonderer Bedeutung.

Die Abgabemenge der Fluorchinolone ist im Vergleich zum Vorjahr um ca. 2,2
Tonnen (t) gesunken, die der Cephalosporine der 3. und 4. Generation um
1,6 t. Da sich diese deutliche Verringerung bei diesen Wirkstoffklassen
erst für die Abgabemengen 2018 ergibt, liegt die Vermutung nahe, dass
hierfür die Änderungen der Tierärztlichen Hausapothekenverordnung (TÄHAV)
ursächlich sind. Die TÄHAV schreibt seit dem 1. März 2018 vor, dass bei
der Anwendung von Fluorchinolonen und Cephalosporinen der 3. und 4.
Generation ein Antibiogramm nach standardisierten Verfahren durchzuführen
ist.

Im Jahr 2018 wurden 722 Tonnen Antibiotika von pharmazeutischen
Unternehmen und Großhändlern an Tierärzte in Deutschland abgegeben. Die
Hauptabgabemengen bilden wie in den Vorjahren Penicilline mit etwa 271 t
und Tetrazykline mit etwa 178 t, gefolgt von Polypeptidantibiotika
(Colistin) mit 74 t und Sulfonamiden (63 t) sowie Makroliden (59 t). Von
den von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) und der Weltorganisation für
Tiergesundheit (OIE) als Wirkstoffe mit besonderer Bedeutung für die
Therapie beim Menschen eingestuften Antibiotikaklassen (Critically
Important Antimicrobials for Human Medicine) wurden im Vergleich zum
Vorjahr bei zwei Wirkstoffklassen höhere Mengen abgegeben (Zunahme: ca.
4,0 t Makrolide bzw. rund 0,024 t Polypeptidantibiotika). Gegenüber dem
ersten Erfassungsjahr 2011 haben die Abgaben von Colistin aber um ca. 42 %
und die Menge der Makrolide um rund 66 % abgenommen (Anhang - Tab. 1:
Vergleich der Abgabemengen der Wirkstoffklassen 2011 bis 2018).

Die gemeldeten Wirkstoffmengen lassen sich nicht einzelnen Tierarten
zuordnen, da die Mehrzahl der Wirkstoffe für die Anwendung bei
verschiedenen Tierarten zugelassen ist.

Von 2011 bis 2018 hat die Menge an abgegebenen Antibiotika in fast allen
Regionen abgenommen. Absolut gesehen ist in der Postleit-Region 49
weiterhin mit Abstand die höchste Abgabemenge (ca. 300 t) zu verzeichnen.
Für den Erfassungszeitraum von acht Jahren wurden für die
Postleit-Regionen 03, 07, 08, 09, 14, 17, 19, 23, 25, 27, 29, 31, 32, 33,
34, 37, 39, 44, 46, 48, 56, 59, 72, 77, 86, 93, 94 sowie 97 Abnahmen von
60 % und mehr berechnet (Anhang - Abb. 1: Regionale Zuordnung der
Antibiotika-Abgabemengen 2018).

Der Einsatz von Tierarzneimitteln dient dem Ziel, kranke Tiere zu
behandeln und damit die Tiergesundheit und den Tierschutz zu fördern. Der
Einsatz ist gleichermaßen auf den Schutz des Verbrauchers vor Zoonosen und
sicheren Lebensmitteln ausgerichtet. Die Resistenz von Bakterien gegen
Antibiotika stellt eine globale Bedrohung in der Human- und
Veterinärmedizin dar. Der Transfer von antibiotikaresistenten Bakterien
und/oder der Transfer von Resistenzgenen zwischen Mensch und Tier sind
wechselseitig möglich.


Hintergrund

Seit dem Jahr 2011 muss die pharmazeutische Industrie erfassen, welche
Mengen an Tierarzneimitteln, insbesondere Antibiotika, sie jährlich an
Tierärzte abgeben, und diese Daten an ein zentrales Register melden.
Grundlage dafür ist die DIMDI-Arzneimittelverordnung (DIMDI-AMV) vom 24.
Februar 2010. Das Register wird beim Deutschen Institut für Medizinische
Dokumentation und Information (DIMDI) in Köln geführt. Das Bundesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) in Berlin nimmt die
jährliche Auswertung der Daten vor.

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72544

- 2019 07 25 PI Antibiotikaabgabe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), 25.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / TIERE / REPORT





INTERVIEW/042: Veganes Straßenfest - Fronten öffnen ...    Knud Bartels im Gespräch (SB)




Knud Bartels ist bei Rettet das Huhn e.V. aktiv und war auf dem 6. Veganen
Straßenfest in Hamburg-St.Pauli [1] mit einem Stand der Organisation präsent.
Trotz der erschwerten Bedingungen eines Unwetters, bei dem das Standzelt
festgehalten werden mußte, damit es von den Windböen nicht weggeweht wurde,
erteilte er dem Schattenblick Auskunft über das Anliegen und die Arbeit dieser
Initiative zur Rettung von Hühnern.




[image: Im Gespräch - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Knud Bartels

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Herr Bartels, könnten Sie erklären, worum es bei
Ihrem Verein geht?

Knud Bartels (KB): Wir sind von dem Verein Rettet das Huhn. Uns gibt es seit
2007. Wir sind die Schnittstelle zwischen Hühnerlandwirt und Schlachthof. Wenn
die Hühner "ausgedient" haben und in den Schlachthof sollen, stehen wir
dazwischen und holen sie uns in Absprache mit den Bauern ab. Das ist alles
vertraglich geregelt. Wir vermitteln diese Hühner an tierliebe Menschen, die
diese dann bis an ihr Lebenswende hegen und pflegen.

SB: Geht es im wesentlichen um Legehennen, die nicht mehr kommerziell
verwertet werden können?

KB: Genau. Wir würden auch andere Hühner nehmen, hin und wieder vermitteln wir
auch mal einen Hahn, aber primär sind es die Legehennen. An die Masthühner, die
ja der Schlachtung zugeführt werden sollen, kommen wir nicht ran. Das gilt auch
für die Elterntiere, aber Legehennen gibt es massenweise, daher versuchen wir,
so viele wie möglich von ihnen zu vermitteln.

SB: Gibt es genug Menschen, die gern ein Huhn bei sich aufnehmen?

KB: Bedarf gibt es natürlich immer. Wir haben seit 2007 über 68.000 Hühner
vermittelt, das ist natürlich schön und viel, aber wenn man bedenkt, daß mehrere
Millionen jedes Jahr in die Schlachtung gehen, ist natürlich immer Bedarf an
Menschen vorhanden, die die Hühner bei sich aufnehmen.

SB: Verbindet sich Ihr Aktivismus auch mit Veganismus oder ist das nicht
unbedingt ein zwingender Zusammenhang?

KB: Viele von uns sind Veganer, aber es ist natürlich nicht zwingend. Die
meisten, die Hühner von Rettet das Huhn vermittelt bekommen haben, konsumieren
die Eier, die die Hühner ja weiterhin legen. Viele von uns, wie meine Frau und
ich, geben die Eier an andere Leute, die sonst welche kaufen würden, weiter. Es
ist keine zwingende Voraussetzung, aber es ist von der Einstellung der meisten
Leute, die von uns Hühner bekommen, schon so, daß sie vegetarisch oder vegan
leben.

SB: Die Hühner werden ja gezielt auf eine hohe Eiproduktion hin gezüchtet, die,
wenn ich richtig informiert bin, etwa um den Faktor zehn höher ist als beim
sogenanntem Urhuhn. Könnten Sie das genauer erklären?

KB: Das Urhuhn legt zwischen 20 und 40 Eier im Jahr, das sind mehrere Bruten. Es
brütet die Küken aus, zieht sie groß und macht dann wieder ein neues Gelege.
Diese Lege-Hybriden jedoch sind darauf ausgerichtet, über 300 Eier im Jahr zu
produzieren. Das wird einmal durch die Zucht erreicht, die hohe Legeleistung
wird aber zusätzlich durch künstliche Tag- und Nachtzeiten vergrößert. Da wird
durch An- und Ausschalten von künstlichem Licht eine Woche mit acht Tagen
generiert, dadurch wird ein Ei mehr gelegt, was natürlich immer auf die
Lebensleistung und die Gesundheit geht. Dieses unendliche Eierlegen, das nicht
zu bremsen ist, macht die Hühner tot.

SB: Die Hühner, die ausrangiert werden, weil sie nicht mehr leistungsfähig genug
sind, legen aber immer noch relativ viele Eier, weil sie darauf gezüchtet sind?

KB: Ja genau. Sie legen nicht mehr sieben Eier die Woche, sondern sechs oder
fünf. Je älter sie werden, um so weniger wird das häufig. Dennoch haben wir mit
sieben Hühnern häufig sieben Eier am Tag.

SB: Führt der Verein über das Vermitteln von Hühneradoptionen hinaus
auch Informationskampagnen durch, etwa zum Thema Legehennen?

KB: Neben dem, daß wir im Fernsehen und verschiedenen Medien präsent sind,
gehen wir mit unserem Stand auf Feste wie dieses und versuchen, überall
anwesend zu sein. Dann haben wir eine sehr große Facebook-Community
und eine sehr ausführliche Internetseite. Wir versuchen aufzuklären,
wo es irgend möglich ist. 

SB: Insgesamt scheint die Ausbeutung von Hühnern nicht so viel Aufmerksamkeit zu
erhalten wie die von größeren sogenannten Nutztieren, also vor allem Rindern und
Schweinen. Was fällt bei der industriellen Tierhaltung von Hühnern aus Ihrer
Sicht besonders ins Gewicht?

KB: Es ist im Prinzip nicht mehr oder weniger schlimm als bei Schweinen oder
Kühen in der Intensivtierhaltung. Überall, wo das passiert, findet ein
Verbrechen am Tier statt. Wir kämpfen für das Huhn, ich könnte genauso für das
Schwein oder die Kuh kämpfen. Was da in der industriellen Tierhaltung passiert,
ist eine Katastrophe. Man muß versuchen, da zu kämpfen, wo man eine Front
findet.

SB: Was halten Sie von Initiativen wie dem Versuch, das sogenannte
Bruderhuhn als Alternative anzubieten?

KB: Es kommt immer auf die Haltung an. Das männliche Küken wird normalerweise in
dem Moment, wo es als Männchen erkannt wird, also am ersten Tag, geschreddert [2].
Wenn es dann gerettet wird und in einer Biofreilandhaltung lebt, dann geht es
halt erst mit vier Monaten in die Schlachtung. Es kann somit nicht alt werden,
aber es hat dann wenigstens vier Monate gelebt, und wenn es eine gute Haltung
war, ist das besser als geschreddert zu werden. Es gibt Hühner, denen würde man
aufgrund ihrer Haltungsbedingungen einen frühen Tod wünschen. Das heißt, es
kommt immer darauf an, was sie mit den Tieren machen.

SB: Haben Sie ein prinzipielles Ziel, zum Beispiel die Ausbeutung von
Hühnern zu beenden, oder würden Sie eher sagen, es sollte eine Form
bestimmter Nutztierhaltung möglich sein?

KB: Schön wäre es natürlich, wenn Tiere nicht mehr als Nutztiere gesehen würden,
sondern als Mitgeschöpfe. Tiere würden nicht mehr benutzt werden, wenn jeder
vegan leben würde. Das wäre schön, ich bin Veganer, weiß aber auch, daß das
zumindest zeitnah nicht möglich sein wird. Ich wünsche mir einen Umgang mit
Tieren, der respektvoll ist, wo die Tiere auch, wenn sie benutzt werden,
zumindest auf irgendeine Weise ein lebenswertes Leben haben. Es ist natürlich
immer mit Abstrichen verbunden, spätestens in dem Moment, wo sie getötet werden,
weil sie eben zum Schlachten gezüchtet werden. Aber die Zeit, die sie leben,
sollte so positiv für das Tier sein, wie es nur irgend möglich ist. Die
industrielle Tierhaltung, wie sie überwiegend erfolgt, ist in keiner Weise und
zu keinem Zeitpunkt akzeptabel. Ideal wäre, wenn das aufhört.

SB: Herr Bartels, vielen Dank für das Gespräch.




[image: Transparent und Auslage am Stand von Rettet das Huhn - Foto: © 2019 by Schattenblick]

[image: Transparent und Auslage am Stand von Rettet das Huhn - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Ist die Zahl notleidener Hühner auch übergroß, so ist kein Akt der Hilfe umsonst

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnoten:



[1] http://www.schattenblick.de/infopool/tiere/report/trbe0015.html

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/raub1201.html
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INFOPOOL / TIERE / REPORT





INTERVIEW/041: Veganes Straßenfest - Zwei Schritte voran, einer zurück ...    Niko Rittenau im Gespräch (SB)




Auf dem 6. Veganen Straßenfest in Hamburg-St.Pauli [1] brauchte sich der
Ernährungsberater Niko Rittenau über mangelndes Interesse nicht zu beklagen.
Während seines Vortrages "Wissenschaftliche Antworten auf kritische Fragen zur
veganen Ernährung" war das Veranstaltungszelt bis auf den letzten Platz besetzt,
und auch im Gang davor stand das an seinen Erkenntnissen interessierte Publikum
dicht an dicht. Im Anschluß fand der für seine hohe Sprechgeschwindigkeit, die
der Prägnanz seiner Ausführungen keinen Abbruch tut, berüchtigte Referent noch
etwas Zeit, dem Schattenblick einige Fragen zu beantworten.
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Niko Rittenau im Veranstaltungszelt des 6. Veganen Straßenfestes Hamburg
Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Niko, du publizierst nicht nur über vegane Ernährung,
sondern hältst auch Vorträge und betreibst einen gut frequentierten
Youtube-Channel, in dem du aktuelle Debatten rund um den Veganismus kommentierst
und detailliert zu den ernährungsphysiologischen Bedingungen einer veganen
Lebensweise Auskunft gibst. Wie hat sich dein Weg zu einem zumindest in veganen
Kreisen bekannten Ernährungsexperten entwickelt?

Niko Rittenau (NR): Ich komme ursprünglich aus der Gastronomie und Hotellerie und
hatte den Wunsch, irgendein schönes Luxushotel zu managen. Im Zuge dessen sind
mir sehr viele Sachen bewußt geworden - wie es um unsere Welternährung bestellt
ist, wie viele Menschen nicht genug zu essen bekommen, wie wichtig unsere
Ernährung für die Gesundheit ist und wie stark sich Ernährung auf unser Klima
auswirkt. All diese Dinge haben mich dazu gebracht, mich mehr mit dem Thema zu
beschäftigen, so daß ich ab einem gewissen Punkt für mich nicht mehr
rechtfertigen konnte, diesen alten Lebenstraum zu verfolgen. Ich wollte selber
Teil der Veränderung sein. Daher habe ich Ernährung studiert, erst Bachelor,
jetzt auch im Master, und habe einfach angefangen, mein Wissen kostenlos zur
Verfügung zu stellen, weil ich dachte, das ist so wichtig, das muß jeder wissen.
Und immer mehr Menschen meinten, hey, das ist toll, warum schreibst du kein Buch
darüber und so weiter. Das habe ich gemacht, und die letzten drei Jahre ist das
dann stückweise gewachsen.

SB: Alternative, also ohne Tierverbrauch auskommende Fleischprodukte sind stark
im Kommen. Da stellt sich die Frage, warum überhaupt Fleisch kopieren, wenn sich
so viele Veganer bestens pflanzlich ernähren?

NR: Das ist einzig und allein für die Menschen, denen der Geschmack von Fleisch
so wichtig ist, daß sie nicht darauf verzichten wollen. Denn man kann vegan sehr
gute Würstchen machen, man kann vegan gute Patties und Burger machen. Aber wir
können in absehbarer Zeit kein veganes Steak oder vegane Rippchen herstellen. Es
geht eher darum, die Nachfrage zu bedienen, und das auf eine gesündere,
nachhaltigere und tierethischere Art und Weise. Es ist nicht dafür gemacht, daß
Veganer wieder Fleisch essen.

SB: Du hattest im Vortrag erwähnt, daß es einen Zusammenhang zwischen
Bodenbeschaffenheit und Nährstoffgehalt der darauf angebauten Feldfrüchte gibt.
Gibt es bereits wissenschaftliche Erkenntnisse über einen durch die
agarindustrielle Wirtschaftsweise verminderten Nährstoffgehalt?

NR: Das bezog sich weniger auf diese Frage. Man hört ja auch von
Nahrungsergänzungsmittelherstellern, unsere Böden seien heute so arm, deswegen
müssen wir alles supplementieren. So war das gar nicht gemeint, sondern
historisch ist der Boden in Europa schon sehr lange Zeit arm an Selen. Das hat
auch mit der geografischen Gegebenheit zu tun. Mir sind keine Daten bekannt, daß
sich, wenn wir uns den Durchschnitt in den letzten 100 oder 200 Jahren
anschauen, hier der Nährstoffgehalt merklich verändert hat. Es ist natürlich
schon so, daß Wildpflanzen im Schnitt etwas nährstoffreicher sind. Aber generell
geht es mir einfach nur darum zu sagen, daß zum Beispiel Jod und Selen in der
Erde Europas im Vergleich zu anderen Weltregionen sehr selten sind und daß wir
diese essentiellen Nährstoffe speziell supplementieren sollten. Das wird ja auch
in der Tierhaltung getan. Der einzige Grund, warum Selen und Jod in großen
Mengen in tierischen Produkten enthalten ist, besteht darin, daß es den Tieren
ins Futter getan wird. Dies sollten wir nicht den Tieren geben, sondern direkt
in die Kette weiter unten, damit alle was davon haben.

SB: Hierzulande wird sehr differenziert über bestimmte Nahrungsbestandteile
gesprochen, und Veganern ist es in der Regel ohne weiteres möglich, sich mit
allem Notwendigen zu versorgen. Was ist mit den vielen Menschen in anderen
Teilen der Welt, die dazu weder das Geld noch das Wissen haben? Gibt es
überhaupt die Möglichkeit, Veganismus im Sinne der von dir gesehenen Lösungen
dort zu propagieren?
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Auch im "echten Leben" ein Erlebnis - Youtuber auf dem Veganen Straßenfest

Foto: © 2019 by Schattenblick



NR: Aus meiner Sicht sollte das Ziel sein, alle Menschen weltweit auf einen
Lebenstandard heben zu können, der unserem ebenbürtig ist. Während das
hoffentlich in den nächsten Jahrzehnten passiert, ist das größere globale
Problem der Konsum der westlichen Welt. Die Hauptverursacher sind in erster
Linie ja westliche Länder, hier muß man ansetzen, weil der Hebel hier größer
ist. Jemand, der drei Schweine in Afrika hält, ist für die Welt nicht das
Problem. Auch wenn ich der Meinung bin, wenn wir jetzt 300 Jahre vorspulen, daß
es auch das Ziel wäre, hier etwas zu tun, aber nicht jetzt.

SB: Häufig wird bei dieser Frage angeführt, daß in China der Fleischkonsum
stark zugenommen hat.

NR: Und weiter zunehmen wird. Die Hochrechnungen sagen, daß sich der
Fleischkonsum in China und Indien bis 2050 verdoppeln wird. Das ist eines der
Hauptargumente, warum alternative Fleischproduktionsmethoden wie Cultured Meat
so von Bedeutung sind. Bis der Veganismus einen relevanten Anteil in der
chinesischen Bevölkerung hat, ist es zu spät. Deswegen müssen wir diese doppelte
Nachfrage durch alternative Proteinquellen wie Cultured Meat decken.

SB: In der klimapolitischen Debatte rückt die Frage des Tierkonsums und seiner
Regulation zum Zwecke des Klimaschutzes immer mehr ins allgemeine Bewußtsein.
Mal spekulativ gefragt, wenn es so wäre, daß Milch 1,50 Euro kostet und
Hafermilch 50 Cent, was ja durchaus denkbar wäre, wie würde sich das aus deiner
Sicht gesellschaftlich auswirken?

NR: Ich denke, das ist eine große Verantwortung für die Gesellschaft. Man sieht,
daß der Preis nicht das einzige Argument für den Kauf ist, aber es ist immer ein
sehr wichtiges. Aktuell würde ich im Umkehrschluß sagen, ist es ein großes
Hindernis für die pflanzlichen Milchalternativen, daß sie teurer sind. In dem
Moment, wo sie günstiger werden, und spätestens wenn wir Milchersatzprodukte im
größeren Maßstab produzieren, wird das auch der Fall sein, dann wird die
Nachfrage erheblich steigen. Und wenn wir tatsächlich die reellen Kosten für den
Liter Kuhmilch ansetzen würden, dann fiele der Konsum dieser Milch sowieso
drastisch niedriger aus.

SB: Hier in Deutschland werden Pflanzendrinks - die Hersteller dürfen sie ja
nicht mehr Milch nennen - mit dem vollständigen Mehrwertsteuersatz besteuert.

NR: Ja, lächerlich

SB: Wie verhielten sich deiner Ansicht nach die Preisrelationen, wenn die
konkreten Produktionsbedingungen der Nahrungsmittel beim Verkauf berücksichtigt
würden?

NR: Rein spekulativ kann ich nicht sagen, um das Wievielfache es teurer wäre.
Aber Fleisch, Milch, Käse, Eier befänden sich preislich in einem Bereich, daß
wieder das geschehen würde, was wir vor der industriellen Massentierhaltung
hatten, nämlich daß Fleisch und alle Tierprodukte Luxusgüter sind. Wenn sie
schon gegessen werden, dann müßten sie als Luxusprodukte konsumiert werden,
erst dann könnten wir das reale Preisniveau ermitteln. 

SB: Niko, vielen Dank für das Gespräch.
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Großes Interesse an ernährungswissenschaftlicher Expertise für VeganerInnen

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnote:


[1] http://www.schattenblick.de/infopool/tiere/report/trbe0015.html
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ATOM/366: Deutschland übermittelt Bericht zur nuklearen Sicherheit an Internationale Atomenergie-Organisation (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 31. Juli 2019

Reaktorsicherheit
Deutschland erfüllt Verpflichtungen zur nuklearen Sicherheit

Bundesumweltministerium übermittellt Bericht an Internationale
Atomenergie-Organisation



Die Bundesrepublik Deutschland erfüllt ihre Verpflichtungen aus dem
Übereinkommen über nukleare Sicherheit (Convention on Nuclear Safety).
Zu diesem Ergebnis kommt ein Bericht der Bundesregierung, den das
Bundesumweltministerium der Internationalen Atomenergie-Organisation
(IAEO) heute übermittelt hat. Der Bericht beantwortet alle wichtigen
Fragen zum aktuellen Stand der Gewährleistung der nuklearen Sicherheit
und des Strahlenschutzes in der verbleibenden Restlaufzeit der
deutschen Atomkraftwerke bis Ende 2022. Er wird Gegenstand der
nächsten Überprüfungstagung zu dem Übereinkommen sein, die im Frühjahr
des nächsten Jahres in Wien stattfinden wird.

Bundesumweltministerin Schulze: "Der regelmäßige internationale
Austausch zu Fragen der nuklearen Sicherheit ist ein hohes Gut. Der
heute vorgelegte Bericht belegt abermals, dass Deutschland im Bereich
der nuklearen Sicherheit - trotz des beschlossenen Atomausstiegs -
eine Vorbildfunktion hat. Auf der nächsten Tagung zum Übereinkommen
über nukleare Sicherheit in Wien werden wir uns erneut mit Nachdruck
dafür einsetzen, dass das Übereinkommen weiterhin als wirkungsvolles
Instrument zur weltweiten Verbesserung der nuklearen Sicherheit
genutzt wird."

Das völkerrechtliche Übereinkommen über nukleare Sicherheit wurde nach
dem Unfall im Atomkraftwerk Tschernobyl 1986 und den politischen
Umwälzungen in Osteuropa zu Beginn der 1990er Jahre unter maßgeblicher
Beteiligung Deutschlands initiiert und ist seit dem 24. Oktober 1996 in
Kraft. Deutschland ist seit dem 20. April 1997 Vertragspartei.
Insgesamt umfasst das Übereinkommen gegenwärtig 86 Vertragsparteien.

Die wichtigsten Ziele des Übereinkommens bestehen in der Erreichung
und Beibehaltung eines weltweit hohen Standes der nuklearen Sicherheit
von Atomkraftwerken, in der Gewährleistung wirksamer
Abwehrvorkehrungen gegen mögliche radiologische Gefahren und in der
Verhütung von Unfällen mit radiologischen Folgen bzw. deren
Folgenminderung.

Jede Vertragspartei hat die zur Erfüllung der Verpflichtungen aus dem
Übereinkommen erforderlichen innerstaatlichen Schritte zu unternehmen
und den anderen Vertragsparteien darüber alle drei Jahre zu
unterrichten. Dies geschieht durch einen schriftlichen Bericht und
mündlich im Rahmen einer zweiwöchigen Überprüfungstagung. Der Bericht
ist ein halbes Jahr vor der Überprüfungstagung bei der IAEO zu
hinterlegen und wird allen Vertragsparteien zur Verfügung gestellt.
Die nächste Überprüfungstagung wird vom 23. März bis zum 3. April 2020
in Wien stattfinden.

Das Bundeskabinett hat den Bericht bereits am 12. Juni 2019
beschlossen. Er kann abgerufen werden unter: 

https://www.bmu.de/WS4630.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 130/19, 13.07.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)
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FRAGEN/013: 25 Jahre Ozonwarnung - "Spitzenwerte wie damals sind heute selten" (FZJ)


Forschungszentrum Jülich GmbH - 26. Juli 2019

25 Jahre Ozonwarnung: "Spitzenwerte wie damals sind heute
selten"



Auch damals, vor 25 Jahren, am 26. Juli 1994, waren die Temperaturen
und Ozonwerte hoch. Es war ein Dienstag und der Tag, an dem die
rot-grüne Landesregierung in Hessen erstmals in Deutschland einen
Ozonalarm ausrief. Franz Rohrer und Dieter Klemp vom Institut für
Energie- und Klimaforschung am Forschungszentrum Jülich erklären im
Interview, warum Spitzenwerte von über 300 Mikrogramm pro Kubikmeter,
wie sie damals gemessen wurden, kaum noch auftreten. Und warum
ausgerechnet die Stickoxide aus dem Autoverkehr dafür sorgen, dass die
Ozonkonzentration in den Städten heute so viel niedriger ausfällt.




[image: Abb.: © Forschungszentrum Jülich / Franz Rohrer]

Jahresmittelwerte für O3 (Ozon) und Ox (Ox=O3+NO2) an den Stationen
des Umweltbundesamtes/LANUV in Simmerath (DENW064) und in
Köln-Chorweiler (DENW053). Gepunktete vertikale Linien markieren
außergewöhnlich heiße Jahre mit einer mittleren Temperatur während der
Sommermonate von über 18°C in Deutschland.

Abb.: © Forschungszentrum Jülich / Franz Rohrer



Dieter Klemp kann sich an das historische Ereignis noch gut erinnern.
Er war damals damit beschäftigt, Ozon und andere Schadstoffwerte in
der Luft zu messen. Auch heute ist er immer noch häufig mit dem
mittlerweile mobilen Messlabor, dem MOBILAB, unterwegs, um die
Luftqualität in Städten und Ballungsräumen zu beurteilen.

Wie haben Sie den Tag damals vor 25 Jahren erlebt?

Dieter Klemp: Wir haben damals, am 26. Juli im Sommer 1994, in
Wuppertal mit unserer Laborausrüstung vom Forschungszentrum gemessen,
die damals noch nicht mobil war. Das Labor stand im Stadtgebiet bei
der Universität. Und dort haben wir damals eine
Ozon-Sommersmog-Periode beobachtet, bei der man von Tag zu Tag einen
Anstieg von 10 bis 20 Mikrogramm verzeichnen konnte. Das Ozon ging
hoch bis auf 260 Mikrogramm pro Kubikmeter. So viel erreicht man heute
praktisch nicht mehr.




[image: Abb.: © Forschungszentrum Jülich / Franz Rohrer]

Im Vergleich zu der Situation in Simmerath ist hier die Konzentration
von Ozon direkt an der Westküste Irlands an der Global Atmospheric
Watch (GAW) Station Mace Head eingezeichnet. Die Konzentration von NO2
ist dort zu vernachlässigen. Die gepunkteten vertikalen Linien
markieren wieder Jahre mit einer mittleren Temperatur während der
Sommermonate von über 18°C in Deutschland.

Abb.: © Forschungszentrum Jülich / Franz Rohrer



Wie hat sich die Situation seither verändert?

Franz Rohrer: Die Spitzenwerte werden heute nicht mehr in dieser Weise
beobachtet, wie es damals der Fall war. Der Grund dafür sind vor allem
die Katalysatoren, die damals für Autos und LKWs eingeführt wurden.
Die haben den Ausstoß von Kohlenwasserstoffen stark reduziert. Die
Kohlenwasserstoffe sind so etwas wie der Brennstoff für die
Ozonbildung. Und weil deren Konzentration in der Umwelt innerhalb von
25 Jahren um mehr als einen Faktor 15 gesunken ist, haben wir es heute
mit einem viel kleineren Ozon-Problem zu tun.




[image: Abb.: © Forschungszentrum Jülich / Franz Rohrer]

Gegenüberstellung der Stundenmittelwerte für O3 (Ozon) an der Station
Niederzier des Umweltbundesamtes/LANUV (DENW074) für 1994 und 2019,
jeweils für Ende Juli. Die gestrichelte Linie markiert einen Ozonwert
von 120 µg/m3. In Rot hervorgehoben sind jeweils die Daten des 26.
Juli.

Abb.: © Forschungszentrum Jülich / Franz Rohrer



Verstärkt wird der Effekt noch dadurch, dass die Stickoxide trotz
Katalysator wegen der Dieselproblematik nicht genauso stark gesunken
sind. Grund dafür ist, dass der Anteil von Diesel-PKW an der
Fahrzeugflotte insgesamt größer geworden ist und den Effekt der
starken Stickoxidminderung bei Benzin-PKW fast ausgeglichen hat.

Wie hängen Stickoxide und Ozon zusammen?

F.R.: In der Nähe von dichtem Verkehr an den Straßen gibt es eine
besondere, sozusagen lokale Situation. Das vom Verkehr freigesetzte
Stickstoffmonoxid (NO) wandelt sehr schnell Ozon in Stickstoffdioxid
(NO2) um. Es nimmt das Ozon praktisch lokal aus der Luft. Das führt
dazu, dass die Ozon-Konzentration in Städten extrem niedrige Werte
annehmen kann. An den Messstationen vieler Verkehrsstraßen gibt's
deswegen sogar überhaupt keine Ozonmessungen mehr. Das Ozon ist dort
einfach schon lange Zeit unter der Messgrenze.

Umgekehrt gilt: Geht der Stickstoffmonoxid-Eintrag zurück, dann wird
lokal auch weniger Ozon aus der Luft entfernt. Dann steigen - nicht
unbedingt die Spitzenwerte, aber die Mittelwerte von Ozon - wieder an.
Und genau diese Situation erlebt man gerade in einigen Städten.

Können Sie vielleicht ein Beispiel nennen?

F.R.: Mithilfe des frei zugänglichen Webtools des Forschungszentrums
"JOIN" (https://join.fz-juelich.de) kann man das gut erläutern. Ich
habe mir damit die Stations-Daten von Simmerath herausgezogen. Das ist
eine sogenannte Hintergrundstation, die kaum durch Abgase aus dem
Verkehr beeinflusst wird. Dort war die beobachtete Ozon-Konzentration
in den letzten 25 Jahren weitgehend konstant. "Ausreißer" sind vor
allem durch Jahre mit hoher Temperatur zu erklären, bei denen durch
die beschleunigte Photochemie mehr Ozon entsteht. Das war
beispielsweise 2003 oder letztes Jahr, 2018, der Fall. Wenn man sich
jetzt eine andere Station anschaut, die am Stadtrand gelegen ist wie
Köln-Chorweiler, dann sieht man, dass die Ozon-Werte der letzten Jahre
dort hochgehen.

D.K.: Der Grund für den Anstieg in Chorweiler ist aber nicht, dass von
außen mehr Ozon eingetragen wird. Das belegt die
Hintergrund-Konzentration in Simmerath, denn die ist erstens größer
und zweitens hat sie sich ja kaum verändert. Entscheidend ist, dass
die Stickoxid-Emissionen aus dem Verkehr zurückgegangen sind. An der
Station Chorweiler sind es etwa 30 Prozent weniger Stickoxide seit
1990. Entsprechend wird weniger Ozon umgewandelt und die
Ozonkonzentration steigt an.

Was das bedeutet, erkennt man, wenn man neben dem Ozon die
Stickstoffdioxid-Konzentration berücksichtigt. NO2 enthält ja
praktisch das Ozon, das lokal umgewandelt wurde. Dabei sieht man: Die
Summe von Ozon und Stickstoffdioxid erhöhte sich in Chorweiler über
die Jahre nicht, genauso wenig wie an einer Hintergrundstation wie
Simmerath.

Woher kommt das gemessene Ozon?

F.R.: Oft wird vergessen, dass Ozon extrem lange in den unteren
Schichten der Atmosphäre, der Troposphäre, erhalten bleibt, und zwar
bis zu einem Monat! In dieser Zeit kreist es in unseren Breiten mit
den typischen Westwinden mehrmals um den Globus. Der größte Teil des
Ozons wird gar nicht hier in Deutschland gebildet, sondern strömt
direkt aus den USA über den Atlantik herüber. Dafür braucht es nur
wenige Tage. Auch Ozon aus China und Indien zieht westwärts in die
USA, und kommt danach zu uns. Und geht dann natürlich von uns wieder
Richtung Asien und so weiter.

Wie entsteht dieses Ozon?

F.R.: Ozon bildet sich aus dem photochemischen Abbau der
Kohlenwasserstoffe, die meist aus dem Straßenverkehr, aber auch aus
Industrie und von Pflanzen stammen. Weitere wichtige Quellen
heutzutage sind übrigens Parfüms, Shampoos und Deos. Die stehen heute
in amerikanischen Städten oft an erster Stelle, weil die dortigen
Verkehrsemissionen stark gesunken sind.

In diesem Kontext spielen verschiedene Prozesse eine Rolle. Ein
bisschen von dem Ozon, das aus den USA herüberkommt, wird durch den
Kontakt mit dem Boden abgebaut. Daneben gibt es die genannten
photochemischen Prozesse. Durch die kommt wieder ein wenig Ozon hinzu.
Im Großen und Ganzen ist es meiner Meinung nach aber so, dass Ozon in
Europa im Jahresmittel gesehen heute stärker abgebaut wird als neu
entsteht.

Das sieht man sehr schön, wenn man sich den Ozontrend an der Westküste
Europas an der GAW Station Mace Head anschaut. Dort ist die
NO2-Konzentration so niedrig, dass sie praktisch zu vernachlässigen
ist. Man kann dort daher das Ozon beobachten, das über den Atlantik
von USA nach Europa herüberkommt. Und das nahm in den letzten Jahren
in Mace Head etwas zu.

Warum hat man heute an heißen Tagen teilweise immer noch recht hohe
 Werte?

F.R.: Wenn bestimmte Wetterlagen, sogenannte stagnierende
Hochdruckgebiete, die Schadstoffe über eine gewisse Zeit an einem Ort
zusammenhalten, dann kann es immer noch sein, dass dort für diese
relativ kurze Zeitspanne von ein paar Tagen Ozon gebildet wird und von
Tag zu Tag ansteigt. Kurzfristig anberaumte Fahrverbote in so einer
Situation bringen dann aber nichts mehr. Die Suppe mit all ihren
Zutaten ist dann schon da, und sie ist dann schon am Kochen. Für das
Jahresmittel spielen solche Spitzenwerte in der Regel übrigens keine
Rolle. Meistens dauert es nur ein paar Tage. Sobald das stagnierende
Hochdruckgebiet sich auflöst und die Durchmischung der Luft wieder
stattfindet, normalisieren sich die Werte.

Jetzt im Augenblick beginnt gerade wieder so eine Periode mit hohen
Temperaturen. Das Beispiel zeigt den Anstieg der derzeitigen
Ozonkonzentration an der Messstation Niederzier, die direkt neben dem
Forschungszentrum Jülich steht. Zum Vergleich wird auch die dortige
Situation 1994 gezeigt, die die generell höheren Werte vor 25 Jahren
in dieser Gegend verdeutlicht.

Zum Schluss noch ein Blick in die Zukunft: Bekommt das Ozon-Problem
 mittel- und langfristig wieder mehr Gewicht?

F.R.: Ich vermute, dass die Verkehrsemissionen langfristig sinken
werden, wahrscheinlich sogar in den nächsten 25 Jahren auf einen
winzigen Bruchteil zurückgehen. Daher glaube ich, dass wir dann auch
kein Problem mehr mit dem Ozon haben werden. Das gilt aber nur, wenn
kein anderer Kohlenwasserstoff-Emittent dazukommt. Denn dann gingen
die Werte direkt wieder hoch. Es wird vor allem auch darauf ankommen,
wie sich die Emissionen in anderen Ländern wie Indien und China
verändern. Wenn sich die Wirtschaft in Indien weiter so entwickelt,
und mehr Wirtschaft bedeutet heute immer auch mehr Energieerzeugung
aus fossilen Energieträgern, dann führt das vermutlich zu mehr Ozon.
Und das kommt letztlich hier an, auch wenn es einmal um den Globus
muss.

D.K.: Andererseits muss man aber schon sagen, dass man in den letzten
25 Jahren eine Menge erreicht hat, vor allem bedingt durch die
Fahrzeug-Katalysatoren. Das gilt zumindest für Ozon. In Bezug auf die
Stickoxide hat es bisher nicht so viel gebracht. Trotzdem war die
Einführung des Katalysators natürlich eine tolle Erfolgsgeschichte.
Und in der Zukunft kann sich auch noch viel verändern.



Das Forschungszentrum Jülich leistet wirksame Beiträge zur Lösung
großer gesellschaftlicher Herausforderungen in den Bereichen
Information, Energie und Bioökonomie. Es konzentriert sich auf die
Zukunft der Informationstechnologien und -verarbeitung, komplexe
Vorgänge im menschlichen Gehirn, den Wandel des Energiesystems und
eine nachhaltige Bioökonomie. Das Forschungszentrum entwickelt die
Simulations- und Datenwissenschaften als Schlüsselmethode der
Forschung weiter und nutzt große, oft einzigartige wissenschaftliche
Infrastrukturen. Dabei arbeitet es themen- und disziplinenübergreifend
und nutzt Synergien zwischen den Forschungsgebieten.




Weitere Informationen:

Interview online 

https://www.fz-juelich.de/portal/DE/Presse/Pressemitteilungen/PM_node.html

Beitrag "Dieselfahrverbote mit Nebenwirkungen" in effzett - Das
Magazin aus dem Forschungszentrum Jülich, Ausgabe 1-2018 

http://effzett.fz-juelich.de/1-18/dieselfahrverbote-mit-
nebenwirkungen/

Institut für Energie- und Klimaforschung, Troposphäre (IEK-8) 

https://www.fz-juelich.de/iek/iek-8/DE/Home/home_node.html

 * 
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LUFT/631: 25 Jahre Ozon-Alarm - steigende Belastung (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 25. Juli 2019

25 Jahre Ozon-Alarm: Deutsche Umwelthilfe fordert angesichts
steigender Ozonbelastung konsequente Absenkung der Stickoxide aus
Dieselabgasen

Ausgerechnet am Tag des 25. Jubiläums des ersten Ozon-Alarms in
Deutschland ist die Belastung auf Rekordwerte angewachsen - Der Süden
und der Westen der Republik leidet aktuell unter extremen
Ozon-Belastungen - Dieselfahrzeuge und Lösemittel sind Hauptquellen
für die Ozonbelastung - Deutsche Umwelthilfe fordert endlich wirksame
Maßnahmen und rechtliche Regelungen zur Minderung der
Vorläufersubstanzen von Ozon wie Stickoxide und Kohlenwasserstoffe



Berlin, 25.7.2019: 25 Jahre nach Ausruf des ersten Ozon-Alarms in
Hessen fordert die Deutsche Umwelthilfe (DUH) eine wirksame Minderung
der Vorläufersubstanzen dieses gesundheits- und klimaschädlichen
Reizgases. Die DUH kritisiert, dass die Bundesregierung es bis heute
versäumt hat, eine effektive Nachfolgeregelung für die 1995 außer
Kraft getretene Ozonverordnung einzuführen, die bei Werten wie den
aktuell gemessenen, zu Fahrverboten und Geschwindigkeitsbeschränkungen
auch auf Autobahnen geführt hätte.

Je höher die Lufttemperatur, desto höher ist bei gleichzeitig hohen
Belastungswerten von Stickoxiden oder Kohlenwasserstoffen die Bildung
von bodennahem Ozon. Mit dem Fortschreiten der Klimaerwärmung ist
insbesondere bei ausbleibenden Maßnahmen der Luftreinhaltung mit einer
weiteren Erhöhung der Ozon-Belastung zu rechnen. Umso dringlicher ist
es, dass endlich wirksame Maßnahmen und rechtliche Regelungen zur
schnellstmöglichen Minderung der Vorläufersubstanzen von Ozon, wie
Stickoxide und Kohlenwasserstoffe, ergriffen werden.

"In den kommenden Jahren werden wir noch häufiger hohe sommerliche
Temperaturen erleben. Dabei wandeln sich die innerstädtisch in hoher
Konzentration vorhandenen Stickoxide, die dort vor allem aus den
Dieselabgasen stammen, in Ozon um. Verschärft wird die Lage durch das
Versagen der Politik, Kohlenwasserstoffe aus der Industrie und
alltäglichen Produkten wie Farbsprays und Klebstoffe, drastisch zu
reduzieren. Der jahrzehntelange Abgasbetrug der Dieselkonzerne ist
maßgeblich dafür verantwortlich, dass wir in den Städten nach 25
Jahren immer noch zu hohe Ozonwerte im Sommer verzeichnen, unter denen
Menschen und Umwelt leiden. Verkehr und Industrie sind die
Hauptquellen der Stoffe, die zur Bildung von Ozon führen. In beiden
Sektoren versagt die Bundesregierung, was die Durchsetzung von
Abgasstandards angeht, um die Ursachen der Belastung anzugehen",
kritisiert Jürgen Resch, Bundesgeschäftsführer der DUH.

Nach Angaben des Umweltbundesamtes steigt seit 1990 die
durchschnittliche Ozon-Konzentration in der innerstädtischen Atemluft
vielerorts weiter an. Ozon bildet sich aus den Vorläuferstoffen
Stickoxiden (NO und NO2) und flüchtigen Kohlenwasserstoffen (VOC) und
ist an einen photochemischen Prozess gebunden. Daher tritt besonders
an sonnigen und heißen Tagen in den Nachmittags- und Abendstunden eine
hohe Ozonbelastung auf.

Die Ozonverordnung aus dem Jahr 1995, die in den 90er Jahren
Fahrverbote bei zu hoher Belastung vorsah, trat 1999 außer Kraft.
Heute gilt auf Basis der 39. Verordnung zum
Bundes-Immissionsschutzgesetz eine sogenannte Informationsschwelle von
180 µg/m3 als 1-Stunden-Mittelwert sowie eine Alarmschwelle von 240
µg/m3 als 1-Stunden-Mittelwert. Die Weltgesundheitsorganisation
empfiehlt einen Grenzwert von 100 µg/ml im 8-Stunden-Mittel, der
jedoch nach Angaben der Europäischen Umweltagentur an nur 4 Prozent
aller und nur an zwei der insgesamt 537 Messstationen im ländlichen
Hintergrund im Jahr 2016 eingehalten wurde. Für das Jahr 2015 gibt die
Agentur in ihrem jährlichen Bericht zur Luftqualität (2018) 3.000
vorzeitige Todesfälle für Deutschland aufgrund zu hoher Ozonbelastung
an.

"Dass die Bundesregierung es bis heute versäumt hat, eine effektive
Nachfolgeregulierung für die Ozonverordnung von 1995 einzuführen,
ergänzt die Reihe massiver umweltpolitischer Versäumnisse dieser und
der Vorgängerregierungen. Zur Bekämpfung der Ozonbelastung sind Bund
und Länder gefordert, und zwar im Zusammenspiel mit den europäischen
Nachbarn, denn Ozon ist ein flächendeckendes Problem. Einige unserer
Nachbarn, wie etwa Frankreich und auch die Schweiz, handeln hier
entschlossener. Wir brauchen dringend ein Gesamtkonzept zur Minderung
der entsprechenden Vorläufersubstanzen für Ozon. Dazu gehört, dass wir
konsequent alle schmutzigen Dieselfahrzeuge entweder mit Fahrverboten
belegen oder durch Hardware-Nachrüstungen wieder sauber machen aber
auch die Minderung der Kohlenwasserstoff-Emissionen zum Beispiel aus
Lösemitteln", so Resch weiter.

Erst im Juni dieses Jahres hatte die französische Regierung ein
Fahrverbot für etwa 60 Prozent aller Fahrzeuge im Großraum Paris
aufgrund hoher Ozonbelastung bei heißen Außentemperaturen verhängt.

Hintergrund:

Erhöhte Ozonkonzentrationen können Reizung der Atemwege, Husten,
Kopfschmerzen und Atembeschwerden bis hin zu Einschränkungen der
Lungenfunktion und Lungenkrankheiten hervorrufen. Sie führen aber auch
zu Schädigungen von Pflanzen, insbesondere einjährigen Nutzpflanzen
und somit zu immer höheren Ertragseinbußen.

Die Ozon Verordnung von 1995, basierend auf Paragraph 40 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, sah Fahrverbote für Fahrzeuge ohne
Katalysator ab einer Belastung von 240 µg/ml im Mittelwert über eine
Stunde vor. Ab einer Konzentration von 180 µg/ml galten
Geschwindigkeitsbegrenzungen von 90 km/h auf Autobahnen und 80km/h auf
Landstraßen.

Die Ozon-Verordnung aus dem Jahr 1995, die Fahrverbote bei zu hoher
Belastung vorsah, trat 1999 außer Kraft. Kurzfristig wirksame
Maßnahmen wie das Fahrverbot von einst sind nicht mehr Gegenstand der
Regulierung. Bei Ozon-Werten ab 180 µg/m3 wird gesundheitlich
empfindlichen Personen, insbesondere Kindern und älteren Menschen
empfohlen, auf anstrengende Tätigkeiten oder sportliche Aktivitäten im
Freien zu verzichten. Bei Werten ab 240 µg/m3 richtet sich diese
Empfehlung an alle Bürgerinnen und Bürger. Weiterhin gilt ein Zielwert
von 120 µg/ml, der an höchstens 25 Tagen im Jahr, gemittelt über drei
Jahre, überschritten werden darf. Dieser Wert, der ab 2020 als
8-Stunden-Mittelwert im Kalenderjahr einzuhalten ist, wird nach
Aussage des Umweltbundesamts in ganz Deutschland überschritten.



Hintergrundpapier 'Bodennahes Ozon - das unterschätzte Problem' 

https://www.duh.de/fileadmin/_migrated/content_uploads/policy_brief_3_2015_Ozon_dt.pdf

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)
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ÖKOSYSTEME/134: Wie der Klimawandel Beziehungen stört (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 18.07.2019

Wie der Klimawandel Beziehungen stört



Pflanzen sind auf die Bestäubung durch Bienen angewiesen; Bienen
benötigen Nektar und Pollen. Wie sich der Klimawandel auf diese
gegenseitige Abhängigkeit auswirkt, haben Wissenschaftlerinnen der Uni
Würzburg untersucht.




[image: Fotos: © Sandra Kehrberger]

Die Klimaerwärmung kann die wechselseitige Abhängigkeit von Pflanzen
und Tieren stören - wie beispielsweise im Fall der Gehörnten
Mauerbiene (l.), der Roten Mauerbiene und der Küchenschelle.

Fotos: © Sandra Kehrberger



Höhere Durchschnittstemperaturen, wie sie mit dem Klimawandel
einhergehen, können gravierende Auswirkungen auf die Tier- und
Pflanzenwelt haben, indem sie deren wechselseitige Abhängigkeiten
stören: Während beispielsweise die gewöhnliche Küchenschelle
(Pulsatilla vulgaris) sehr empfindlich auf steigende Temperaturen
reagiert und immer früher im Jahr blüht, reagiert einer ihrer
wichtigsten Bestäuber - eine Wildbienenart -beim Schlüpfen nicht ganz
so schnell. Das kann im Extremfall dazu führen, dass die Pflanze keine
Samen ausbilden und sich nicht vermehren kann, während die Biene wegen
des fehlenden Nahrungsangebots auf andere Pflanzen ausweichen muss.

Dieser Befund ist das zentrale Ergebnis einer neuen Studie, die
Wissenschaftlerinnen der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU)
jetzt in der Fachzeitschrift Plos One veröffentlicht haben.
Verantwortlich dafür sind die Privatdozentin Dr. Andrea Holzschuh vom
Lehrstuhl für Zoologie III (Tierökologie) und ihre Doktorandin Sandra
Kehrberger.




[image: Fotos: © Sandra Kehrberger]

Auf Kalkmagerrasen wie hier zu sehen haben die Wissenschaftlerinnen
ihre Untersuchungen durchgeführt. Der Holzpfosten enthält Schlupfdosen
samt Bienenkokons und Nisthilfen.

Fotos: © Sandra Kehrberger



Blütezeit und Schlupf müssen zueinander passen

"Wir haben den Einfluss der Temperatur auf zwei Frühlingsbienen-Arten
sowie auf die Küchenschelle, eine der ersten blühenden Pflanzen,
untersucht", beschreibt Sandra Kehrberger das Experiment. Die
Wissenschaftlerinnen haben sich insbesondere dafür interessiert, wie
sich unterschiedliche Winter- und Frühlingstemperaturen auf den
Zeitpunkt des Schlupfes der Gehörnten Mauerbiene (Osmia cornuta) und
der Roten Mauerbiene (Osmia bicornis) sowie auf die Blütezeit der
Küchenschelle auswirken.

Der zeitlichen Synchronisation beider Ereignisse - Schlupf und Blüte -
kommt im Leben sowohl der Bienen als auch der Pflanze eine besondere
Bedeutung zu: "Für Wildbienen ist der richtige Zeitpunkt des Schlupfes
insbesondere im Frühling zu Beginn der Vegetationsperiode wichtig, da
bereits eine kurze Zeitspanne ohne blühende Pflanzen und damit ohne
Nahrung negative Folgen für das Überleben der Bienen und die Anzahl an
Nachkommen haben kann", erklärt Dr. Andrea Holzschuh. Aber auch für
Pflanzenarten, die zu Beginn der Vegetationsperiode blühen und auf die
Bestäubung durch Wildbienen angewiesen sind, ist der richtige
Zeitpunkt der Blüte von Bedeutung. "Ein Mangel an Bestäubern kann für
sie und für ihren Reproduktionserfolg negative Folgen haben", ergänzt
Sandra Kehrberger.

Die Küchenschelle reagiert schneller

Für ihre Studie haben die Wissenschaftlerinnen Bienen-Kokons auf elf
Magerrasen in der Umgebung Würzburgs platziert, auf sieben Magerrasen
haben sie zusätzlich die Blüte der Küchenschelle erforscht. "Da sich
die jeweiligen Magerrasen in ihrer Flächentemperatur unterschieden,
konnten wir die Auswirkungen von höheren Temperaturen, wie sie auch im
Rahmen des Klimawandels auftreten können, auf den Zeitpunkt der Blüte
der Küchenschelle sowie den Schlupf der Mauerbienen untersuchen", sagt
Kehrberger.

Das Ergebnis war eindeutig: Mit steigenden Temperaturen setzt die
Blüte der Küchenschelle früher ein. Dem hinkt der Schlupfzeitpunkt der
beiden Mauerbienen etwas hinterher. Damit besteht die Gefahr, dass die
ersten Blüten der Küchenschelle in der Abwesenheit von geeigneten
Bestäubern blühen. Dies könnte zu einem reduzierten
Fortpflanzungserfolg und in Folge dessen auch zu einem Schwund der
Pflanzenpopulation führen. Somit stellt der Klimawandel für die
heimische Küchenschelle, die bereits als bedroht auf der Roten Liste
geführt wird, eine weitere Gefährdung dar. Aber auch für die
Wildbienen kann dieses zeitliche Auseinanderdriften eine Gefährdung
darstellen, wenn sich dadurch die Verfügbarkeit von Nahrung verändert.

Klimawandelt bedroht heimische Arten

"Unsere Forschung zeigt, dass auch der Klimawandel eine Bedrohung für
heimische Pflanzen- und Wildbienenarten darstellt, die bereits durch
andere Faktoren, wie den Verlust an Lebensraum und die intensive
Landwirtschaft unter starkem Druck stehen", schlussfolgert deshalb
Sandra Kehrberger. Mit ihren Forschungsergebnissen wollen die beiden
Wissenschaftlerinnen das Ausmaß dieser Bedrohung aufzeigen. Sie
hoffen, dass ihre Forschungsergebnisse dabei helfen, die möglichen
Konsequenzen der Klimaerwärmung auf Pflanze-Bestäuber-Interaktionen
besser abschätzen zu können und zu verdeutlichen, wie wichtig es ist,
die Klimaerwärmung auf ein Minimum zu beschränken.

Zum Hintergrund

Mehr als 550 Wildbienenarten gibt es in Deutschland. Der Großteil von
ihnen lebt solitär, das heißt: Im Gegensatz zu Honigbienen, die
Kolonie bilden, baut bei ihnen jedes Weibchen sein eigenes Nest, das
es mit Nektar und Pollen für die Larven ausstattet. Sowohl Wildbienen
als auch Pflanzen nutzen die Temperatur als Indikator für den
richtigen Zeitpunkt der Blüte beziehungsweise des Schlupfes; sie
synchronisieren so ihr Erscheinen. Die Klimaerwärmung führt dazu, dass
sich das Erscheinen vieler Pflanzen- und Tierarten verfrüht -
allerdings nicht unbedingt im gleichen zeitlichen Rhythmus.

Originalpublikation:

Warmer temperatures advance flowering in a spring plant more strongly
than emergence of two solitary spring bee species. Sandra Kehrberger,
Andrea Holzschuh, PLOS, 

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0218824

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news719482
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http://idw-online.de/de/institution99
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WALD/178: Waldsterben - Naturwälder können Weg aus der Krise zeigen (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 25. Juli 2019

Waldsterben 2.0: Naturwälder können Weg aus der Krise zeigen

Klimawandel verursacht dramatisches Waldsterben in unerwartetem Ausmaß
- Erkenntnisse aus Naturwäldern sind enorm wichtig



Hilpoltstein, 25.07.2019 - Der Klimawandel zeigt auch im Freistaat
immer dramatischere Ausmaße. Derzeit sind an vielen Stellen die
Auswirkungen auf die bayerischen Wälder für jeden sichtbar. Die
Geschwindigkeit, in der diese voranschreiten, lässt bereits von einem
"Waldsterben 2.0" sprechen. Nach dem extrem trockenen Jahr 2018
verzeichnet auch dieser Sommer erneut Temperaturrekorde und viel zu
wenig Niederschläge. "Das Ausmaß des derzeitigen Waldsterbens ist
wirklich dramatisch. Wie unser Wald in Zukunft aussehen wird, ist kaum
vorauszusehen. Wir bewegen uns zunehmend auf Neuland und Patentrezepte
im Umgang mit dem neuen Waldsterben gibt es nicht", so der
LBV-Vorsitzende Dr. Norbert Schäffer. "Naturwäldern kommt in diesem
Lern- und Entwicklungsprozess eine zentrale Rolle zu. Denn dort können
ungestört Anpassungsprozesse ablaufen, die entscheidende Antworten auf
die wichtigsten Fragen zum neuen Waldsterben liefern", erklärt der
Naturschützer weiter. Der LBV fordert deshalb mehr Großschutzgebiete
für Laubwälder wie zum Beispiel im Steigerwald und Spessart
einzurichten.




[image: Foto: © Dr. Christian Stierstorfer]

Absterbende Rotbuche - südliche Oberpfalz, 21.7.2019: 

Immer häufiger kann man Buchen sehen, die rot-braun aus den Beständen
ragen, oder gar keine Blätter mehr haben. Diese Bäume sind tot, denn
die Buche hat nur ein geringes Potential, derartige Totalschäden in
der Krone zu überleben.

Foto: © Dr. Christian Stierstorfer



Um zukünftige Lösungen gegen das aktuelle Waldsterben zu finden, kommt
Großschutzgebieten eine enorm wichtige Rolle zu. "In ihnen spielt sich
das gesamte Spektrum der zeitlich-räumlichen Entwicklungsdynamik eines
Waldes ab. Dort können wir lernen und beobachten, wie die Natur mit
dem Klimawandel umgeht und daraus die richtigen Schlüsse ziehen", sagt
der LBV-Vorsitzende. Voraussetzung dafür sei ein funktionierendes
Netzwerk von Waldschutzgebieten, in denen sich die Natur nach ihren
eigenen Gesetzen ohne forstliche Eingriffe entwickeln darf. "Wir
müssen in großen Waldschutzgebieten die natürlichen Anpassungsprozesse
an den Klimawandel zulassen. Daraus können wir essenzielle
Informationen gewinnen, nicht zuletzt für die Waldwirtschaft der
Zukunft," beschreibt Schäffer die zentrale Idee des LBV zur Rettung
des Waldes.

Ein solches Netzwerk von Waldschutzgebieten muss alle Waldtypen auf
ihren spezifischen Standorten in den jeweiligen Naturräumen
repräsentieren. Damit das Netzwerk funktionieren kann, dürfen die
Schutzgebiete nicht voneinander isoliert sein. Nur dann sind auch die
räumliche Verlagerung der jeweiligen Waldtypen als Anpassung an den
Klimawandel möglich, zum Beispiel die Verschiebung in andere
Höhenzonen oder Regionen mit geeigneten Klimabedingungen.

Als Reaktion auf das durch den Klimawandel bedingte Waldsterben
fordert der LBV weitere Großschutzgebieten für Laubwälder des
Flachlandes einzurichten, beispielsweise im Steigerwald und Spessart.
Für die Auwälder hat der Bayerische Ministerpräsident
erfreulicherweise bereits ein großdimensioniertes Schutzgebiet an der
Donau angekündigt. Zwischen diesen großen Schutzgebieten müssen
zusätzlich kleinere Waldschutzgebiete und Naturwaldreservate in
ausreichender Dichte als Vernetzungsstruktur funktionieren.

Mehr auf Naturverjüngung setzen

Der LBV fordert beim Anbau nicht einheimischer Baumarten wie
Douglasie, Roteiche oder Robinie zurückhaltend zu agieren. "Diese
Arten haben bei uns nur eine geringe ökologische Einbindung, was zu
Problemen für unsere natürlichen Waldökosysteme und deren
Artenvielfalt führen könnte", sagt der LBV-Waldreferent Dr. Christian
Stierstorfer.

In bewirtschafteten Wäldern sollte deshalb neben der vermehrten
Pflanzung von Bäumen im Zuge des Waldumbaus, wie jüngst von
Ministerpräsident Markus Söder angekündigt, vor allem auf die
Naturverjüngung gesetzt werden. "In den immer häufigeren Extremsommern
haben gepflanzte Bäumchen in den ersten Jahren schlechte Karten.
Selbständig gekeimte, einheimische Baumarten hingegen haben gute
Chancen durchzukommen, da sie von Anfang an ein ausreichendes und
tiefreichendes Wurzelwerk entwickeln können", erklärt Christian
Stierstorfer. Auch wenn dadurch mitunter forstlich weniger erwünschte
Baumarten wachsen, sollte der Erhalt des Waldes und seiner Funktionen
im Vordergrund stehen. "Angesichts der dramatischen Situation müssen
wir die Potentiale, die uns die Natur glücklicherweise bietet, voll
ausschöpfen", sagt der LBV-Biologe.

Hintergrund zum Waldsterben 2.0

Bäume können einzelne Extremjahre durchaus überstehen. Häufen sich
diese oder folgen sie aufeinander kommen sogar große, vitale Bäume in
Schwierigkeiten. Geschwächt durch Hitze und Trockenheit sind sie
zusätzlich anfälliger für Schädlinge und Krankheiten. Dies zeigt sich
derzeit in dramatischer Weise: Neben den Fichten, die bereits seit
Jahren von Borkenkäfern massiv dezimiert werden, trifft es nun auch
viele weitere Arten. Die Waldkiefer, die eigentlich als durchaus
trockenheitstolerant galt, wird zunehmend dahingerafft. Sehr
besorgniserregend ist das zunehmende Absterben von Buchen, darunter
auch mächtige Altbäume. Während die meisten Fichten- und Kiefernforste
vom Menschen angelegt oder gefördert sind, ist mit der Buche die
wichtigste Baumart der natürlichen Waldvegetation Zentraleuropas
betroffen.

 * 
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FORSCHUNG/777: Das Klima wandelt sich schneller, als sich die Tierwelt anpassen kann (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 23.07.2019

Das Klima wandelt sich schneller, als sich die Tierwelt anpassen
kann



Obwohl Tiere häufig auf den Klimawandel reagieren, sind solche
Reaktionen im Allgemeinen unzureichend, um das rasante Tempo des
Temperaturanstiegs zu bewältigen und gehen manchmal in die falsche
Richtung.
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Kohlmeise (Parus major)

Foto: © Bernard Castelein



Der Klimawandel bedroht das Überleben von Tierarten überall auf der
Erde. Ihr Aussterben kann die Gesundheit der Ökosysteme
beeinträchtigen, in denen sie leben. Daher ist es von großer Bedeutung
zu beurteilen, inwieweit Tiere auf sich verändernde Umweltbedingungen -
 zum Beispiel durch eine Verschiebung der Brutzeiten bei Vögeln -
reagieren können und ob diese Veränderungen ein langfristiges
Fortbestehen der Bestände ermöglichen. Um diese Fragen zu beantworten,
hat ein internationales Team von 64 Forschern unter der Leitung von
Viktoriia Radchuk, Alexandre Courtiol und Stephanie Kramer-Schadt vom
Leibniz-Institut für Zoo- und Wildtierforschung (Leibniz-IZW) mehr als
10.000 veröffentlichte wissenschaftliche Studien ausgewertet. Die
Ergebnisse ihrer Analyse sind beunruhigend: Obwohl Tiere häufig auf
den Klimawandel reagieren, sind solche Reaktionen im Allgemeinen
unzureichend, um das rasante Tempo des Temperaturanstiegs zu
bewältigen und gehen manchmal in die falsche Richtung. Die Ergebnisse
wurden in der Fachzeitschrift "Nature Communications" veröffentlicht.

In der Tierwelt ist eine zeitliche Veränderung biologischer Ereignisse
wie Winterschlaf, Fortpflanzung oder Migration (phänologische
Merkmale) die am häufigsten beobachtete Reaktion auf den Klimawandel.
Veränderungen der Körpergröße, der Körpermasse oder anderer
morphologischer Merkmale wurden ebenfalls mit dem Klimawandel in
Verbindung gebracht, zeigen aber - wie in dieser Studie bestätigt -
kein systematisches Muster. Die Forscher untersuchten die
wissenschaftliche Literatur auf Hinweise und Belege, die die
Klimaveränderungen im Laufe der Jahre mit möglichen Veränderungen der
phänologischen und morphologischen Eigenschaften in Verbindung
bringen. Basierend darauf bewerteten sie, ob beobachtete
Merkmalsänderungen mit einem höheren Überleben oder einer erhöhten
Anzahl von Nachkommen verbunden waren. "Unsere Forschung konzentrierte
sich auf Vögel, weil vollständige Daten über andere Tiergruppen knapp
waren", sagt die Hauptautorin Viktoriia Radchuk (Leibniz-IZW). "Wir
zeigen, dass in gemäßigten Regionen die steigenden Temperaturen mit
der Verschiebung des Zeitpunkts biologischer Ereignisse hinzu früheren
Zeiten verbunden sind."

Co-Autor Steven Beissinger (University of California in Berkeley)
sagt: "Dies deutet darauf hin, dass Tierarten durchaus in der Lage
sind, sich an Umweltveränderungen anzupassen. Solange sie sich schnell
genug verändern, um den Klimawandel zu bewältigen, könnten sie daher
in ihrem Lebensraum bleiben, auch wenn dieser sich erwärmt." Der
Senior-Autor Alexandre Courtiol (Leibniz-IZW) fügt jedoch hinzu: "Das
Entscheidende ist die Geschwindigkeit der Anpassungen und unsere
Auswertung legt offen, dass selbst Tierarten, die sich an die
veränderte Umwelt anpassen, dies nicht schnell genug tun, um ihr
Überleben zu garantieren." Co-Autor Thomas Reed (University College
Cork, Irland) erklärt: "Diese Schlussfolgerungen wurden ermöglicht,
indem wir die beobachtete Reaktion auf den Klimawandel mit derjenigen
verglichen, die zu erwarten wäre, wenn eine Population in der Lage
wäre, ihre Eigenschaften in idealer Weise an den Klimawandel
anzupassen."

Noch beunruhigender ist die Tatsache, dass die analysierten Daten
überwiegend gewöhnliche und häufige Arten wie die Kohlmeise (Parus
major), den Trauerschnäpper(Ficedula hypoleuca) oder die Elster (Pica
pica) umfassten, von denen bekannt ist, dass sie mit dem Klimawandel
relativ gut umgehen. "Vergleichbare Anpassungen bei seltenen oder
gefährdeten Arten müssen noch analysiert werden. Wir befürchten, dass
die Prognosen zum Überleben für solche Arten, die für den Naturschutz
von Belang sind, noch pessimistischer sein werden", schließt Stephanie
Kramer-Schadt (Leiterin der Abteilung für Ökologische Dynamiken des
Leibniz-IZW). Die WissenschaftlerInnen hoffen, dass ihre Analysen und
die zusammengestellten Datensätze weitere Forschung zur
Widerstandsfähigkeit von Tierpopulationen im globalen Umweltwandel
stimulieren und zu einem besseren Vorhersagemodell beitragen werden,
um zukünftige Maßnahmen des Naturschutzmanagements zu unterstützen.

Originalpublikation:

Radchuk V et. al (2019) Adaptive responses of animals to climate
change are most likely insufficient. Nature Communications. 

Doi: 10.1038/s41467-019-10924-4
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FORSCHUNG/577: Giftige Gräser - Neue Studie gibt (teilweise) Entwarnung (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 25.07.2019

Giftige Gräser: Neue Studie gibt (teilweise) Entwarnung



Massensterben von Weidetieren, ausgelöst durch giftige Gräser: Solche
Schlagzeilen kennt man vor allem aus Übersee. Ob diese Gefahr auch in
deutschen Wiesen steckt, haben Würzburger Tierökologen erforscht.
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Infektionen mit Epichloë-Pilzen sind in der Regel von außen nicht
sichtbar. Der rote Pfeil zeigt auf eine Epichloë-Hyphe zwischen den
Pflanzenzellen.

Abb.: © Jochen Krauss



"Vorsicht Gift - Gefahr auf der Pferdeweide! Warum das Pferdeparadies
den Tod bedeuten kann": Wer im Internet die Seiten von Pferdehaltern
und Pferdeliebhabern liest, könnte danach seine Umgebung mit ganz
neuen Augen sehen. Denn das, was er bisher für den Inbegriff einer
unbelasteten Natur gehalten hat - sattgrüne Wiesen, auf denen die
Grashalme sich sanft im Wind wiegen - ist demnach in Wirklichkeit ein
Hort zahlreicher giftiger Substanzen, die Pferde, Rinder und Schafe in
Lebensgefahr bringen.

Ob diese Aussagen für Deutschland stimmen, haben Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler vom Lehrstuhl für Tierökologie und Tropenbiologie
der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) in Kooperation mit
Wissenschaftlern aus den USA untersucht. Die Doktorandin Veronika
Vikuk und ihr Betreuer, Professor Jochen Krauß, haben dafür das
Vergiftungspotenzial von 13 Grasarten in drei Regionen Deutschlands
bestimmt. Ihre Ergebnisse, die sie jetzt in der Fachzeitschrift
Applied and Environmental Microbiology veröffentlicht haben, zeigen:
Auch in Deutschland finden sich giftige Substanzen in Gräsern. Die
Gefahr, dass sich Tiere auf der Weide massenhaft vergiften, ist jedoch
gering. Und mit vergleichsweise einfachen Mitteln lässt sie sich
weiter reduzieren.
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Von einigen Epichloë-Arten gibt es allerdings eine sexuelle Form, die
einen außen sichtbaren Fruchtkörper ausbildet.

Abb.: © Jochen Krauss



Ein Pilz produziert die Giftstoffe

Dabei sind es eigentlich gar nicht die Gräser, die das Leben von
Pferden und anderen Weidetieren in Gefahr bringen: "Gräser können in
Symbiose mit endophytischen Pilzen leben. Diese Pilze sind in der
Lage, sogenannte Alkaloide zu produzieren, die für Weidevieh giftig
sein können", beschreibt Veronika Vikuk das Problem. Endophytisch
bedeutet: Der Pilz lebt innerhalb der Pflanze, er ist von außen
zumeist unsichtbar. Von dieser engen Symbiose profitieren beide
Partner: Der Pilz erhält von der Pflanze Nährstoffe, die Pflanze wird
im Gegenzug resistenter gegen Stressfaktoren, wie beispielsweise
Fraßfeinde, oder Trockenheit. Droht Gefahr, kann das Weidegras den
Pilz dazu animieren, verstärkt Giftstoffe zu produzieren. Diese halten
die Tiere davon ab, die Pflanze zu fressen.

"Diese Symbiose wurde vor allem durch Vergiftungsereignisse bei
Weidevieh, wie Schafen oder Kühen, in Neuseeland, Australien und
Nordamerika bekannt", erklärt Jochen Krauß. Rund 100.000 Tiere sollen
2002 in Australien daran gestorben sein; die jährlichen Kosten für die
Landwirtschaft werden auf zwei Milliarden Dollar geschätzt. Allerdings
betrachten nicht alle den Pilz als Gefahr: Aus Sicht von
Pflanzenzüchtern ist die Symbiose von einigen Rasengräsern und
speziellen Pilzen erwünscht, immerhin erhöht sie dessen
Stressresistenz und verbessert den Ertrag. Saatgut wird deshalb heute
teilweise gezielt mit speziellen Endophyten besiedelt.

Gift in fünf Grasarten entdeckt

"In Europa gibt es bisher nur wenige Berichte über solche Vergiftungen
von Weidevieh", sagt Veronika Vikuk. Wie hoch die Infektionsraten
verschiedener Gräser in Deutschland sind und welche Giftstoffe diese
produzieren, sei allerdings bisher weitestgehend unbekannt. Das ändert
sich mit der jetzt von dem internationalen Forscherteam
veröffentlichten Studie. Sie liefert erstmals einen umfassenden
Überblick über Infektionsraten sowie Alkaloidproduktion in Gräsern in
Deutschland, die mit Epichloë-Pilzen infiziert sind. Demnach sind fünf
der untersuchten 13 Grasarten mit verschiedenen Epichloë-Pilzen
infiziert. Sie produzieren für Insekten und Wirbeltiere toxische
Giftstoffe. Wie hoch die Konzentrationen sind und ob diese schon
lebensbedrohlich für die Tiere sind, untersucht das Forscherteam zur
Zeit noch.

Für seine Studie hat das internationale Forscherteam in den Gräsern
die An- beziehungsweise Abwesenheit verschiedener Gene bestimmt, die
für die Produktion der Alkaloide nötig sind. Anschließend hat es im
Labor analysiert, welche Alkaloide tatsächlich produziert werden, um
so ein mögliches Vergiftungspotential abzuschätzen. Diese Methode
eignet sich seiner Meinung nach gut, um den Endophyten-Status auf
Weideflächen zu überprüfen und regelmäßig zu kontrollieren. So könnten
mögliche Vergiftungen auch in Zukunft vermieden werden.

Eine höhere Diversität senkt die Gefahr

In einem Punkt können Vikuk und Krauß allerdings Entwarnung geben:
"Wir konnten nachweisen, dass das Startgen für die Herstellung von
Ergovalin, einer für Wirbeltiere toxischen Substanz, im heimischen
Deutschen Weidelgras weitestgehend fehlt und dass die Substanz auch
tatsächlich nicht produziert wird", sagt Vikuk. Diese Information
könnte vor allem Saatgutentwickler interessieren, die die Vorteile der
Pilzinfektion nutzen, gleichzeitig aber die negativen Effekte auf
Weidetiere vermeiden wollen. Ein weiteres Wirbeltiergift im Deutschen
Weidelgras, Lolitrem B, ist davon aber unbeeinflusst und kommt in
toxischen Konzentrationen vor.

Die Gefahr einer Vergiftung von Pferden, Rindern oder Schafen lässt
sich nach Ansicht der Wissenschaftler allerdings vergleichsweise
leicht verringern: "Landwirte sollten darauf achten, die Diversität
auf Weiden zu erhöhen und Monokulturen, vor allem vom Deutschen
Weidelgras zu vermeiden", sagt Jochen Krauß. Ein Massensterben von
Tieren trete insbesondere dort auf, wo die Tiere mangels Alternativen
gezwungen sind, das giftige Gras zu fressen. Auf Wiesen mit
unterschiedlichen Pflanzenarten könnten sie auf andere Gräser
ausweichen und damit hohe Giftkonzentrationen vermeiden.

Eine höhere Diversität sei auch angesichts der Klimaerwärmung
angeraten. Schließlich sind Gräser, die mit endophytischen Pilzen in
Symbiose leben, bei steigenden Temperaturen und zunehmenden
Dürreperioden im Vergleich zu Gräsern ohne Pilzbefall aufgrund ihrer
höheren Stressresistenz im Vorteil. Ohne Eingriffe von außen sei
deshalb zu befürchten, dass der Klimawandel auch in Deutschland das
Risiko für Vergiftungen von Weidetieren erhöht.

Originalpublikation:

Infection Rates and Alkaloid Patterns of Different Grass Species with
Systemic Epichloë Endophytes. Veronika Vikuk, Carolyn A. Young,
Stephen T.
Lee, Padmaja Nagabhyru, Markus Krischke, Martin J. Mueller, Jochen
Krauss.
Applied and Environmental Microbiology, 

DOI: 10.1128/AEM.00465-19

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news719766

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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WALD/246: Wälder, die dem Klimawandel trotzen (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - 18. Juli 2019

Wälder, die dem Klimawandel trotzen



(Munster/Oerrel) In diesen Tagen war eine Kommission der DKV -
Gütegemeinschaft für forstliches Vermehrungsgut e.V. - in
niedersächsischen Wäldern unterwegs, auf der Suche nach den besten
Saatguterntebeständen. Dabei wurden sowohl Wälder der
Niedersächsischen Landesforsten, des Klosterkammerforstbetriebes als
auch im Privat- und Kommunalbesitz befindliche Waldbestände
aufgesucht. Im Fokus stehen die Baumarten, die hauptsächlich in den
niedersächsischen Wäldern vorkommen und deren Saatguternte und
-vertrieb genauestens gesetzlich geregelt sind. Für die Ernte müssen
die Waldbestände offiziell zugelassen werden. "Von diesen bereits auf
Ihre Qualität hin ausgewählten Wäldern lesen wir jetzt noch einmal das
"Sahnehäubchen" aus", beschreibt Thomas Rohde, Geschäftsführer der
DKV, die Aufgabe der Kommission. "Wir legen noch einmal gesonderten
Wert auf die Vitalität, Leistung und herausragende Qualität der
Samenbäume. Erntebestände, die unser Gütesiegel "Sonderherkunft"
tragen, sind die besten der besten." So wurden Buchen-, Stiel-,
Trauben- und Roteichenwälder, sowie Fichten-, Douglasien und
Lärchenbestände dieser Tage genauestens beurteilt und auf ihre
besondere Leistungsfähigkeit hin unter die Lupe genommen. "Wälder, die
sich so vital darstellen, sind auch dem Klimawandel am besten
gewachsen. Deshalb tun wir gut daran, unsere künftige Waldgeneration
aus solchen Bäumen zu begründen und nicht nur auf natürliche Aussamung
zu setzen, wenn die Mutterbestände bereits geschwächt sind und nicht
unseren Anforderungen entsprechen" erläutert Andreas Preuß, Leiter der
Forstsaatgutberatungsstelle Oerrel, die Vorteile.




[image: Foto: © Andreas Preuß/Niedersächsische Landesforsten]

Foto: Die schönste Eiche Deutschlands steht im Genossenschaftwald
Berel bei Burgdorf 

Foto: © Andreas Preuß/Niedersächsische Landesforsten



Besonders stolz ist der Vorsitzende der Genossenschaftsforst Berel,
Dietrich Uthe, auf die schönste Eiche in dem vorgeführten
Saatgutbestand. Mit einem 20m langen astfreien schnurgeradem Schaft
und einer weitausladenden Krone ragt diese gut 95 cm dicke
Traubeneiche weit in den Himmel hinein. Ihre Qualität und Vitalität
bestaunen auch die Kommissionsmitglieder, die eigentlich den Anblick
toller Bäume gewohnt sind. "Dieser Baum ist schon außergewöhnlich!"
sind sie sich einig.

Aber dieses Mal werden auch Wälder besucht, die eigentlich Neulinge in
Deutschland sind. "Wir haben sehr gute Waldbestände aus Hemlocktanne,
Coloradotanne und Mammutbaum, die bereits seit einigen Jahrzehnten
hier wachsen und sich als sehr vital erwiesen haben. In Zeiten der
Klimaerwärmung sollten wir diesen Baumarten Beachtung schenken, falls
unsere etablierten Arten Schwierigkeiten bekommen", gibt Peter
Wollborn, Abteilungsleiter für Waldbau bei den Niedersächsischen
Landesforsten, zu bedenken.

Mit der Auszeichnung von neun Wäldern als "Sonderherkunft" zeigen sich
die Kommissionsmitglieder über ihre diesjährige Ausbeute sehr
zufrieden. "Diese neuen Sonderherkünfte sind ein weiterer Baustein für
den Aufbau standortgerechter und klimatoleranter Wälder," sind sie
sich sicher.

Hintergrund:

Die DKV - Gütegemeinschaft für forstliches Vermehrungsgut e.V. (DKV)
ist ein privatrechtlicher Zusammenschluss bedeutender Forstsamen- und
Forstpflanzenbetriebe, Waldbesitzer und Forstverwaltungen. Sie ist ein
eingetragener Verein und verfolgt satzungsgemäß das gemeinnützige
Ziel, den Herkunftsgedanken für forstliches Vermehrungsgut in der
Bundesrepublik Deutschland zu fördern und zu vertreten.

Sie dient damit im Einklang mit der von der UNCED-Konferenz in Rio im
Jahr 1992 verabschiedeten Agenda 21 einer nachhaltigen Entwicklung der
Forstwirtschaft und trägt dazu bei, durch die Verwendung genetisch
hochwertigen Vermehrungsgutes die Ertragsfähigkeit und die Stabilität
der Waldbestände zu erhalten und zu verbessern.

Die DKV - Gütegemeinschaft für forstliches Vermehrungsgut e.V.
verfolgt das Ziel, die Güte von forstlichem Vermehrungsgut zu sichern
sowie die Verwendung geeigneter, genetisch hochwertiger Herkünfte zur
Erhaltung und Verbesserung der Ertragsfähigkeit und Stabilität des
Waldes zu fördern.

Zu diesem Zweck hat die DKV u.a. die Aufgabe,


	besonders hochwertiges Ausgangsmaterial (i.d.R. Bestände, Samenplantagen) für die Gewinnung von forstlichem Vermehrungsgut auszuwählen (Sonderherkünfte) und mit einem Gütezeichen zu versehen,

	zu überwachen, dass Gütezeichenbenutzer die Gütezeichensatzung nebst Durchführungsbestimmungen einhalten,

	Gütezeichenbenutzer zu verpflichten, nur solche Erzeugnisse, deren Güte gesichert ist, mit dem Gütezeichen zu kennzeichnen.



Sie unterhält satzungsgemäß keinen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb,
dient allein gemeinnützigen Zwecken und hat keine Markt- und
Preisregelnden Aufgaben.

Eine wesentliche Aufgabe kommt im Rahmen der Satzungsaufgaben dem
Güteausschuss der DKV zu, der bei allen forstlich relevanten
Waldbaumarten ihm genetisch besonders wertvoll erscheinende
Erntebestände als Sonderherkunft ausscheidet und diese mit einen Namen
versieht (z.B. Fichte Sonderherkunft Westerhof, Europäische Lärche
Sonderherkunft Schlitz u.a.).

Die Auswahl der Bestände erfolgt in der Regel nach phänotypischen
Gesichtspunkten. Die von der DKV an die Erntebestände gestellten
Anforderungen liegen deutlich über den gesetzlichen Mindestnormen. Bei
den Baumarten, die nicht dem Forstvermehrungsgutgesetz unterliegen,
hat die DKV im Anhalt an die gesetzlichen Normen und in Zusammenarbeit
mit den Länderinstitutionen für Forstpflanzenzüchtung eigene Qualitäts-
 und Anerkennungsrichtlinien erarbeitet und wendet diese bei der
Anerkennung an.

 * 
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FORSCHUNG/503: Neues Projekt erfasst die "Flora des Böhmerwaldes" (idw)


Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns - 23.07.2019

Grenzüberschreitende Kooperation: Neues Projekt erfasst die "Flora
des Böhmerwaldes" 



Über die Artenvielfalt der Pflanzen des Böhmerwalds ist bisher wenig
bekannt. Das nun gestartete Forschungsprojekt "Flora des Böhmerwaldes"
soll die Pflanzenvielfalt in diesem biologisch einzigartigen Gebiet
umfassend erforschen. Kooperationspartner des Projekts sind die
Staatlichen Naturwissenschaftlichen Sammlungen Bayerns (SNSB) mit dem
SNSB IT-Zentrum und der Botanischen Staatssammlung München (SNSB-BSM),
der Lehrstuhl für Botanik der Südböhmischen Universität Budweis sowie
die beiden Nationalparke Bayerischer Wald und Sumava.




[image: Foto: © Cornelia Straubinger / Nationalpark Bayerischer Wald]

Der Ästige Rautenfarn (Botrychium matricariifolium) ist ein äußerst
seltener und gefährdeter Farn, mit nur wenigen Standorten in
Deutschland.

Foto: © Cornelia Straubinger / Nationalpark Bayerischer Wald



"Trotz langer Tradition der floristischen Erforschung dieser Region in
beiden Ländern lag bisher noch keine grenzüberschreitende
Gesamterfassung vor," erklärt Cornelia Straubinger zuständig für das
Projekt beim Nationalpark Bayerischer Wald. Der Böhmerwald erstreckt
sich über die beiden Nationalparke Bayerischer Wald und Sumava hinaus,
vom Gebiet des Großen Arbers bis in das österreichische Mühlviertel.
Das deutsch-tschechische Wissenschaftlerteam hat es sich zum Ziel
gemacht, gemeinsam sowohl historische floristische Daten der Region
zusammenzuführen und aufzuarbeiten als auch die aktuelle
Pflanzenvielfalt durch neue Kartierungen zu ergänzen. "Wir wollen
grenzüberschreitend einheitliche Methoden zur Bestandsaufnahme der
Pflanzen verwenden und etablieren", so Straubinger.




[image: Foto: © Wolfgang Diewald / Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns (SNSB-BSM)]

Der Blick auf den Großen Arbersee zeigt die landschaftlichen
Besonderheiten des Böhmerwaldes, wo noch weitläufige Wälder und
Feuchtgebiete zu finden sind.

Foto: © Wolfgang Diewald / Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns (SNSB-BSM)



Die gesammelten Daten über die aktuelle und historische Verbreitung
sowie Häufigkeit der Gefäßpflanzenarten des Böhmerwaldes werden nach
Auswertung durch Experten der Öffentlichkeit zugänglich gemacht - auf
einem gemeinsamen Onlineportal in tschechischer und deutscher Sprache.
Die Zusammenführung sämtlicher Informationen ist von großer Bedeutung,
um passende Maßnahmen für den Arten- und Ökosystemschutz auf beiden
Seiten der Grenze entwickeln zu können. Dazu gehört auch die
Überwachung der Bestandsentwicklung von seltenen und bedrohten Arten.
Eine große Anzahl der Pflanzen im Nationalpark sind gefährdet oder
sogar vom Aussterben bedroht wie die "Vielteilige Mondraute"
(Botrychium multifidum) und der "Böhmische Enzian" (Gentianella
bohemica Skalick�).

"Moderne Untersuchungsmethoden erbringen neue Erkenntnisse zur
Entwicklung und Ökologie gefährdeter Arten. Wir hoffen so, die
Bereitschaft zur Übernahme von Verantwortung für deren Erhalt in der
Öffentlichkeit zu steigern," sagt Wolfgang Diewald, Projektmitarbeiter
an der Botanischen Staatssammlung München (SNSB-BSM).

Für die Verwaltung und Weiterverarbeitung der Daten ist das IT-Zentrum
der Staatlichen Naturwissenschaftlichen Sammlungen Bayerns (SNSB)
verantwortlich. Es bildet die Schnittstelle zwischen den deutschen und
tschechischen Datenbanksystemen. Für die GPS-genaue Erhebung der
Beobachtungsdaten ist im Böhmerwald-Projekt die vom SNSB IT-Zentrum
entwickelte DiversityMobile App routinemäßig im Einsatz. "Unsere App
bildet eine wichtige Komponente des Datenflusses," freut sich Dagmar
Triebel, Leiterin des IT-Zentrums und Projektkoordinatorin an den
SNSB.

Das Projekt "Flora des Böhmerwaldes" ist eine Maßnahme zur
grenzübergreifenden Zusammenar-beit zwischen dem Freistaat Bayern und
der Tschechischen Republik und wird im Rahmen der EU-Initiative
Interreg gefördert. Auf bayerischer Seite wird das Programm durch die
Regierung von Niederbayern verwaltet. Sämtliche Daten stehen auch dem
Langzeitmonitoringprojekt "Flora von Bayern" zur Verfügung.




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.snsb.de

Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns

http://www.snsb.info

SNSB IT Center

http://www.botanischestaatssammlung.de

Botanische Staatssammlung München

https://wiki.bayernflora.de/web/Flora_des_B%C3%B6hmerwaldes_%E2%80%93_Kv%C4%9Btena_%C5%A0umavy_%E2%80%93_Flora_Silvae_Gabretae

 Bayernflora Wiki
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KINO/5740: Hanau - Schwedische Komödie "Britt-Marie war hier" am 26.8.2019


Stadt Hanau

Kino-Erzählcafé beendet die Sommerpause mit schwedischer Komödie
"Britt-Marie war hier"



Mit der schwedischen Komödie "Britt-Marie war hier" kehrt das
Kino-Erzählcafé des Seniorenbüros der Stadt Hanau und des Kinocenters
Kinopolis am Montag, 26. August, aus der Sommerpause zurück. Der
Wiederholungs-Termin ist eine Woche später am 2. September.

Im Mittelpunkt steht die 63-jährige Britt-Marie, gespielt von Pernilla
August, die gerade eine 40 Jahre bestehende Ehe und ihr fast ebenso
langes Leben als Hausfrau hinter sich gelassen hat. Doch der einzige
Job, den die Kleinstadt Borg für Britt-Marie bereithält, wird eine
echte Herausforderung für sie. Da die Stadt bis auf eine Pizzeria und
ein Blumengeschäft nur eine Fußballmannschaft zu bieten hat, muss die
ehemalige Hausfrau plötzlich vor die Schwierigkeit bewältigen, das
Team zu trainieren. Britt-Maries neue Aufgabe weckt das Interesse bei
ihrem Noch-Ehemann Kent (Peter Haber) und ihrem neuen Freund Sven
(Anders Mossling). Die drei Jungs Sami (Lancelot Ncube), Vega (Stella
Oyoko Bengtsson) und Omar (Elliot Alabi Andersson) fordern hingegen
Britt-Marie über ihr typisches Leben als Hausmütterchen ganz schön
heraus.

Im Vorfeld des Films gibt es an beiden Terminen von 13.15 bis 14.30
Uhr im Foyer des Kinopolis neben Kaffee, Tee und Kuchen zu je einem
Euro auch Zeit für Gespräche und Kennenlernen. Die ehrenamtlichen
Kinolotsen und Kinolotsinnen vom Seniorenbüro sind vor Ort und stehen
für Fragen zur Verfügung.

Kinokarten für fünf Euro das Stück gibt es ab sofort im Kinopolis
Hanau (Am Steinheimer Tor 17, 63450 Hanau). Die Kasse ist täglich ab
13 Uhr und am Wochenende ab 11 Uhr besetzt. Menschen mit
Gehbehinderung mit oder ohne Rollator oder im Rollstuhl
(Rollstuhlplätze) können sich Plätze in der barrierefreien "Reihe K"
reservieren lassen. Weitere Informationen zum Kino-Erzählcafé gibt es
auch im Seniorenbüro bei Karin Dunkel (Telefon 06181/66820-50) und bei
der ehrenamtlichen Mitarbeiterin Ursula Lehmann (Telefon
06181/254897).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 26. Juli 2019
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TOUR/7482: Hanau - Märchenpfad-Spaziergänge, 15., 22. und 29. September 2019


Stadt Hanau

3. Auflage der Hanauer Märchenpfad-Spaziergänge 



Zur inzwischen dritten Auflage seiner beliebten
Märchenpfad-Spaziergänge lädt der Hanauer Märchen-Erzählkreis zusammen
mit der Stadt Hanau für September ein.

Am 15., 22. und 29. September 2019, jeweils ab 14 Uhr, werden seine
Mitglieder die berühmten "Hanauer Märchen" direkt an den bronzenen und
steinernen Denkmäler in der Innenstadt erzählen. Nachdem die
hochwertigen Skulpturen im Frühjahr 2016 mit Hilfe von zahlreichen
Patinnen und Paten aufgestellt wurden, entwickelte sich die Idee, über
die Figuren zu informieren und die jeweils dargestellten Märchen in
der Originalfassung der Brüder Grimm frei vorzutragen.

Am 15.9. um 14 Uhr startet Antonie Weiner mit "Die sechs Schwäne" am
Schlossgartenweiher, es folgen Ute Iacobone mit "König Drosselbart" am
Schlossplatz, Christa Serfling mit der "Teufel mit den drei goldenen
Haaren" auf dem Altstädter Markt und Irmgard Ketzel mit "Däumlings
Wanderschaft" vor dem Finanzamt.

Am 22.9. um 14 Uhr beginnt Marianne Becke mit "Der gestiefelte Kater"
an der Ecke Fahrstraße / Langstraße, sodann Christa Wolff mit
"Tischlein deck dich" in der Salzstraße / Buchhandlung Dausien und
Sybille Schulze mit "Dornröschen" in der Rosenstraße vor dem Café
Schien.

Am 29.9. um 14 Uhr erzählt Margitta Lange "Der goldene Schlüssel" an
der Kölnischen Straße / Sparkasse Hanau und "Rotkäppchen und der Wolf"
an der Französischen Allee, Rosemarie Raake-Weiß "Schneewittchen am
Marktplatz / P&C und schließlich Irmgard Ketzel "Brüderchen und
Schwesterchen" an der Platane am Forum Hanau.

Die Teilnahme an den Führungen ist kostenlos dank der Brüder 
Grimm-Stiftung der Sparkasse Hanau.

Der Hanauer-Märchen-Erzählkreis pflegt die alte Tradition des
Erzählens, die Märchen werden nicht vorgelesen. Die in den Geschichten
versteckten Lebensweisheiten werden somit aktiv-kommunikativ
weitergegeben. Die derzeit rund 15 Mitglieder erzählen für alle
Generationen, bei öffentlichen und privaten Veranstaltungen, in
Kindergärten oder Senioreneinrichtungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TOUR/7481: Hanau - Industriekultur mit dem Fahrrad entdecken am 10. August 2019


Stadt Hanau

Hanauer Industriekultur mit dem Fahrrad entdecken

Ein Angebot der Tourist-Information am Samstag, 10. August



Zu einer Erkundungstour der Industriedenkmäler Hanaus lädt die
Tourist-Information Hanau am Samstag, 10. August, im Rahmen einer
Fahrradführung mit Stadtführer Frank Trautner. Los geht es am Congress
Park Hanau und von dort vorbei an den Gebäuden der Wilhelm -
und Nordstraße (Bijouterie- Fabrik Kreuter, Maschinenfabrik Weinig und
Mühlenensemble). Danach führt die Strecke entlang der Kinzig zum
Industriepark Wolfgang, auf dessen Gelände sich vormals die Königliche
Pulverfabrik befand.

Über Großauheim geht es dann in den Mainhafen Hanau, wo einige
interessante Punkte der Hanauer Industriekultur zu sehen sind. Im
Anschluss stehen die Industriedenkmäler von Kesselstadt - Wasserturm
und Kanalpumpstation - auf dem Programm. Über Wilhelmsbad und den
Beethovenplatz geht es dann zurück zum CPH. Auf Wunsch der
Teilnehmenden kann dort im benachbarten Paulaner-Biergarten eine
kleine Stärkung oder Erfrischung eingenommen werden, um die Tour
gemütlich ausklingen zu lassen.

Treffpunkt ist um 14 Uhr vor dem Congress Park Hanau am Schlossplatz.
Die Rad-Tour dauert rund dreieinhalb Stunden, führt durch
ausschließlich flaches Gelände und kostet 13 Euro. Eigene Räder sind
mitzubringen. Eine Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da die
Führung bei mangelndem Interesse abgesagt wird.

Anmeldung bei der Tourist-Information im Hanauer Rathaus per Telefon
unter 06181-295 739 oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de
oder beim Hanau Laden am Freiheitsplatz 3, Telefon 06181-427 78 99.
Weitere Informationen über diese und andere Stadtführungen unter
www.hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TOUR/7480: Bielefeld - Stadtrundgang "Die Dürkopp-Story" am 4. August 2019


Stadt Bielefeld

Stadtrundgang: Die Dürkopp-Story



Bielefeld (bi). Das Historische Museum bietet am Sonntag, 4. August,
um 11 Uhr einen Stadtspaziergang zur Geschichte der Firma Dürkopp an.
Dabei steht nicht nur das historische Firmengelände mit seiner
Fabrikarchitektur aus verschiedenen Bauepochen im Vordergrund. Auch an
Nikolaus Dürkopp wird erinnert. Er baute eines der bedeutendsten
Industrieunternehmen in Bielefeld auf, das zeitweise mehrere Tausend
Mitarbeiter beschäftigte. Außer Nähmaschinen wurden auch Zweiräder,
Motoren und Automobile hergestellt. Treffpunkt für den
Stadtspaziergang ist die Museumskasse, die Teilnahme kostet fünf Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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